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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine Damen und Herren! 

Einen wunderschönen guten Morgen! Ich darf auch die auf der Galerie Anwesenden recht herzlich begrüßen. Ich hoffe, Sie werden sich ein Bild von der Tätigkeit hier im Wiener Gemeinderat machen können.

Ich darf somit die Sitzung für eröffnet erklären und einleitend mitteilen, dass Herr GR Ekkamp wegen Erkrankung entschuldigt ist.

Wir kommen zur Fragestunde. 

Die 1. Anfrage (FSP - 05357-2005/0001 - KFP/GM) wurde von Herrn Dr Herbert Madejski an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet. (Ist das derzeit offensichtlich in Frage gestellte neue Stadion in Rothneusiedl für Sie weiterhin ein Fixpunkt und eine Bedingung, um die Verlängerung der U1 nach Rothneusiedl zu führen?)
Ich ersuche um Beantwortung. - Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Vorsitzender! Herr Gemeinderat!

Zu Ihrer Frage: Rothneusiedl ist eines der 13 Zielge-
biete im Stadtentwicklungsplan, wie Sie wissen, daher ist der Plan, dort einen neuen Stadtteil zu entwickeln, weiterhin aufrecht. Er ist hervorragend angeschlossen mit der S1, der Wiener Außenring-Schnellstraße; es wird dort mit der so genannten Hansson-Spange auch eine Abfahrt unmittelbar ins Areal zur Verfügung stehen. Es ist durch den Ausbau der Pottendorfer Linie mit dem da-
mit zusammenhängenden Güterverteilzentrum der Öster-
reichischen Bundesbahnen eines der großen Gebiete, in denen sowohl gewerblich-industrielle Entwicklung als auch Wohnen, Unterhaltung, Freizeit - also ein gesamter neuer Stadtteil - entwickelbar sind. Das war auch schon im alten Stadtentwicklungsplan 1994 enthalten.

Der Masterplan Verkehr sieht die Verlängerung der U1 bis Rothneusiedl im Rahmen der 4. Ausbauphase der U-Bahn vor. Wir haben keinerlei Maßnahmen gesetzt, dass diese Ausbauphase nicht stattfinden kann. Es wird daher die Verlängerung der U1 bis zum Gebiet Rothneusiedl geben - es sei denn, die Bundesregierung und im Besonderen Finanzminister Grasser können sich weiterhin nicht dazu bekennen, dass auch nach 2010 die 50 zu 50-Finanzierung für die U-Bahn sicherzustellen wäre.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die 1. Zusatzfrage: Herr Dr Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Es ist ja gut, dass man gleich am Anfang einer Legislaturperiode dieses wichtige Thema in der Fragestunde aufgreift. Daher habe ich diese Frage gestellt, auch unter dem Eindruck, dass nicht alles so klar ist, wie es im Stadtentwicklungsplan steht. Sie haben gesagt, die Entwicklung ist so; ich sage: Sie wäre so, wenn alles gut läuft.

Ich bin nicht der Meinung, dass bei Rothneusiedl alles sehr gut läuft, denn wir wissen alle, dass man dort, gerade was die Grundstücke betrifft, noch sehr säumig ist. Die Entwicklung für eine U-Bahn - das haben Sie selbst immer gesagt, und auch Ihre Beamten und der Herr Bürgermeister - ist abhängig von sehr vielen Faktoren. Unter anderem den Faktor Grund gibt es dort, und im Stadtentwicklungsplan steht natürlich auch das Stadion als einer der Fixpunkte drin, und mindestens 8 500 Wohnungen. Wir wissen, dass die Grundstücke derzeit nicht zur Verfügung stehen, um überhaupt in dieser Menge bauen zu dürfen. 

Daher habe ich meine Frage gestellt, und sie ist von Ihnen nicht genau beantwortet worden. Ich habe nämlich gefragt, ob das Stadion weiterhin ein Fixpunkt für die Verlängerung ist. Ist, wenn das Stadion nicht gebaut wer-
den würde, trotzdem die Verlängerung der U1 sicherge-
stellt? Ich habe nämlich den Eindruck, dass der Herr Bürgermeister und Sie nicht offen und nicht sehr oft über dieses Problem Rothneusiedl diskutieren. Ich höre zwischen Ihnen immer andere Meinungen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Überlassen Sie das uns beiden, wie oft und wie intensiv wir miteinander reden. Im Übrigen gibt es da keine Differenzen in den Anschauungen. Das ist ein Stadtentwicklungsgebiet, und das war es schon, bevor Stronach auf die Idee kam, sich dort ein Stadion vorzustellen. Ich denke, dass Rothneusiedl mit oder ohne Stadion ein Stadtentwicklungsgebiet gemäß Stadtentwicklungsplan 2005 ist und daher die Verlängerung der U-Bahn dorthin mit Sicherheit sinnvoll ist. 

Aber wie immer bei der Planung ist es so, dass es eine Planung ist. Und Planungen können durch Veränderung der Rahmenbedingungen - wie zum Beispiel dann, wenn es keine Fortsetzung der Mitfinanzierung 50 zu 50 durch den Bund gibt - auch zu Fall gebracht werden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die nächste Zusatzfrage: Frau Dipl Ing Gretner.

GRin Dipl Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Sie haben soeben erwähnt, dass Sie diese Maßnahme, die U-Bahn nach Rothneusiedl zu verlängern, für ei-
ne mit Sicherheit sinnvolle Maßnahme halten. Ich halte es mit Sicherheit für sinnvoller, den Wienerberg endlich an den öffentlichen Verkehr anzubinden, ebenso Monte Laa, derzeit in Fertigstellung. Sie haben keinen hochrangigen öffentlichen Anschluss, obwohl dort 3 000 Men-
schen wohnen und ungefähr 4 000 Arbeitsplätze beste-
hen. 

Deshalb meine Frage: Welche konkreten Maßnahmen - Finanzierungsplan, Zeithorizont - gibt es für die Anbindung des Monte Laa an den hochrangigen öffentlichen Verkehr sowie für den Wienerberg?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Frau Gemeinderätin!

Wir haben, bevor die Entscheidung getroffen wurde - ich war damals nicht der zuständige Stadtrat, aber das ist nachlesbar -, sehr wohl die Erschließung mit öffentlichem Verkehr für beide von Ihnen erwähnten Gebiete vorbereitet und auch bereits umgesetzt. Es gab von Beginn an zum Beispiel zum Wienerberg den Shuttlebus von der U6-Station in Meidling, dieser ist mittlerweile von den Wiener Linien übernommen worden. Es fahren fünf Buslinien auf dem Korridor Wienerbergstraße, ein Beschleunigungsprogramm für die Busse ist dort umgesetzt worden, ohne dass es zu eklatanten Behinderungen für die sonstigen Verkehre kommt. Die Anbindung dieses Areals ist mindestens genauso gut wie in vielen anderen Teilen dieser Stadt.

Was den Bereich Monte Laa betrifft, so ist natürlich vor der Flächenwidmung dort geprüft worden, ob mit der Busverbindung das Auslangen gefunden werden kann. Das Ergebnis war damals, dass eine Verdichtung des Busses bei Besiedlung des Areals stattfinden soll, und ich gehe davon aus, dass das nach Fertigstellung der Bauarbeiten dort tatsächlich stattfinden wird.

Ob es in ferner Zukunft sinnvoll ist - und die Kapazitätsauslastung erreicht werden kann -, dort einmal ein schienengebundenes Verkehrsmittel hinzuführen, das werden wir natürlich laufend überprüfen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Nächste Zusatzfrage: Herr GR Kenesei.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ihre Antwort vor allem zum Monte Laa, obwohl wir jetzt eigentlich über die U-Bahn-Verlängerung reden sollten, erschüttert mich; ich sage es Ihnen, wie es ist. Offensichtlich haben Sie sich die Situation vor Ort und aktuell noch überhaupt nie angesehen. Der Bereich Collmanngasse/Urselbrunnengasse, die Gemeindebauten und alle Genossenschaftsbauten sind bereits besiedelt, es ist im Monte Laa ein Teil bereits besiedelt. Die Linie 68A ist ein absolut untauglicher Zubringer zur U1-Station am Reumannplatz. Nicht nur, dass die Wiener Linien derzeit nicht bereit sind, im Intervallbereich etwas zu tun, ist auch die Kapazität bei weitem nicht ausreichend.

Wenn Sie sich die Situation vergegenwärtigen, was die Station im Bereich der Urselbrunnengasse betrifft: Allein dort hat es zweieinhalb Jahre gedauert, um eine Station zu errichten, die auch wind- und wettergeschützt ist, weil es offensichtlich Diskrepanzen in der Planung und in der Ausführung gegeben hat. Des Weiteren ist die Station an der Absbergbrücke nicht ausreichend so angebunden, dass die Leute vom Bereich Monte Laa dort tatsächlich eine Station haben. Des Weiteren ist die Möglichkeit überhaupt nicht gegeben, den Bus dementsprechend beschleunigt ab der Absberggasse über die Laaer-Berg-Straße bis zum Reumannplatz zu führen. Und dass sich die Station am Reumannplatz de facto hinterm Amalienbad, also überhaupt nicht in einer fußläufigen Distanz zur U1-Station befindet, ist Ihnen bekannt. Also erzählen Sie hier herinnen nicht, dass am Monte Laa alles paletti ist! Denn dort liegt in Wirklichkeit die Sache mit dem öffentlichen Verkehr sehr im Argen.

Detto ist es bei der U1-Verlängerung. Sie haben interessanterweise einmal angekündigt, dass dann, wenn das Stadion nicht kommt, die U-Bahn eben am Stockholmer Platz endet. Auch da muss ich mich fragen, ob Sie die örtlichen Gegebenheiten in diesem Bereich überhaupt kennen. Denn eine Lösung Stockholmer Platz ist derart unrealistisch und fern jeglicher Planungskultur, sodass ich mich manchmal frage, wer Ihnen eigentlich solche Sachen vorschlägt oder wer auf solche Ideen kommt. Es gäbe dort keine Möglichkeit einer Park and Ride-Anlage. Es gäbe dort keine Möglichkeit einer Umsteigerelation zu Regionalbussen, damit man in die U‑Bahn umsteigen kann. Es gibt dort keine Möglichkeit, ein Regionalbussystem anzubinden.

Das heißt, Herr Stadtrat, ich frage Sie: Sind Sie 
überhaupt noch in der Lage, die Verkehrsprobleme im Süden dieser Stadt halbwegs in den Griff zu bekommen, oder ist es Ihre einzige Variante, die Sie haben, zu resignieren?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Zum ersten Teil Ihrer Frage: Ja.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Dkfm Maurer, Sie haben die nächste Zusatzfrage.

GR Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Obwohl es erforderlich ist, eine Co-Finanzierung zwischen Bund und Land Wien beim weiteren U1-Ausbau zu haben - worauf Favoriten natürlich sehr großen Wert legt -, lautet meine Frage: Wie weit sind jetzt schon die Planungen für eine allfällige Trassenführung der U1 in den Süden?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Wir haben die Trassenführung vom Reumannplatz bis aufs Gebiet Rothneusiedl seitens der Planungsabteilungen dieser Stadt und der Wiener Linien schon sehr in-
tensiv prüfen lassen. Wir haben insgesamt sieben Vari-
anten mit Untervarianten untersucht. Es hat sich dabei herausgestellt, dass die Führung entlang oder unter der Favoritenstraße eindeutig das Beste ist, unter dem Ver-
teilerkreis Favoriten und der Autobahn dort hindurch, vorbei am Alten Landgut, wo die Fachhochschule Cam-
pus Favoriten entstehen wird, und hinunter über den Stockholmer Platz bis aufs Gebiet Rothneusiedl. Diese Trassenfestlegung ist getroffen. 

Für die weiteren Feinplanungen und für die Vorbereitung der UVP ist natürlich die Zustimmung zur Mitfinanzierung durch die Bundesregierung notwendig, die, wie schon erwähnt, fehlt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Herr Dr Madejski, Sie haben die letzte Zusatzfrage.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Bei Ihrer Antwort, dass Planung natürlich etwas Fließendes ist und sich immer ändern kann, hat man den Eindruck, dass das eigentlich schon zum Prinzip der Stadt Wien gehört, dass alles fließend und nichts fix ist. 

Ich habe den Eindruck, bei Rothneusiedl ist wirklich nichts fix, und die ständige Ausrede auf den Bund können Sie noch ein paar Monate machen. Aber in einem Jahr sitzen wir hier, und da schaue ich mir das an, wenn Sie dann vielleicht den Finanzminister stellen oder in einer großen Koalition sind; wir werden ja die Mehrheitsverhältnisse sehen. Dann werden wir uns hier ganz locker zurücklehnen, und dann werden wir schauen, wie die Finanzierung für die U-Bahn von Bundesseite her abgewickelt wird. 

Nun nochmals zurück zu Rothneusiedl, da möchte ich gern Folgendes wissen. Planung muss ja immer Al-
ternativen beinhalten. Wenn sich bis zu einem gewissen Zeitpunkt herausstellt - den Sie wahrscheinlich kennen, ich kenne ihn nicht, aber Sie können ihn mir verraten -, wenn bis zu einem gewissen Zeitpunkt nicht gewähr-
leistet ist, dass dort 8 500 Wohnungen entstehen, son-
dern aufgrund der Grundstückstransaktionen vielleicht nur 4 000 Wohnungen, wenn kein Stadion und keine Mehrzweckhalle vorhanden sind: Wie schaut dann die Alternativplanung aus? Bleibt die U1 wirklich am Stock-
holmer Platz? Führt sie ganz nach Rothneusiedl? Gibt es Zwischenvarianten? Das würde mich interessieren: Wie schaut die Alternative aus, wenn es nicht die optimale Lösung gibt, die Sie in Ihrem STEP 05 drinnen haben?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Da waren mir ein bisschen viele Wenn und Aber drinnen. Die Frage des Stadterweiterungsgebietes Roth-
neusiedl richtet sich natürlich nach der Grundstücksver-
fügbarkeit und nach den Interessen der Grundeigentü-
mer. Wir können uns das dort wunderbar und herrlich vorstellen, aber wenn die nicht verkaufen wollen oder nur zu Preisen, die zum Beispiel keinen sozialverträglichen Wohnbau zulassen, dann wird es dort auch im nächsten Jahrzehnt keine Entwicklung geben.

Was die Frage des U-Bahn-Baus betrifft, kann ich nur hoffen, dass es nach der nächsten Nationalratswahl wirklich wieder einen sozialdemokratischen Finanzminister gibt. Denn mit dem konnten wir ja das letzte Mal einen ordentlichen Abschluss tätigen. (GR Johann Herzog: Dann wird alles besser! - Bgm Dr Michael Häupl: Viel besser!)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Somit ist die 1. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP - 05354-2005/0001 - KGR/GM). Sie wurde von Frau GRin Susanne Jerusalem an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Medienberichten zufolge bräuchte Wien für den Bereich des Unterrichts von außerordentlichen SchülerInnen an den Pflichtschulen 168 zusätzliche LehrerInnen. Die Zahlungen des Bundes reichen offensichtlich nicht aus. Welche budgetären Maßnahmen sollten Ihrer Meinung nach im Gemeinderat getroffen werden, um diesen Mangel auszugleichen und im Schuljahr 2006/07 die erforderliche Anzahl an Dienstposten in diesem Bereich zu ermöglichen?)
Ich ersuche um Beantwortung. 

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Darf ich Ihre Frage, die Sie an mich gestellt haben, zweiteilen? Zunächst komme ich zur Sache selbst. 

Aus den Finanzausgleichsverhandlungen, die Sie ja wiederholt auch kritisiert haben, resultiert nun, dass für Österreich rund 300 - konkret 332 - Lehrer, wie mir ausgerechnet wurde, zur Verfügung gestellt werden, um die Sprachkompetenz entsprechend zu stärken. Die 168, die Sie aus Medien zitiert haben und die dort auch korrekt wiedergegeben wurden, resultieren daraus, dass die Stadt Wien bereits 164 Lehrer zusätzlich in diesem Bereich hat, sodass wir aus diesem Kontingent, von den 332, 168 für Wien erwarten. 

Die Verhandlungen über die Aufteilung dieser Lehrer sind zur Stunde noch nicht abgeschlossen, aber ich gehe heute davon aus - da Wien eines der beiden Bundesländer ist, die auch die Aufnahmequote bei Asylanten entsprechend erfüllen -, dass man dem auch Rechnung trägt und diese zusätzlichen Lehrer zur Verfügung stellt, sodass wir dann, was die sprachliche Förderung - nicht den gesamten Integrationsbereich, aber auf jeden Fall die schulische Sprachförderung - betrifft, in der Tat auf jene Zahl von Lehrern kommen, die gewährleisten, dass die Sprachförderung in den Schulen durchgeführt werden kann.

Der zweite Teil der Antwort ist natürlich der, dass wir in der neuen Periode dort beginnen, wo wir in der Vergangenheit aufgehört haben, nämlich bei der Frage der Finanzierung dieser Lehrer. Ich mache Sie noch einmal darauf aufmerksam, dass dies selbstverständlich nach Recht und Gesetz - und auch nach meinem Verständnis - eine Finanzierungsaufgabe des Bundes ist. So wie sich dies zur Stunde zeigt und wie man es sich auch nicht unberechtigt erwarten kann, wird dies entsprechend erfüllt, sodass es für diesen Bereich nicht einmal notwendig wäre, eine entsprechende finanzielle Vorsorge im Gemeindebudget zu treffen. 

Was ich Ihnen heute mit Sicherheit sagen kann, ist, dass auch ich, dass auch wir alle, die guten Willens sind, im hohen Ausmaß Interesse daran haben, dass mit dem Schuljahr 2006/2007 für die Fragen der Sprachförderung, aber auch für andere Fragen der Integration hinreichend Lehrer in den Schulen bereitstehen. 

Was wir zusätzlich bereits begonnen haben, das haben vor wenigen Tagen die Frau Vizebürgermeisterin, Frau StRin Wehsely und die Frau Stadtschulratspräsidentin vorgestellt, dass an jener Schnittstelle, die gerade in dem Bereich von großer Bedeutung ist, nämlich an der Schnittstelle von Kindergarten und Schule, gerade im Kindergartenbereich entsprechend frühzeitig eine Frühförderung zum Erwerb der Sprachkompetenz einsetzt. 

Hier gibt es Diskussionen, und ich werde zweifelsohne gleich auch die Zusatzfrage von der ÖVP bekommen, wie das für die Zukunft zu handhaben ist. Ich sage das jetzt schon und werde es aus pädagogischen Gründen wahrscheinlich nachher wiederholen. Das ist die Diskussion, dass man die Schulpflicht um ein Jahr vorverlegt, um auch andere Kompetenzen als die Sprachkompetenz frühzeitig zu vermitteln und mit einem Übergang in das Regelschulwesen zu gestalten, versus einem quasi verschulten letzten Kindergartenjahr, das dann als Pflicht anzusehen ist. Der Unterschied ist in pädagogisch-in-
haltlicher Hinsicht zu sehen, das ist völlig fraglos, der Unterschied ist aber auch klar in der Frage der Finanzierung zu sehen. Kindergartenfinanzierungen sind Aufgabe der Länder und Gemeinden, und die Schule zu bezahlen, ist Aufgabe des Bundes. Das ist mit Sicherheit die Vorstellung, die hier dahinter steckt. 

Somit darf ich zusammenfassend Folgendes sagen: Diese 168 Lehrer, die kolportiert wurden, stimmen. Sie sind nicht willkürlich aus der Luft gegriffen, sondern das Ergebnis bisheriger Aktivitäten und ergänzender Aktivitäten in Umsetzung von entsprechenden Beschlüssen, aber auch unabhängig davon, was an zusätzlicher Diskussion noch ansteht aufgrund des Beschlusses der Landeshauptleutekonferenz in Kärnten, worin 700 Be-
gleitlehrer für ganz Österreich gefordert wurden anstelle der 300, die aus den Finanzausgleichsverhandlungen vom letzten Mal resultierten. Ich gehe einmal davon aus, dass dieser Beschluss, da Landeshauptleutekonferenz-Beschlüsse ja nur einstimmig gefasst werden können, zumindest ein bisschen die österreichische Bundesregierung und insbesondere den Herrn der Himmelpforte be-
eindruckt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – 1. Zusatzfrage: Frau GRin Jerusalem.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Wir beide setzen offensichtlich auf häufige Wiederholungen aus pädagogischen Gründen. Ich mache das auch seit vielen Jahren und erinnere daran, dass ich seit dem Jahr 2000 darauf hinweise, dass die Sparmaßnahmen zu sehr kritischen Zuständen an Wiens Pflichtschulen führen werden. 

Ich möchte jetzt noch einmal zusammenfassen, was alles Sie selbst bisher in der Öffentlichkeit an zusätzlich notwendigen Lehrern gefordert haben; ich mache das ganz schnell. Die Landesregierung hat einen diesbezüglichen Beschluss schon im Juni dieses Jahres gefasst. Damals haben Sie 70 Planstellen gefordert für diejenigen, die erst nach dem September in die Schule kommen. Sie haben 493 zusätzliche Planstellen gefordert für den sozialpädagogischen Förderbedarf für Kinder mit Behinderungen und Auffälligkeiten. Sie haben 229 zusätzliche Planstellen gefordert zur Abdeckung des ganztägigen Angebotes und fordern jetzt zusätzliche 168 für die Kinder, die nicht gut Deutsch sprechen können. Sie fordern also eigentlich seit Juni 2005 knapp 1 000 zusätzliche Lehrer. Damit sind wir fast schon dort, wo ich bin, nämlich bei diesen 1 400 Lehrern, die weggekürzt wurden. 

Jetzt meine Frage an Sie, damit ich das auch an die SchulpartnerInnen weitergeben kann: Sind Sie immer noch der Meinung, dass Sie um zumindest 1 000 Lehrer mehr brauchen, als Sie derzeit haben?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sie haben einige meiner Forderungen doppelt gerechnet. Ich bleibe bei dem, was der Beschluss der Landesregierung ist und was auch vom Stadtschulrat und vom Kollegium entsprechend vorgegeben wurde: Dass der Bedarf etwas über 700 Lehrer beträgt, sozusagen alles in allem. Das kann man daher meiner Ansicht nach auch nicht doppelt rechnen; dies habe ich, seit mir diese Zahlen vorgelegt wurden, immer gleich vertreten. 

Ich finde allerdings, dass wir, was die Frage der Einschätzung der Notwendigkeit dieser Begleitlehrer - und zwar sowohl für die Frage der Stärkung der Sprachkompetenz, unabhängig davon, ob jemand hier geboren ist oder nicht, aber natürlich auch den sonderpädagogischen Förderungsbedarf betreffend -, im Grundsätzlichen durchaus einer Meinung sind, was auch die inhaltlichen Fragen dazu betrifft. 

Was uns mit Sicherheit trennt, ist die Frage der Finanzierung. Hier kann ich vom Grundsatz her nicht davon abgehen, dass dies von jenen finanziert wird, die durch die entsprechenden Gesetze auch dafür vorgesehen sind. Die haben dies zu finanzieren! Ich weiß allerdings genauso gut, dass dies eine Diskussion ist, die sozusagen eigentlich in der Societa politica geführt wird. Die Schüler, die Eltern, die Schulpartner insgesamt interessiert das wenig, die erwarten, dass die Probleme, die vor Ort entstehen, auch entsprechend gelöst werden. 

Darum sind wir bemüht, denn ich denke, wir sind heute, am Ende dieses Jahres 2005, um vieles weiter als noch im Frühjahr, und um noch viel mehr weiter als etwa vor einem Jahr. Natürlich, im Vergleich zu den etwas über 700 Lehrern, die wir, wie auch der Stadtschulrat belegt hat, notwendigerweise brauchen, kann man sagen, 164 ist ein Quantité négligeable; aber es ist ein Schritt in die richtige Richtung. Deswegen haben wir das auch begrüßt, und ich bin überzeugt davon, dass wir die 168 Lehrer, die wir unmittelbar für den Sprachbereich, den Sprachförderungsbereich brauchen, auch jetzt schon bekommen werden.

Zum Dritten sind wir natürlich nach wie vor in Verhandlungen über das Gesamtpaket. Auch der Landeshauptleute-Beschluss dazu ist, von der Quantität her gesehen, noch nicht unbedingt befriedigend, wiewohl ich auch wieder weiß, dass man diese 700 Lehrer, die die Landeshauptleute mit ihrem Beschluss gefordert haben, nicht identisch sind mit jenen 700, die wir brauchen. Denn im Landeshauptleute-Beschluss ist lediglich die Sprachförderung angesprochen, was das Ganze auch für mich begründet hat, dass ich hier zugestimmt habe und gesagt habe: Ja, das ist gut, das befürworte ich; das entspricht zwar zahlenmäßig nicht ganz dem, was wir vorgeschlagen haben und was wir brauchen, aber es ist jedenfalls ein weiterer, noch viel positiverer Schritt in die richtige Richtung, besser als in der Vergangenheit das relativ sture Njet, mit dem wir immer wieder konfrontiert gewesen sind. 

Daher ist zu sagen, dass ich immer die gleiche Zahl genannt habe. Denn ich habe die Zahl nicht erfunden, sondern sie ist mir von Fachleuten dazu vorgelegt worden, und ich trete auch in ungebrochener Weise dafür ein, wiewohl ich weiß, dass wir uns dem nur schrittweise nähern können. Es schaut nicht so schlecht aus.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Nächste Zusatzfrage: Herr Dr Aigner.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich finde es ja richtig putzig, wie sich die Mehrheit hier im Haus und die Leider-nein-Regie-
rungspartei gegenseitig die Bälle zuschupfen und wie leicht ein Konsens dahin gehend zu erreichen ist, dass man nicht selbst zuständig ist, sondern der Bund. Wahrscheinlich liegt es an der Vorweihnachtszeit, dass hier immer wieder auch Wunschzettel an das Christkind oder wen immer formuliert werden. (GR Christian Oxonitsch: Wie der Kollege Hahn das letzte Mal! Der hat an das politische Christkind...!) 

Tatsache ist, dass die Stadt Wien dem Finanzausgleich 2001 zugestimmt hat. Es handelt sich ja um ein paktiertes Gesetz. Es bleibt dann die Frage im Raum stehen, was sich seit damals im Vergleich zur heutigen Situation geändert hat und warum hier immer noch behauptet wird, dass der Bund seinen Verpflichtungen nicht nachkommt.

Wenn wir schon bei den Forderungen sind, dann erinnere ich daran, dass die Wiener ÖVP seit vielen Jahren fast schon gebetsmühlenartig ein Schulentwicklungskonzept fordert (VBgmin Grete Laska: Wo ist die Frage?), einen Endbericht über den Stand des Generalsanierungsplans im Bereich der Pflichtschulen. Auch hier sind Sie Antworten schuldig geblieben. 

Herr Bürgermeister! Ich nehme den Beginn einer neuen Legislaturperiode zum Anlass, Sie zu fragen, wel-
che konkreten Schritte im Bereich der Schulentwicklung Sie planen in dem Bereich, in dem die Gemeinde Wien zuständig ist, vor allem auch, was die Raumausstattung an Wiens Pflichtschulen anlangt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat!

Es ist zwar nicht meine Aufgabe, hier am Beginn dieser Periode darauf hinzuweisen, dass die Zusatzfrage wenigstens in irgendeinem Zusammenhang mit der Hauptfrage stehen sollte. Aber es fällt wahrscheinlich auch unter den vorweihnachtlichen Wunschzettel, dies zu tun. Denn ich weiß, dass man sich im Lauf einer Periode immer wieder nicht daran hält, also was soll's? - Dies dazu.

Ich möchte Sie nur noch einmal darauf aufmerksam machen, weil Sie gefragt haben: Was hat sich seit dem Abschluss des Finanzausgleichs verändert? Dass mich das ein Vertreter einer Regierungspartei fragt, halte ich allerdings umgekehrt für putzig, wenn Sie das gestatten. Denn Sie sollten das zweifelsohne wissen: Die 332 Lehr-
er, von denen ich gerade gesprochen habe, entsprechen genau jenem, was in der Zusatzvereinbarung zu diesem Finanzausgleich, übrigens alles in Geldsumme, auch festgelegt wurde. 

Wenn Sie hier Positives mit leisten wollen, dann lade ich Sie herzlich gerne ein, darauf zu schauen, dass aus diesem Kontingent die 168 Lehrer für Wien entsprechend bereitgestellt werden. Dann kann man erst sagen, dass wir, zumindest was die Frage der Sprachförderung betrifft, durchaus so ausgestattet sind, dass wir jene Aufgaben, die wir in diesem Bereich haben, auch entsprechend erfüllen können. 

Wenn wir dann einmal weniger polemisch und ausschließlich auf der sachlichen Ebene die Diskussion über die Frage dieses Übergangsjahres führen - das ist ja unabhängig davon, wie der Hintergrund ausschaut, ob das der Bund oder das Land zahlt -, und wir sie dann auch mit allen Landesschulräten in Österreich darüber führen können, wie wir diesen Übergang vom Kindergarten als pädagogischer Einrichtung, nicht als Kinder-Gar-
derobe oder Aufbewahrstelle für Kinder, zur Schulausbildung und zur Regelschule hinführen können, dann wer-
den wir mit Sicherheit auch ein entsprechendes Stück weiter sein. 

Aber im Übrigen bin ich überzeugt davon, auch was Ihre Frage zu den Baulichkeiten betrifft, dass die Frau Vizebürgermeisterin gerne bereit ist, Sie mit dem Vizepräsidenten des Stadtschulrates und mit der Präsidentin des Stadtschulrates einzuladen und mit Ihnen einmal eine Besichtigung darüber zu machen, wie die Pflichtschulen in Wien ausschauen. (VBgmin Grete Laska: Danke, Herr Bürgermeister!) Dann fahren wir gleichzeitig ein bisschen herum und schauen uns im Vergleich dazu die Mittelschulen an. Daraufhin werden wir sehen, wo der entsprechende Bedarf ist, was die Frage des Renovierens und des Herrichtens betrifft. 

Ich sage Ihnen das jetzt nicht nur als Bürgermeister, sondern durchaus auch als Vater eines Sohnes, der - im Gegensatz zu dem, was gelegentlich von Herrn Strache behauptet worden ist - eine ganz normale Wiener Mittelschule besucht, sodass ich durchaus weiß, welche hohen pädagogischen Leistungen auf der einen Seite erbracht werden, aber welcher Bedarf auf der anderen Seite auch besteht, gerade in den Mittelschulen, sie so auszustatten, dass sie wiederum ihrer Aufgabe nachkommen können. 

Daher würde ich abseits aller Disputationen meinen, dass in der Vorweihnachtszeit im wechselseitigen Austauschen von Wunschzetteln ich Ihnen durchaus auch meinen dazu überreichen kann. Helfen Sie im Rahmen der Regierungspartei ÖVP mit, dass wir, generell gesehen, in Wien das Schulwesen so ausstatten können, dass es seiner Aufgabe entsprechend nachkommt, und Sie werden Gutes leisten. (Beifall von GR Heinz Hufnagl.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke, Herr Bürgermeister. - Nächste Zusatzfrage: Herr Mag Gu-denus.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine Frage wurde teilweise vorweggenommen, ich möchte sie aus pädagogischen Gründen trotzdem stellen. 

In den Wiener Volksschulen gibt es, wie wir wissen, einen Anteil von mehr als 40 Prozent an Kindern mit nichtdeutscher Muttersprache, die Deutsch oft nur wenig oder gar nicht beherrschen. In manchen Klassen beträgt dieser Anteil über 90 Prozent. Die PISA-Studie ist in Wien besonders schlecht ausgefallen, das hängt mit Sicherheit auch damit zusammen.

Meine Fragen: Wo bleiben die Maßnahmen vor Schuleintritt? Was hat Sie bisher davon abgehalten, für Kinder, die der deutschen Sprache noch nicht mächtig sind, ein verpflichtendes Vorschuljahr auf Deutsch einzuführen? Und ist das Vorarlberger Modell, bei dem die Lehrer Türkisch lernen müssen und die Kinder nicht mehr Deutsch, für Wien ein Vorbild?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Auch das können wir vielleicht gleich am Anfang machen: Zusatzfrage heißt eine und nicht drei. Aber es ist mir ein besonderes Vergnügen, dazu gerade auch auf das Vorarlberger Modell einzugehen. 

Ich bitte Sie nur, zunächst einmal von einem abzusehen, nämlich von der Behauptung, die so oft wiederholt wird, wie sie falsch ist, und durch ständige Wiederholung wird sie nicht wahr: Dass die PISA-Studie in Wien besonders schlecht ausgefallen wäre. Denn kein Mensch kann aufgrund der Quantitäten, also allein der Zahlen, der Endzahlen bei dieser PISA-Studie, die Wiener überhaupt in einer vernünftigen Form herausrechnen. Daher würde ich wirklich bitten, dass man mit dieser Mär einfach Schluss macht. Denn sie macht eigentlich nur Wien sinnlos schlecht und bringt uns in keiner Art und Weise weiter.

Was die zweite Frage betrifft, insbesondere was die Pflichtschulen betrifft, so werden Sie mit Prozentzahlen mit Sicherheit sehr gut operieren können. Die Realität jedoch ist eine andere, und sie ist schwierig genug, 
das ist keine Frage. Die Realität ist, dass Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache nicht automatisch nicht Deutsch können. Ich erlebe das auch, wiederum nicht nur als Bürgermeister, der irgendwo entfremdet herumsitzt, sondern durchaus im realen Familienleben, dass eine ganze Menge der Schulkollegen nicht zuletzt auch meiner Kinder einen gelegentlich pointierteren Ottakringer Slang sprechen, als es die eigenen Kinder tun. Das muss man also auch ein bisschen mit dem realen Parkerlebnis oder mit dem realen Schulerlebnis in unserer Stadt konfrontieren. 

Nichtsdestoweniger ist es keine Frage, dass nicht ganz 10 000 Kinder in unserer Stadt nicht mit hinreichender Deutsch-Sprachkompetenz ausgestattet sind und daher diese Förderung brauchen. Aus dieser Zahl resultiert letztendlich auch die Bedarfszahl an zusätzlichen Lehrern in diesem Bereich, und die Zahl an zusätzlichen Lehrern in diesem Bereich liegt bei uns bei etwas über 300 von den 700, die wir, insgesamt gesehen, an zusätzlichen Lehrern brauchen. 

Da wir hier 164 zusätzliche Lehrer bereits haben, haben wir auch herausgerechnet - nur aus dem, was real Vereinbarung ist, resultierend aus dem Finanzausgleich, in Erfüllung des Finanzausgleichs -, dass wir 168 zusätzliche Lehrer brauchen, von denen wir hier reden. Ich denke, dass wir, wenn wir aus diesem Kontingent der 332 Lehrer, resultierend aus der Erfüllung des Finanzausgleichs, 168 zusätzliche Lehrer für das Schuljahr 2006/2007 bekommen werden, mit jener Zahl an Lehrern ausgestattet sein werden, die nötig ist, um diesen knapp 10 000, diesen 9 800 Kindern die entsprechende Förderung zukommen zu lassen.

Sie sehen also, dass wir hier in einer Entwicklung sind, die natürlich im Einklang mit einer Grundauffassung steht, die wir hier vertreten: Schule ist vom Bund zu be-
zahlen. Das fordern wir ein, das tun wir auch. Ich denke, dass es bei Erfüllung dieser Forderung nach 168 Lehrern auch entsprechend funktioniert.

Was das Vorarlberger Modell betrifft, so überzeichnen Sie dieses. Denn ähnlich, wie wir das auch in Wien durchführen, gibt es ein wesentliches Prinzip, und das heißt Freiwilligkeit. Die Freiwilligkeit gilt auch in diesem Modell in Vorarlberg für Lehrer. Ich persönlich bin durchaus der Auffassung, dass es extremen Sinn macht, Spra-
chen zu lernen, natürlich auf freiwilliger Basis. 

Es können durchaus Situationen eintreten, in denen das nach dem Motto abläuft: Der Not gehorchend, nicht dem eigenen Triebe. Wenn man sich beispielsweise ir-
gendwo in Südamerika befindet, wo im Wesentlichen auch nicht Englisch gesprochen wird, dann lernt man sehr rasch Spanisch, oder man hungert. Solche Situationen befinden sich möglicherweise nicht in Ihrem Erlebnisbereich, aber das kann auch noch kommen. Da lernt man dann die Sprache sehr schnell, man lernt sie sehr rasch.

Ich halte es durchaus für sinnvoll, wenn man in Vorarlberg Lehrer dazu animiert und auch materiell fördert, dass sie Sprachkompetenz in türkischer Sprache erwerben. Ich kann da keinen Fehler im Prinzip erkennen. Das heißt ja nicht, dass es keinen Unterricht in deutscher Sprache in Vorarlberg gibt, das kann man wirklich nicht sagen. Wir sehen diese Situation anders, wir wollen hier Lehrer zusätzlich zur Verfügung stellen, stellen uns dabei aber niemandem in den Weg, ganz im Gegenteil, wir sehen das auch gerne, wenn dabei andere Sprachkompetenzen erworben werden. 

Aber unsere Zielsetzung ist natürlich die, dass diejenigen Menschen, die bei uns leben, diejenigen jungen Menschen, die bei uns in die Schulen gehen, auch Deutsch lernen. Denn es ändert ja nichts an der Tatsache, dass ohne Kenntnis dieser Sprache der Berufsweg und auch die Integrationsmöglichkeiten in unserer 
Gesellschaft sehr, sehr viel schwieriger sind. Ohne Deutschkenntnisse wird man große Schwierigkeiten haben, eine Lehrausbildung, eine fortführende Schulausbildung oder auch eine Universitätsausbildung zu erwerben und sich sohin voll in die Gesellschaft integrieren zu können. Das ist unsere Zielsetzung, die wir am Ende des Tages erreichen wollen und sicherlich auch erreichen werden. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Nächste Zusatzfrage: Frau GRin Jerusalem. 

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Sie haben mich vorhin darauf hingewiesen, dass die Zahl, die ich genannt habe - als ich gesagt habe, Sie haben 1 000 Lehrer zusätzlich gefordert -, deswegen nicht richtig ist, weil sich da Dinge überlappen und doppelt gerechnet wurden. Jetzt habe ich alles noch einmal nachgerechnet und jede mögliche kleinste Überlappung, die vielleicht irgendwo drinsteckt, abgerechnet, da komme ich immer noch auf 900. Das heißt, Sie haben seit Juni 2005 900 Lehrer mehr verlangt, ja sicher nicht Daumen mal Pi, sondern weil der Stadtschulrat gesagt hat: Das brauchen wir. 

Ich werde mir daher erlauben, in einer ausführlichen schriftlichen Anfrage diese Dinge noch einmal zu klären, weil das sicher nicht in einer mündlichen Anfrage geht. Ich wollte es nur festgehalten haben. 

Jetzt glaube ich aber, dass da drinnen immer noch ein paar Lehrer fehlen, und auf die möchte ich nun zu sprechen kommen. Denn Sie haben natürlich vollkommen Recht, ohne Deutsch geht gar nichts, das ist ganz richtig. Man weiß aber auch, dass ein Kind zuerst einmal die eigene Muttersprache gut beherrschen muss, um eine weitere Sprache lernen zu können. Dazu gibt es wissenschaftliche Untersuchungen, das ist also das, wovon man ausgehen muss.

Darf ich Sie daher Folgendes fragen: Wie viele zusätzliche Lehrer und Lehrerinnen bräuchte man jetzt in Wien noch, um auch den muttersprachlichen Unterricht wieder auf jenes Ausmaß zurückzubringen, das bis 1999 in Wien üblich war?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Wir werden versuchen, unser Zahlengerüst sozusagen abzugleichen. Denn auch die unmittelbare Frage, die Sie gestellt haben, kann ich Ihnen so nicht beantworten; ich weiß es schlicht und ergreifend nicht. Ich weiß, was 1999 gewesen ist - aber auch da nicht auswendig -, wie viele Lehrer damals den Schülern zur Verfügung gestanden sind, um sie auch in ihrer eigenen Muttersprache zu unterrichten. Aber das können wir zweifelsfrei abklären. 

Es geht mir momentan eigentlich mehr darum, die Grundthese ein bisschen in Frage zu stellen. Denn ich habe durchaus auch eine Reihe von wissenschaftlich fundierten Vorschlägen respektive Meinungen dazu ge-
hört - die allerdings nicht auf die türkische Sprache hin-
zielen, sondern auf die englische -, als man die Diskus-
sion darüber geführt hat, englische Sprachkompetenz bereits in Kindergärten entsprechend zu bedingen beziehungsweise zu verstärken; dies in einem Stadium, in dem die Vollkenntnis der deutschen Sprache zweifelsohne auch nicht abgeschlossen ist. Ich meine, bei manchen kenne ich das bis ins Erwachsenenalter, dass die Kenntnis der deutschen Sprache nicht voll abgeschlossen ist. Wie diejenigen dann nach dieser These andere Sprachen lernen, das möchte ich dahingestellt sein lassen.

Wenn ich mich jetzt des Spracherwerbs der Kinder annehme, kann ich Ihnen nur sagen, es gibt durchaus andere Meinungen über die Parallelität des Sprachlernens. Das machen Kinder ja, die zum Beispiel in zweisprachigen Familien aufwachsen. Oder ich kenne viele slowenischsprachige Freunde aus Kärnten, die in zwei Sprachen zu reden gelernt haben, die von Anfang an immer zwei Sprachen gesprochen haben, und dies mit einer Selbstverständlichkeit, dass es nahezu zwei Muttersprachen sind. Es gibt also aus praktischer Erfahrung, aber natürlich auch aus der Erfahrung von Wissenschaftlern, von Pädagogen heraus durchaus andere Meinungen dazu. Wir können uns gerne darüber unterhalten. Das ist eine Fachmeinung, und eine Fachdiskussion da-
zu halte ich, durchaus auch für mich individuell gesehen, für eine sehr interessante und wichtige Diskussion. 

Denn die Stärkung von Sprachkompetenzen halte ich, insgesamt gesehen, für unglaublich wichtig, gerade für die Zukunft in unserem gemeinsamen Europa und na-
türlich auch in vielerlei Hinsicht in der globalisierten Welt. Das hat nur wenig mit dem zu tun, was unsere Aufgabe ist, nämlich unsere Aufgabe, Schule insgesamt so zu or-
ganisieren, dass optimale Bildung, Ausbildung, Wissens-
vermittlung, alle drei zusammen - Schule ist für mich ja nicht nur Wissensvermittlung - gewährleistet sein kön-
nen. Da denke ich, dass bei allen Differenzierungen, die es hier gibt, der gemeinsame Wille jedenfalls etwas ist, was wir sicher teilen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Die 3. Anfrage (FSP - 05352-2005/0001 - KVP/GM) wurde von Herrn GR Mag Gerstl an den Herrn Vizebürgermeister gerichtet. (Medienberichten zufolge droht der Zeitplan für die Fertigstellung der Verlängerung der U2 bis zu Beginn der Fußball-Europameisterschaft 2008 nicht eingehalten werden zu können. Wie sieht Ihr diesbezügliches konkretes Konzept zur Einhaltung des Zeitplans aus?) 

Ich bitte um Beantwortung. 

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Vorsitzender! Herr Gemeinderat!

Selbstverständlich gibt es in solchen Situationen, in denen es um die Geltendmachung von Entschädigungsansprüchen für Enteignung gibt, einen natürlichen, ich würde fast sagen, legitimen Anreiz für den Grundstückseigentümer, alle rechtlichen Möglichkeiten auszureizen und damit seine Entschädigung möglichst hinaufzuschrauben. Ich glaube, dass man das respektieren muss, und teile daher nicht die Qualifikation Ihres Fraktionskollegen, der vor wenigen Tagen von "profitgierigen Schädlingen" und "Parasiten" gesprochen hat, weil man das auch in anderen Lebensbereichen und Wirtschaftsbereichen erkennt. 

Ich komme aus der Justiz, und auch deswegen habe ich eigentlich volles Vertrauen in die österreichische Jus-
tiz, dass sich die Richter ihrer vollen Verantwortung in dieser Frage bewusst sind und auch in der Lage sind, das Problem zu lösen. Das Problem besteht darin, dass auf der einen Seite dem Entschädigungswerber ein faires Verfahren gewährleistet sein muss, aber auf der an-
deren Seite natürlich einer schlichten Verzögerungstaktik und Verschleppungsabsicht nicht der geringste Raum geboten werden kann. Ich gehe davon aus, dass die jetzt mit dem Verfahren befasste Richterin zu einer raschen Entscheidung kommen wird. 

Ich habe gestern noch einmal mit dem Anwalt der Wiener Linien über das Thema gesprochen, und er versichert mir, dass es ebenfalls sein Eindruck ist, dass man ungeachtet der Tatsache, dass es einen Richterwechsel oder Richterinnenwechsel in diesem Verfahren gegeben hat, doch in Kürze zur Entscheidung erster Instanz kommen wird, auch wenn der gerichtlich bestellte Sachverständige abgelehnt worden ist, die Entschädigungswerber ein Beweissicherungsverfahren eingeleitet haben und und und. Aber alles in allem glaube ich, dass die Entscheidung durchaus in absehbarer Zeit erfolgen wird. Wenn die Entscheidung erster Instanz da ist, dann wird die Entschädigungssumme von den Wiener Linien respektiert werden, und damit ist dann auch die Möglichkeit gegeben, die Bautätigkeit fortzusetzen.

Ich selbst habe angeboten, mittelbar mit dem einen der Entschädigungswerber direkt zu verhandeln, wie ich auch morgen beispielsweise eine Verhandlungsrunde mit der Landwirtschaftskammer führe. Dort geht es allerdings um andere Grundstücke. 

Ich denke also, dass es zum gegenwärtigen Zeitpunkt - wir reden ja von einem Termin, der zweieinhalb Jahre vor uns liegt - keinen Anlass gibt, die Sache zu dramatisieren.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die 1. Zusatzfrage: Herr Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke. - Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! 

Sie haben jetzt, glaube ich, versucht, das Prozessgeschehen in dem Bereich etwas darzustellen. Das möchte ich gerne jetzt auch für unsere Zuhörer hier im Saal ein bisschen erwähnen, denn wenn sie vielleicht die Frage nicht gehabt haben, konnte ihnen nicht klar werden, worum es eigentlich geht. Es geht um die Sicherstellung des Ausbaus der U2 bis zum Ernst-Happel-Stadion für die Europameisterschaft 2008. Wir sind mit einem Entschädigungsverfahren von zwei Hauseigentümern konfrontiert, die uns sozusagen größere Prügel in den Weg legen, wenn es darum geht, im Sinne der Stadt Wien diesen U-Bahn-Bau rasch fertig zu stellen. 

Jetzt kann man natürlich unterschiedlicher Ansicht darüber sein, wie weit die moralischen Ansprüche gehen und wie viel ich gegenüber einem öffentlichen Werber wirklich verlangen kann. Profitmaximierung kann positiv gesehen werden; ich glaube, die Grenze wird jeder für sich ziehen können, ab wann es Profitgier ist und bis wann es als ein sozusagen normales Entschädigungsverfahren angesehen werden kann, insbesondere dann, wenn es einen Werber gibt, der vor eineinhalb Jahren die Liegenschaft erworben hat, und da war das Ganze ja schon im Laufen. Da sind wahrscheinlich auch andere Grundsätze anzulegen als bei einem alten Hauseigentümer, der das Grundstück vielleicht schon sehr, sehr lange hat, dessen Grundstück damit entsprechend entwertet werden kann und der um seine weitere Bleibe Sorge hat. Aber lassen wir das somit dahingestellt. 

Das eine ist - und da bin ich Ihrer Meinung -, der österreichische Rechtsstaat wird sicherstellen können, dass der Prozess so abgewickelt wird, dass alle Rechtsansprüche entsprechend gedeckt werden und ein entsprechender Ausgleich gefunden werden kann. Aber es ist einfach wichtig, wie man an die Sache herangeht, da-
mit wir diesen Ausbau sicherstellen können. Wir haben hier in der Vergangenheit schon öfter Probleme gehabt, es ist ja nicht das erste Mal, dass ein U-Bahn-Ausbau getätigt wird und dass Grundstückseigentümer versucht haben, dass die Trasse nicht unter ihnen, sondern wo-
anders gelegt wird oder dass sie eben möglichst viel herausholen können. 

Da stellt sich einfach die Frage: Ist das alles rechtzeitig vorgesehen worden? Glauben Sie aus Ihrer Sicht - Sie haben jetzt gesagt, es kann sicherlich ausgeschlossen werden -, dass der U-Bahn-Bau bis 2008 zum Ernst-Happel-Stadion nicht eingestellt werden kann? Ein Sprecher der Wiener Linien hat aber öffentlich erklärt: Nötigenfalls wird es so sein, dass die U2 eben nur zwischen Praterstern und Ernst-Happel-Stadion verlaufen wird. Ist das aus Ihrer Sicht überhaupt eine Alternative? (GR Dr Herbert Madejski: Herr Vorsitzender!) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte. - Mich hat der Herr Mag Chorherr abgelenkt.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat! 

Ich denke, dass ein U-Bahn-Bau dieser Dimension - und das ist ja nicht der erste U-Bahn-Bau in Wien unter schwierigsten bautechnischen und auch rechtlichen Be-
dingungen - von der Planung her so gestaltet ist, dass er zeitgerecht abgewickelt werden kann. Da habe ich eine zweite Position des Vertrauens: Gegenüber den Wiener Linien, den erfahrenen Bautechnikern und den beteiligten Bauunternehmen, und zwar auch deswegen, weil Sie ja bedenken müssen, dass wir vor kurzem einen Wassereinbruch im Gebiet der Venediger Au gehabt haben, einem Gebiet, das höchste Anforderungen an Tunnelbauten richtet; und das ist bewältigt worden. Ich glaube also, dass man sich von der Planung her durchaus bewusst war, dass man hier gewisse Zeitfaktoren und Zwischenfälle mit berücksichtigen muss. 

Ich sage noch etwas dazu: Ich unterstelle keinem Mitarbeiter der Wiener Linien ein derartiges Maß von Schwachsinn, in der Öffentlichkeit irgendeine Deadline zu nennen. Denn das bedeutet ja in Wirklichkeit, dass man dem Entschädigungswerber bei seiner Lizitation in die Hände arbeitet. Selbstverständlich gibt es interne Kalkulationen, die aber nie das Licht der Öffentlichkeit erblicken werden, weil man sonst nämlich als Entschädigungswerber von vornherein weiß, wie weit man den Druck erhöhen muss, um letztlich zu seinem Geld zu kommen. 

Dies dazu gesagt; ich halte diese Diskussionen, die in der Öffentlichkeit auf Fragen von Journalisten hin statt-
gefunden haben, für absolut nicht aktuell.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Nächste Zusatzfrage: Herr Mag Schieder.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! 

Ich unterstütze Ihr generelles Ansinnen, dies auch mit einer gewissen Coolness zu betrachten, weil all diese künstlich erzeugte Aufregung sich letztendlich negativ auswirkt und der ganzen Sache nicht hilfreich ist. 

Die Frage, die ich stellen möchte, ist: Wie wird es Ihrerseits eingeschätzt, dass ja in Wahrheit sehr viele Grundstücke, Wohnungen, Häuser, Gebiete durch den U-Bahn-Bau eine Wertsteigerung erfahren. Es ist doch so, dass die Stadt selbst auch sagt: Dort, wo die U-Bahn hinfährt, wollen wir aufwerten. Aber auch im innerstädtischen Gebiet steigen eigentlich die Wohnungspreise, die Hauspreise, die Grundstückspreise dort, wo die U-Bahn hinfährt, und somit haben die Hausbesitzer, die von einem U-Bahn-Bau direkt oder indirekt betroffen sind, eigentlich einen schönen Wertzuwachs.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat!

Das ist ja einer der Aspekte, glaube ich, die Herr GR Gerstl gemeint hat, dass jeder Grundeigentümer durchaus mit Recht auf den Wertgewinn spekulieren kann, der mit dem U-Bahn-Bau verbunden ist. Das gilt nicht nur für den Bereich über der Donau, sondern natürlich auch für den Bereich der innerstädtischen Entwicklung.

Nach internationalen Standards im U-Bahn-Bau geht man davon aus, dass innerhalb einer Strecke von etwa 100 bis 200 m der Wert allein durch die Tatsache, dass es die U-Bahn dort gibt, um 50 Prozent steigen wird und dass bei einer Entfernung von 1 bis 2 km noch immer eine Wertsteigerung von 12 Prozent da ist. Daran gemessen sieht man, dass - rein ökonomisch gesprochen, was jetzt den Wert des einzelnen Grundstückes betrifft - ein gewaltiger Gewinn für den Eigentümer da ist. 

Ich rede jetzt gar nicht darüber, welche Bedeutung der U-Bahn-Bau für die Entwicklung der Stadt und damit für die Aufwertung und Strukturentwicklung der Stadt selbst hat. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die 2. Zusatzfrage: Herr GR Dr Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! 

Ich bin ja froh, dass wir jetzt nicht eine Rede darüber zu hören bekommen, wie gut der U-Bahn-Bau überhaupt für Wien ist, für die Arbeitsplätze, und dass die Häuser im Wert steigen, sondern die Frage war eine ganz andere. Kollege Schieder hat natürlich mit einer ihm eigenen Coolness abgelenkt. 

Aber lassen Sie mich etwas erklären. Sie haben gesagt - das hat mich ein bisschen zwar nicht gestört, aber es ist mir eigenartig vorgekommen -, Sie haben in Ihrer ersten Beantwortung gesagt, Sie erwarten von den Richtern, dass sie die Verantwortung in diesem Fall voll erkennen. Ich glaube, dass jeder Richter in jedem Fall - ob es um einen Taschendiebstahl geht, einen Einbruch, einen Mord oder was auch immer - die Verantwortung er-
kennt, und es kann und darf überhaupt keinen Unterschied zwischen den Fällen geben. Der Richter hat zu entscheiden, es gibt Fristen, und ich nehme an, dass das auch passiert und dass Sie nur gemeint haben, dass er weiß, worum es in dieser Angelegenheit geht. Aber die Ausführungen haben mir nicht ganz gefallen.

Sie wissen genau, dass es bei einer Enteignung zwei verschiedene Aspekte gibt - das brauche ich gerade Ihnen nicht zu sagen -, dem Grunde nach und der Höhe nach. Ich habe immer den Eindruck gehabt, dass in den Medien gestanden ist, das Enteignungsverfahren ist ab-
geschlossen. Ich weiß jetzt aufgrund Ihrer Ausführungen, dass es eben nicht abgeschlossen ist, und das stimmt bedenklich, weil man auch hier die Fristen und die Möglichkeiten der Einsprüche erkennt. 

Daher meine Frage - die ist aber jetzt ganz anders -: Haben Sie - und wenn ja, warum ist nichts herausgekommen? - mit dem früheren Hauseigentümer schon damals in dieser Angelegenheit Kontakt aufgenommen? Oder hatte man mit diesem überhaupt keinen Kontakt und hat man erst mit dem neuen überhaupt über das Enteignungsverfahren oder das Servitut zu reden angefangen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat!

Ich überlasse es Ihnen, wie Sie meine Wortmeldungen interpretieren. Es gibt ja das gesprochene Wort, das dann auch schriftlich festgehalten ist. 

Ich möchte aber aus dem Anlass Ihrer Frage - weil das in die Richtung geht, warum man nicht das und das getan hat - Folgendes sagen: Es ist bei dieser U2-Verlängerung, diesem Ausbau im Innenbereich - wobei ich jetzt das Stadion als Innenbereich bezeichne - um Verhandlungen über 102 Liegenschaften mit 634 Eigen-
tümern gegangen. Diese Verhandlungen wurden mit Ausnahme von sieben Verfahren ohne jedes Enteig-
nungsverfahren erledigt. Dann hat es von diesen sieben Verfahren vier gegeben, in denen man die Angelegenheit während des Enteignungsverfahrens im Vereinbarungsweg erledigt hat. Lediglich drei dieser Liegenschaftseigentümer haben den Rechtsweg ausgeschöpft.

Der Rechtsweg ist derzeit der, dass zunächst über die Enteignung entschieden wird; erste Instanz ist die MA 65, zweite Instanz das Ministerium Gorbach. Diese Enteignungsverfahren sind am 7.7.2003 beziehungsweise am 18.8.2003 abgeschlossen worden. Ab diesem Zeitpunkt war es möglich, das Entschädigungsverfahren einzuleiten, das nach dem derzeit noch geltenden Recht in einem außerstreitigen Gerichtsverfahren abgewickelt wird. Die Anträge wurden dann sofort gestellt, und in diesem Verfahren hat es natürlich auch wie in den anderen Fällen immer wieder den Versuch gegeben, im Gesprächsweg, im Verhandlungsweg, im Vereinbarungsweg zu einer anderen, zu einer gütlichen Regelung zu kommen. 

In dem einem Fall sind wir mit einer Forderung von 9 Millionen EUR konfrontiert, die in krassem Widerspruch zu jeder Beurteilung durch Immobilienexperten steht. Das heißt, da ist eine Latte schon extrem hoch gelegt, und jeder, der auch die Interessen des Steuerzahlers im Auge hat, muss sich die Frage stellen: Geht das sozusagen beliebig, dass man denen das einfach in die Tasche drückt? 

Der Zweite hat überhaupt jeden Kontakt abgelehnt, und die Tatsache, dass dies bis zum heutigen Tage der Fall war, hat mich veranlasst, Folgendes zu sagen: Ich biete ihm an, wenn ihm quasi die Gespräche mit den Wiener Linien zu minder sind, dass ich auch selbst bereit bin, in Verhandlungen zu treten. Das ist ein ganz anderes Thema als meine Verhandlungen mit der Landwirtschaftskammer im zweiten Teil, denn dort geht es um eine ganz andere Frage. Dort geht es um die Frage, wie man landwirtschaftlichen Betrieben helfen kann, die jetzt von Servitutsregelungen betroffen sind.

Denn das gehört auch noch dazugesagt: Es geht nicht darum, dass den Eigentümern das Grundstück weggenommen wird, sondern die Enteignung beschränkt sich darauf, ausschließlich ein Tunnelservitut einzuräumen. Das heißt, an dem Haus, am Hausbesitz und an der - mit Recht, finde ich - angesprochenen Wertschöpfung durch die U-Bahn-Führung profitiert ohnehin der bisherige Eigentümer, und darüber hinaus will er für das Tunnelservitut noch eine Entschädigung. 

Daher denke ich, dass man hier - und das habe ich gemeint - im Gerichtsverfahren sehr wohl in rascher Zeit zu einer Entschädigungsfeststellung aufgrund eines Sachverständigengutachtens kommt und dass das dann die Grundlage dafür ist, den Betrag zu hinterlegen. Damit sind die Voraussetzungen gegeben, dort die Bautätigkeit fortzusetzen, die ja in allen übrigen Teilen schon sehr, sehr weit fortgeschritten ist.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Nächste Zusatzfrage: Herr Mag Chorherr. 

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vizebürgermeister! 

Irgendwie habe ich das Gefühl - wir werden das ohnehin in der Aktuellen Stunde ausführlich diskutieren -, die Europameisterschaft in Österreich steht unter keinem guten Stern. In Wien haben wir noch gelacht, als in Klagenfurt die Diskussion ums Stadion stattfand und als in Österreich ein Höchstgericht klären musste, wer eigentlich Bauherr eines Stadions ist. In Wien scheint es jetzt nicht sicher zu sein, dass die U-Bahn dorthin rechtzeitig fertig sein wird. 

Ich erinnere nur daran, es war während der Ausschussreise mit dem Planungsausschuss, als ein Jahr vor den Olympischen Spielen die Mitglieder des Planungsausschusses süffisant in Athen gestanden sind und die Nase gerümpft haben: Na, die kriegen das nie fertig! Darum ist meine Frage kurz und präzis, und ich möchte Sie bitten, sie, wenn es möglich ist, mit Ja oder Nein zu beantworten.

Herr Vizebürgermeister! Können Sie garantieren, dass im Juni 2008, wenn Österreich das Eröffnungsspiel der Europameisterschaft ankickt, die Zuschauerinnen und Zuschauer auch mit der U-Bahn dort hinfahren können?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Ich erspare mir jetzt quasi das juristische Beiwerk. Ob ich in der Lage bin, für die Wiener Linien eine Garantieerklärung abzugeben? – Aus meiner persönlichen Meinung sage ich: Ich garantiere Ihnen das!

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke.

Die letzte Zusatzfrage zu dieser Frage kommt von Herrn Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister!

Ich möchte nur noch kurz replizieren zu Grundstücks-
aufwertungen und Grundstücksentwertungen: Sie haben sicherlich Recht, dass es im Umkreis von U-Bahnen, ins-
besondere im innerstädtischen Bereich, zu Grundstücks-
aufwertungen gekommen ist. Aber wenn man das kon-
krete Grundstück anschaut, unter welchem dann wirklich der Tunnel gebaut ist, dann bedeutet das für den ein-
zelnen Wohnhauseigentümer nicht immer eine Aufwer-
tung, sondern da gibt es vielleicht auch Erschütterungen beziehungsweise Sorgen, was die Substanz betrifft. Das muss für ein konkretes Haus nicht immer eine Aufwertung sein, auch wenn es für die restliche Gegend eine Aufwertung ist. – Nur das noch zur Klarstellung.

In einer ähnlichen Form wie Kollege Chorherr gesagt hat, aber in eine andere Richtung: Es gab im Jahre 1999 einen Kontrollamtsbericht zum U-Bahn-Bau U3 und den Ablöseverhandlungen, die von Seiten der Stadt Wien mit den Grundstückseigentümern im dortigen Bereich geführt worden sind, und dieser Kontrollamtsbericht kam einerseits zur Conclusio, dass die MA 69 die wünschens-
werte, zeitgerechte Koordination vermissen ließ und an-
dererseits kam er zur Conclusio, dass letztlich weit über dem Angebot liegende Entschädigungsbeträge akzeptiert werden mussten. 

Nun meine Frage dazu: Herr Vizebürgermeister! Können Sie ausschließen, dass nach dem Bau der U2 wieder ein ähnlicher Kontrollamtsbericht kommen wird?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Im Gegensatz zu der ersten Garantie, die ich – wie gesagt – im vollen Vertrauen auf Justiz und Wiener Linien abgegeben habe, ist mein volles Vertrauen bezüglich Kontrollamt darauf gerichtet, dass das Kontrollamt jederzeit zu einer Prüfung kommen wird. Ob es zu einer gleichartigen Feststellung kommen wird, das müssen Sie den Kontrollamtsdirektor fragen, ob er nämlich heute schon in der Lage ist, derartige Zukunftsperspektiven darzustellen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Somit ist die 3. Anfrage beantwortet. Wir kommen zur 4. Anfrage (FSP - 05349-2005/0001 - KSP/GM). Sie wurde von Herrn GR Scheed an den Herrn amtsf StR Dipl Ing Schicker gerichtet. (Bundesminister Hubert Gorbach sieht im Gesetzesentwurf zur “Reform“ des Öffentlichen Regionalverkehrs eine Verländerung der Kompetenzen und der Finanzmittel vor. Der Bund will sich weitgehend aus der ÖPNRV-Verantwortung zurückziehen. Welche Auswirkungen hätte dieser Entwurf auf Wien und den Öffentlichen Regionalverkehr innerhalb der Vienna Region?) 

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Gemeinderat! Herr Vorsitzender!

Am 4. November ist der Landeshauptmännerkonferenz ein Entwurf des Verkehrsministeriums betreffend ein Bundesgesetz über die Ordnung des Öffentlichen Personennah- und Regionalverkehrs vorgestellt worden. Dieser Entwurf sieht gravierende Änderungen gegenüber dem aktuellen ÖPNRV-Gesetz vor. Diese Reform würde eine Neuordnung der organisatorischen und finanziellen Grundlage für den öffentlichen Verkehr insgesamt bedeuten. Aus Sicht der Stadt Wien bedeutet das, dass der Bund der Kritik des Rechnungshofes begegnen möchte. – Es ist okay, wenn man die Kritik des Rechnungshofes ernst nimmt. Der Bund möchte aber, um dieser Kritik künftig zu entkommen und davon abzulenken, dass er seine Aufgaben bisher nicht beziehungsweise nicht ausreichend wahrgenommen hat, die Verantwortung und die Kompetenz auf die Länder abschieben.

Ich muss daher feststellen, dass ich vom Grundsatz her kein Problem damit habe, wenn man sagt: Die Länder machen es besser, überlassen wir das Thema den Ländern. Die Problematik ist nur, dass der Bund eben bisher seine Verantwortung nicht wahrgenommen hat, und zwar insbesondere in der Beziehung zu dem Unternehmen, das in seinem Eigentum steht, nämlich den Österreichischen Bundesbahnen, in welche Postbus und Bahnbus ja ebenfalls mit integriert sind.

Aus heutiger Sicht muss man also sagen: Die Republik Österreich und insbesondere das Verkehrsministerium und das Finanzministerium kommen ihren Verpflichtungen im öffentlichen Nah‑ und Regionalverkehr nicht nach. Hier ist man mit Maßnahmen säumig: Im gültigen Gesetz, im § 7 des ÖPNRVG 1999, steht, dass der Bund eine Garantie abgibt, dass der Fahrplan aus dem Jahre 1999/2000 im öffentlichen Personennah- und Regionalverkehr auch weiterhin dort durch den Bund finanziert wird, wo die Österreichischen Bundesbahnen nicht kostendeckend fahren.

Es steht auch in den Erläuterungen zu diesem Gesetz, dass – umgerechnet –64 Millionen EUR jährlich zur Co-Finanzierung zusätzlicher Verkehrsleistungen, welche die Länder oder Gemeinden bestellen, zur Verfügung gestellt werden. Dieser Wert war über lange Zeit hin einstellig, und für das heurige Jahr hat die Republik Österreich, das Verkehrsministerium, mitgeteilt, dass für Neubestellungen überhaupt keine Mittel mehr zur Verfügung stehen. – Hier besteht also eine Diskrepanz in der Größenordnung von etwa 55 Millionen EUR, die im Budget des Bundes einfach nicht verfügbar sind und daher auch nicht für den öffentlichen Personennah- und Regionalverkehr eingesetzt werden können. Jetzt sieht man vor, dass man diese Garantie, die für Wien das gesamte Schnellbahnnetz betrifft, zurücknimmt und den entsprechenden Betrag und gleichzeitig auch die Kompetenz den Ländern überträgt.

Ich frage mich – und das haben sich alle Landeshauptmänner gefragt –, wie man denn mit dieser Situation umgehen kann, dass dann an der Stadtgrenze beziehungsweise Landesgrenze von Wien auf einmal eine andere Rechtslage gilt und eine andere Finanzierung gefunden wird als innerhalb Wiens oder an der Grenze zwischen Niederösterreich und Burgenland, wo die Pendlerrelationen auch stark sind, oder zwischen Niederösterreich und Oberösterreich. Dazu gibt es viele Beispiele in den Bundesländern.

Zusammenfassend: Die Landeshauptmänner haben eindeutig festgehalten, dass sie mit diesem Vorschlag nicht zu Rande kommen würden, dass es Aufgabe des Bundes ist, für sein Unternehmen Österreichische Bundesbahnen entsprechend Sorge zu tragen, und dass er seine Verantwortung für den öffentlichen Personannah- und Regionalverkehr nicht so einfach abschieben kann.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön.

Die 1. Zusatzfrage kommt von Herrn GR Mahdalik.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Die geplante Verländerung von Kompetenzen bei der Reform des Nahverkehrsgesetzes könnte bei entsprechender finanzieller Dotierung eine Verbesserung der Situation Wiens hinsichtlich Entscheidungen und Kompetenzen im Nahverkehrsbereich bedeuten. – Das wäre hilfreich für die Position Wiens, wenn sich die Verantwortlichen nicht schon bei vergleichsweise einfach-
en Aufgaben wie den Grundstücksverhandlungen beim U‑Bahn-Ausbau teilweise überfordert zeigen würden.

Daher meine Frage an Sie als amtsführenden Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr: Was können und werden Sie in Ihrer Position tun, um eine entsprechend starke Verhandlungsposition bei den finanziellen Verhandlungen zwischen Wien und dem Bund sicherzustellen? Oder sind Sie grundsätzlich gegen mehr Kompetenzen und Gestaltungsmöglichkeiten bei entsprechender finanzieller Dotierung?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Ich kann Ihnen ergänzend dazu sagen, dass sich nicht nur die Landeshauptmännerkonferenz eindeutig gegen diesen Entwurf ausgesprochen hat, sondern auch die Landesfinanzreferenten das in sehr, sehr klaren Worten getan haben. Ich kann nur empfehlen, dass der Herr Vizekanzler und sein Staatssekretär sich von diesem Entwurf verabschieden und noch einmal nachdenken und gemeinsam mit den Ländern verhandeln, was bisher nicht erfolgt ist. Bisher wurden nur Länderexperten eingeladen, auch die Gespräche mit den Gemeinden zu führen. Die großen Städte wurden überhaupt nicht eingebunden, abgesehen von Wien in seiner Doppelrolle als Land und Stadt. Mein Kollege aus Graz, Herr Dipl Ing Rüsch, hat im Auftrag des Städtebundes ebenfalls massiv Protest eingelegt, dass diese Vorgangsweise nicht sinnvoll und zweckmäßig ist. 

Ich denke, dass man bei Aufzeigen aller Problemlagen, die sich ergeben, auch zu einer ordentlichen Lösung kommen kann. Wir wehren uns nicht gegen Kompetenzerweiterungen für die Länder – keine Frage! –, wir sehen aber die Notwendigkeit, dass erstens die Mittel, die seinerzeit schon zugesagt wurden, auch wirklich zur Verfügung gestellt werden, und zwar valorisiert und entsprechend den neuen Gegebenheiten aufgestockt. Weiters muss eine entsprechend geordnete Situation im Rahmen des großen Verkehrsunternehmens der Republik Österreich, der Österreichischen Bundesbahnen, gegeben sein. Diese Zersplitterung in einzelne AGs, die in den Aufgabenbereichen der Bundesbahnen erfolgt ist, muss wieder zurückgenommen und dieses Unternehmen zu einem funktionsfähigen Organismus gestaltet werden. Diese Zerschlagung der Österreichischen Bundesbahnen, dass sogar die dafür zuständige Direktorin für den Personenverkehr sagen muss, dass das Defizit in ihrem Bereich um die 200 Millionen EUR betragen wird, und die Tatsache, dass die Zeitungen titeln: "Konkursfall Ös-
terreichische Bundesbahnen", dürfen diesbezüglich nicht wirksam werden. All das muss aber mit berücksichtigt werden.

Ein weiterer Punkt muss noch mit berücksichtigt werden: Wenn die Österreichischen Bundesbahnen sagen, dass sie bis zum Jahr 2007 eine genaue Kostenrechnung für jede einzelne Schnellbahnlinie zur Verfügung stellen können, dann frage ich mich: Welche Entscheidungsgrundlage hätten denn das Ministerium, die Republik oder die Länder jetzt, wenn es diese Kostenkalkulation noch gar nicht gibt? – Das sollte also doch zumindest einmal abgewartet werden.

Auch auf europäischer Ebene gibt es eine Menge von Entwürfen, die sich mit Daseinsvorsorge und dem schienengebundenen Verkehr beschäftigen und die alle auch Auswirkungen auf die Strukturierung der Gesetzeslage in Österreich haben könnten. Auch das soll angeblich während der österreichischen Ratspräsidentschaft im kommenden Halbjahr auf europäischer Ebene verhandelt werden. Solange das nicht verhandelt ist, kann man nur sehr schwer überhaupt wissen, welche Rahmensetzungen sozusagen von Europa für die Gestaltung in Österreich zur Verfügung gestellt werden. Daher halten wir auch den jetzigen Zeitpunkt für verfehlt, dieses Gesetz ins Parlament zu bringen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön.

Die nächste Zusatzfrage: Frau GRin Puller.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Meine Frage: Jeder spricht nur von U-Bahn-Ausbau und Mitfinanzierung seitens des Bundes. Wäre es nicht einmal eine Verhandlungslösung seitens des Bundes, auch eine Mitfinanzierung des öffentlichen Oberflächenverkehrs als Alternative zu den diversen U-Bahn-Aus-
bau-Projekten anzubieten? Ich kann mir gut vorstellen, dass es eventuell auch eine Mitfinanzierung in der Größenordnung 50 zu 50 etwa für die Straßenbahn – sprich, öffentlichen Oberflächenverkehr – gibt. Wie stehen Sie dazu?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.
Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Frau Gemeinderätin!

Grundsätzlich ist dazu sagen. Alles, wofür der Bund Bereitschaft zeigt mitzufinanzieren, ist willkommen. Wenn man seitens des Bundes bereit wäre, die Straßenbahnen mitzufinanzieren, warum nicht? Ich muss aber dazu sagen, dass ich die Argumentationslinie des Bundes verstehe, dass der Bund in vielen Bereichen ja selber Nahverkehre zu finanzieren hat. Und ich wäre schon sehr froh, wenn sich der Bund bei seinem eigenen Unternehmen anstrengt, geordnete Strukturen zu schaffen, eine geordnete Finanzierung zu bieten und dann auch für Pendler und Pendlerinnen ein entsprechendes Angebot zur Verfügung zu stellen. Zu bestimmen, wie wir die Wiener Linie führen, dazu sind wir selbst in der Lage, und wir können auch die entsprechenden Daten immer bereithalten. Das ist auch eine große Aufgabe, aber Sie können den Erfolg in Wien ablesen: Ein Modal-Split von 35 Prozent ist ja nicht nichts im Vergleich zu anderen Großstädten!

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zusatzfrage: Herr Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ihre Ausführungen kann ich leider nur als Beginn eines Nationalratswahlkampfes empfinden, anders sind diese überhaupt nicht zu interpretieren, denn noch nie hat der Bund so viele Geldmittel für die Österreichischen Bundesbahnen ausgegeben! Im Jahr 2000 waren es 956 Millionen EUR, und wir stehen jetzt im Jahr 2005 bei 1 Milliarde 20 Millionen EUR. Wenn Sie von Ihrer Seite nun sagen, dass hier nicht entsprechend finanziert wird, dann ist das nicht nur falsch, sondern es ist in Wirklichkeit eine Unterstellung, die man nur mehr mit Wahlkampftönen erklären kann!

Herr Stadtrat! Ich möchte gerne wissen, wie Sie handeln würden, wenn Sie Verkehrsminister wären und Aufforderungen des Rechnungshofes hätten, die zersplittete ÖPNRV-Finanzierung zu ändern, und wenn Sie Aufforderungen der Europäischen Kommission hätten, das intransparente System der Konzessionserteilung und den fehlenden Marktüberblick, der für Monopole typisch ist, zu ersetzen. Weiters würde mich interessieren, wie Sie sich verhalten würden, wenn Sie die Aufforderung ei-
nes Lebensministeriums hätten, die Kyoto-Ziele zu erfül-
len, und wenn Sie die Aufforderung eines Finanzminis-
teriums hätten, die Verpflichtungen für die Nebenbahnreform auch umzusetzen.

Können Sie sich vorstellen, dass Sie Verkehrsminister wären und alle Aufforderungen eines Rechnungshofes und auch einer Europäischen Kommission nicht be-
achten würden? Vor allem kann ich mir überhaupt nicht erklären, dass Sie, wenn Sie für den Verkehr zuständiger Stadtrat von Wien sind und vom Bund über 250 Millionen EUR jährlich bekommen, sagen: Das interessiert mich nicht! Ich frage mich: Welche Verantwortung nehmen Sie als Verkehrsstadtrat dieser Stadt wahr, wenn Sie nicht einverstanden sind, Geldmittel vom Bund zu bekommen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte um Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Mag Gerstl!

Zunächst möchte ich daran erinnern, dass die Landeshauptmännerkonferenz nicht mehr gar so ÖVP-lastig ist, wie sie es lange Zeit war. Immerhin sitzen dort aber auch vier ÖVP-Landeshauptmänner, von denen zwei ganz vehement gegen diese Lösung aufgetreten sind, weil sie auch gleichzeitig Finanzlandesreferenten sind, nämlich der Vorarlberger und der oberösterreichische Landeshauptmann. Ich glaube nicht, dass Letztere im Wahlkampf gegen Dr Schüssel und die ÖVP auftreten wollen! 

Insofern scheint es sich hier also nicht um Wahlkampfmusik oder beginnenden Wahlkampf zu handeln, sondern tatsächlich um einen undurchdachten Gesetzesentwurf, der in dieser Form nur zum Nachteil des Kyoto-Ziels, der Österreichischen Bundesbahnen, der Länder, der Städte und Regionen gereicht. Und somit würde sich dieser Gesetzesentwurf auch zum Nachteil aller österreichischen Pendler und Pendlerinnen auswirken, die tagtäglich dieses Verkehrsmittel benützen wollen oder müssen, weil sie kein Auto zur Verfügung haben und in verkehrspolitischer Hinsicht auch besser den öffentlichen Verkehr benützen als das Auto.

Zu den Details: Der Rechnungshof hat in keiner Zeile geschrieben, dass die Republik Österreich sich ihrer Aufgaben entledigen und diese den Ländern übertragen soll. Diese Rechnungshofkritik besagt nur, dass man es ordentlich machen soll, und dagegen haben die Länder überhaupt nichts! Eine Zersplitterung der Finanzmittelzuwendung ist mit Sicherheit nicht das Beste. Das kann man umorganisieren! Dagegen spricht nichts! Das soll man auch tun, und wenn das getan ist, ist der nächste Schritt zu schauen, ob man es besser in Subsidiarität in den Ländern macht oder es auf der Ebene belässt, wo es sich jetzt befindet und wohin das große Unternehmen Österreichische Bundesbahnen auch ressortiert.

Aus unserer Sicht ist beides möglich. Aus unserer Sicht ist es aber nicht möglich, die Hausaufgaben, die sich aus dem Rechnungshofbericht ergeben, nicht zu machen und den Ländern die Organisationsaufgaben zu überlassen und zusätzlich nur unzureichend Mittel zur Verfügung zu stellen. – Daher werden Sie diesbezüglich mit keinem der neun Bundesländer zu einer Lösung kommen! Sie werden sich dieses Gesetz noch einmal ordentlich überlegen müssen!

Was die Frage der Konzessionsvergaben, des Kraftfahrlinienrechts und Ähnliches betrifft: Da ist natürlich einiges nachzujustieren, überhaupt keine Frage! Aber Sie wissen auch, dass die Diskussion um die Daseinsvorsorge in Brüssel und im Europäischen Parlament in Straßburg noch nicht endgültig abgeschlossen ist: Geht der jetzt im Parlament vom Ausschuss akzeptierte Entwurf durch, so ist das eine Möglichkeit, die für die hervorragende Verkehrspolitik in dieser Stadt eine ausreichende Grundlage bilden wird. Kommt es dort hingegen zu gravierenden, von neoliberalem Gedankengut getragenen Änderungen und weiteren Liberalisierungen ohne Rücksichtnahme auf die sehr diffizilen Notwendigkeiten der Verkehrspolitik und wird der Entwurf der Richtlinie der Europäischen Union noch einmal in eine falsche Richtung gedrängt, dann wird es auch da sehr schwer werden, künftig ordentliche ÖPNRV-Leistungen zu er-
bringen. Aber gerade deshalb, weil das noch nicht so eindeutig klar ist, macht es Sinn abzuwarten, wie die europäische Regelung ausfallen wird, denn sonst wird in einem halben Jahr vielleicht wieder alles über den Haufen geworfen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke.

Die 4. Zusatzfrage, Herr GR Scheed, bitte.

GR Norbert Scheed (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Die Frage meines Vorredners führt direkt zu meiner Zusatzfrage: Es ist ja auffällig, dass die Wiener Linien Jahr für Jahr Fahrgastzuwächse und Rekordzahlen zu verzeichnen haben, während bedauerlicherweise im öf-fentlichen Regionalverkehr auf dem Land eine gegenteilige Entwicklung festzustellen ist.

Die Frage, die ich stellen möchte, ist: Welche Maßnahmen und Projekte sind aus Sicht der Stadt Wien notwendig, um diesbezüglich zu einer Trendumkehr zu gelangen oder – anders gefragt –: Auf welcher Ebene wurde was bisher verabsäumt, dass es zu einer so dramatischen Entwicklung gekommen ist?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Es ist eine der erschreckenden Bedingungen, die wir in Österreich vorfinden, dass mit Ausnahme der Stadt Wien und des Verkehrsverbunds Ostregion überall im Nahverkehr Rückgänge im öffentlichen Verkehr festzustellen sind. Das entnehme ich den Unterlagen von Staatssekretär Kukacka, und ich zweifle nicht daran, dass er in diesem Punkt Recht hat.

Ein Problem ist auch, dass an der Peripherie der Städte und im Umland die Bedienung mit Bussen sehr stark zurückgegangen ist. Im Busverkehr gibt es in der Regel nur mehr eine gute Bedienung des Schülerverkehrs, und damit ist ab Mittag beziehungsweise ab dem Nachmittag mit der Verkehrsverbindung Schluss. Wenn Leute dann also mit dem Auto in die Arbeit fahren und einmal im Auto sitzen, dann benützen sie dieses zu unserem Leidwesen in der Stadt auch weiter. Aus unserer Sicht wäre es daher erforderlich, dass wir in allen Verkehrsverbünden, aber speziell natürlich im Verkehrsverbund Ostregion, zu einer Regelung finden, die eine Ergänzung der Kurse vor allem in den Arbeitsstunden ermöglicht, so dass Menschen, die mit dem öffentlichen Verkehr zu ihrem Berufsort fahren, am Abend auch wieder die Garantie haben, mit dem öffentlichen Verkehrsmittel nach Hause zu kommen.

Dafür braucht man Mittelaufstockungen. Dafür bräuchte man diese 64 Millionen EUR, die schon 1999 laut Erläuterungen zum Gesetz für den Fall einer Mitfinanzierung durch Gemeinden und Ländern zur Verfügung gestellt werden hätten sollen. Ich kenne die Kolleginnen und Kollegen aus den beiden Bundesländern der Ostregion: Da besteht die Bereitschaft, den öffentlichen Verkehr entsprechend zu verbessern und zu allen Arbeitszentren und Einpendlerzentren auszubauen. Das wäre von Vorteil für die Region. Wie das allerdings derzeit im Gesetzesentwurf des Ministeriums vorgeschlagen wird, kann man es einfach nicht machen!

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Somit ist die 4. Frage beantwortet.

Wir kommen nun zu 5. Frage (FSP ‑ 05360‑2005/ 0001 ‑ KFP/GM). Sie wurde von Herrn GR Blind an Frau amtsf StRin Mag Sima gerichtet. (Im Österreichschnitt kostet den Verbraucher der Kubikmeter Trinkwasser inklusive Abwassergebühr (1,30 EUR) durchschnittlich 2,17 EUR. Was werden Sie unternehmen, damit Wien mit 2,63 EUR nicht länger der Spitzenreiter bei der Wassergebühr bleibt?) 

Bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Wenn Sie das nächste Mal eine solche Zahl in einer Frage nennen, dann wäre ich Ihnen sehr verbunden, wenn Sie auch die Quellenangabe dazu mitliefern! Wir können nämlich diese Zahlen, die Sie genannt haben, nämlich dass Wien Spitzenreiter bei der Wasser‑ und Abwassergebühr sei, überhaupt nicht nachvollziehen!

Wien ist mit 1,30 EUR inklusive Umsatzsteuer keinesfalls Spitzenreiter, und ein Vergleich mit anderen Städten zeigt das auch wirklich sehr deutlich: In Mödling betragen die Trinkwasserpreise 1,60 EUR, in Innsbruck 1,42 EUR, in Graz 1,39 EUR, in Salzburg 1,44 EUR, EVN berechnet die Wasserpreise zwischen 1,40 EUR und 1,70 EUR pro Kubikmeter. Die Preise in Berlin belaufen sich auf 2,21 EUR, in Frankfurt auf 2,02 EUR, in Köln auf 1,60 EUR, in Hamburg auf 1,48 EUR und in München auf 1,30 EUR. Ich will diese Aufzählung jetzt nicht endlos fortsetzen, ich glaube aber, sie zeigt sehr deutlich, dass Wien im nationalen, aber auch im internationalen Vergleich der Wasserpreise keinesfalls eine Spitzenrolle einnimmt. 

Zusätzlich möchte ich noch festhalten, dass in Wien – und das werden Sie sicherlich wissen – die Wasser- und Abwasserpreise seit zehn Jahren unverändert geblieben sind, und das, obwohl es beim Verbraucherpreisindex doch eine deutliche Steigerung gegeben hat.

Allein aus dieser Entwicklung ist auf einen Blick zu sehen, dass die von Ihnen angeführte Spitzenreiterstellung Wiens keinesfalls verifiziert werden kann!

Darüber hinaus ist der Wiener Wasserpreis kostendeckend und steht auch der Höhe nach bei den Bürgern völlig außer Kritik. Wir machen regelmäßig große Kundenzufriedenheitsumfragen bei den Wiener Wasserwerken, und in der letzten Umfrage vom Juli 2005 wurde die Frage gestellt: Wie beurteilen Sie den aktuellen Wasserpreis von 1,30 EUR pro Kubikmeter? – Dabei kam man zu dem Ergebnis, dass 86 Prozent der Befragten den Preis als zu niedrig beziehungsweise angemessen beurteilt haben. – Das ist doch, glaube ich, eine sehr beeindruckende Quote! 

Was ist im Wiener Wasserpreis von 1,30 EUR inkludiert? – Ich möchte das zu Ihrer Erinnerung wirklich noch einmal anführen, weil ich glaube, dass die Wiener Wasserwerke zusätzlich zur bloßen Belieferung mit dem Rohstoff Wasser an die Haushalte doch noch einige Leistungen anbieten. 

Ich sag nur: Durch die großen Quellschutzgebiete bestehen Rahmenbedingungen, die andere Städte nicht haben. Diese sind für Wien natürlich sehr wichtig, bedingen aber natürlich auch gewisse Investitionen, etwa hinsichtlich des historischen Baubestands, den wir unter dem Aspekt des Baudenkmalschutzes einerseits und hinsichtlich der Ansprüche der modernen Technik andererseits dauernd warten und verbessern müssen. Ich glaube, dass man sagen kann, dass die Wiener Wasserwerken im Vergleich zu anderen Wasserwerken jedenfalls ein Sonderfall sind und deswegen besonderer personeller und finanzieller Aufwendungen bedürfen.

Der umfassende Quellschutz in den Schutz‑ und Schongebieten – wir betreuen insgesamt 320 km² in enger Zusammenarbeit mit der MA 49 – verursacht hohe Kosten, und zwar nicht zuletzt deswegen, weil wir dort auch die Philosophie verfolgen, nicht gewinnorientiert zu arbeiten. Vielmehr sind der primäre Punkt und oberste Priorität die Aufrechterhaltung der Wasserqualität und eine Gewährleistung der nachhaltigen Bewirtschaftung des Waldes. – Das ist nicht immer günstig, aber ich glaube, dass das sehr, sehr wichtig für die Wasserqualität in dieser Stadt ist.

Darüber hinaus setzen die Wiener Wasserwerke natürlich auch noch laufend Schwerpunkte, die ebenfalls aus diesen 1,30 EUR pro Kubikmeter finanziert werden. Ich erinnere Sie an die Sanierung der Wasserbehälter, bei welchen der Denkmalschutz natürlich auch eine gro-
ße Rolle spielt, wobei wir gleichzeitig einem sehr modernen Standard entsprechen müssen. Ein wichtiges Schwerpunktprogramm ist auch der Austausch der Bleizuleitungen bis zum Jahr 2007, ferner nenne ich die lau-fenden Erneuerungen im alten Rohrnetz, die Qualitätsmanagementzertifizierung, die Anpassung des Sicher-
heits- und Steuerungssystems an den Stand der Tech-
nik, die umfassende Kundeninformation und natürlich die Wasserrahmenrichtlinie, die EU‑Trinkwasserrichtlinie und so weiter. Auf die Kanalgebühren werde ich dann etwas später noch eingehen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön.

1. Zusatzfrage von Herrn GR Blind.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadtrat!

Ich habe gesagt, dass es hier um den Österreichdurchschnitt geht, und ich bitte Sie, dass Sie zur Kenntnis nehmen, dass Berlin und Wien seit längerem nicht mehr im gleichen Staatsverband leben, da hat es schon eine Trennung gegeben. – Ich möchte das aber nicht zu ernst nehmen.

Sie haben einen Vergleich mit anderen Orten vorgenommen, und ich bin froh, dass Sie den Wiener Wasserpreis nicht mit dem der Wüste Gobi oder der Sahara verglichen haben. Dort ist er vielleicht noch viel höher!

Sie sagten ja schon, dass Sie auf den Abwasserpreis noch zu sprechen kommen werden. – Beim Trinkwasser könnten wir uns ja noch vorstellen, dass der lange Transportweg von der Steiermark nach Wien das Wasser im Österreichdurchschnitt gar so teuer macht. Beim Abwasser liegen wir allerdings auch an vierter Stelle im Österreichschnitt, und hinsichtlich Abwasser möchte ich doch festhalten: Wien ist eine Großstadt, zur Hauptkläranlage ist es nicht besonders weit, das Sammeln in Abwasserrohren gestaltet sich sicherlich leichter als in dezentralen Siedlungsgebieten. Daher erhebt sich die Frage: Warum liegen wir denn auch beim Abwasser an der vierten Stelle? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Vielen Dank für die geographische Nachhilfestunde! Ich habe mir erlaubt, auch internationale Vergleichswerte heranzuziehen, weil es meiner Meinung nach nicht wirklich gerechtfertigt ist, eine Millionenstadt wie Wien mit Mödling, Graz oder Salzburg zu vergleichen. Deswegen habe ich mir erlaubt, internationale, auch sozusagen von ihrem Level vergleichbare Großstädte heranzuziehen wie Berlin oder Hamburg. – Ich glaube aber, dass Sie das schon vorher gewusst haben. 

Zu den Kanalgebühren möchte ich sagen, dass wir da im guten österreichischen Mittelfeld liegen. Es ist allerdings auch sehr, sehr schwierig, diese Gebühren in Österreich zu vergleichen, weil die wenigsten österreichischen Hauptstädte diese Gebühr nach Kubikmetern verrechnen, wie wir es tun: Die meisten berechnen diese Gebühr vielmehr nach Quadratmetern Wohnfläche. Im Vergleich zu jenen, die nach Kubikmetern abrechnen wie beispielsweise Salzburg, 2,31 EUR, oder Innsbruck, 1,61 EUR, sind wir immer noch wesentlich günstiger. Wenn wir jetzt einen Vergleich mit deutschen Städten vornehmen – ich betone, mit deutschen Städten –, dann stellen wir fest: In Karlsruhe kostet ein Kubikmeter Abwasser 1,38 EUR, in Stuttgart 1,62 EUR, in Wiesbaden 2,15 EUR und in Frankfurt 1,75 EUR. Ich könnte die Liste noch endlos lang fortsetzen. – In Anbetracht dessen glaube ich, dass wir uns auch in diesem Bereich wirklich auf einem sehr guten Preisniveau befinden und auch diesbezüglich überhaupt nicht von einer Spitzenreiterrolle Wiens gesprochen werden kann. Außerdem muss man auch berücksichtigen, dass Wien im Vergleich zu anderen österreichischen Städten doch einfach größer ist und wir natürlich auch immer bestrebt sind, unser Kanalsystem in bestimmten Randgebieten noch weiter auszubauen. 

Was ist in der Abwassergebühr von 1,32 EUR pro Kubikmeter enthalten? – Der Kanalnetzausbau in den Randbezirken, den ich schon erwähnt habe, auch die Kleingartenanschlüsse und die Errichtung von Speicherkanälen: Ich nenne nur den Wiental-Sammelkanal, der jetzt doch ein gewaltiger Brocken war. Wir haben ja im Ausschuss schon öfters darüber diskutiert, und ich glaube, auch von der ökologischen Seite war das ein sehr, sehr wichtiger Schritt beim Ausbau unseres Kanalsystems. Ferner sind in diesem Betrag die Errichtung von Pumpwerken zu den großen Sammelkanälen, die Kanalnetzsteuerung und natürlich die Kläranlagenerweitung enthalten. – All das wird auch über diese 1,32 EUR finanziert. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Nächste Zusatzfrage: Mag Maresch, bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich möchte mich jetzt nicht länger mit deutschen Städten aufhalten. Das Interessante dabei ist in Wirklichkeit natürlich, dass das Wiener Wasser, das aus zwei Hochquellenleitungen aus den Alpen nach Wien kommt, von sehr hoher Qualität ist. Aber es gibt auch 32 Tage im Jahr, die bei heißem Wetter durchaus vor allem den FloridsdorferInnen und DonaustädterInnen, aber auch den Leuten im 2. und 20. Bezirk nicht Hochquellenwasser bescheren, sondern Uferfiltrat aus der Nähe der Donau.

Deswegen meine Frage: Was kann die Stadt Wien tun, um auch den Menschen in Transdanubien und im 2. und 20. Bezirk 356 Tage im Jahr bestes Hochquellenwasser zu garantieren und nicht das etwas weniger wertvolle Uferfiltrat aus donaunahen Brunnen?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Herr Gemeinderat!

Wir hatten erst vor kurzem Gelegenheit, das sehr ausführlich zu diskutieren, auch mit Herrn Seiler, dem Chef der Wiener Wasserwerke, der, glaube ich, sehr gut erläutert hat, dass es von der Qualität her keinen Unterschied gibt. Irgendwie verwahre ich mich nämlich schon ein bisschen dagegen, dass impliziert wird, dass wir den Leuten teilweise minderwertiges Wasser von schlechter Qualität liefern, was ich für die Wiener Wasserwerke wirklich ganz, ganz strikt zurückweisen muss. Wir werden uns vielleicht über das eine oder andere rot-grü-
ne Projekt in diesem Bereich einigen. Die genannten 32 Tage sind sicher ein Spitzenwert, darauf möchte ich auch hinweisen. Es kommt natürlich immer auch darauf an, wie hoch der Wasserverbrauch im Sommer ist, ich kann aber auf alle Fälle sicherstellen, dass die Qualität des Wiener Wassers für alle, egal wo sie wohnen, konstant gleichbleibend ist.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Als Nächster stellt Herr GR Parzer eine Zusatzfrage.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Liebe Frau Stadträtin!

Danke für die vielen Ausführungen im Bezug auf die Preise und auf das gute Wasser, das wir demnach jetzt auch in der Donaustadt haben. Dazu bringe ich nun eine zweite Frage, die ein bisschen dazu passt: 

Ist weiterhin geplant, dass die Überschüsse, welche die Wiener Wasserwerke aus den Einnahmen dieser Wassergebühren haben, ins allgemeine Budget fließen oder diese vielleicht für Investitionskosten der MA 31 zugeführt werden können?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ich kann Ihnen dazu berichten, Herr Gemeinderat, dass wir uns mit dem Kostendeckungsgrad von 108 Prozent im Vergleich noch zum Jahr 2004, in dem es 115 Prozent waren, mit sehr großen Schritten den 100 Prozent nähern. Und es ist natürlich auch unser Ziel, dass wir das, was wir bei den Wasserwerken einnehmen, auch dort investieren.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

4. Zusatzfrage: Frau GRin Strobel, bitte.

GRin Elfriede Strobel (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Geschätzte Frau Stadträtin!

Ich bin der Meinung, dass man Gebühren für die Ver- und Entsorgung als gesamtes System nutzt, besonders bei der hohen Qualität, die wir in Wien ja haben, und stelle Ihnen daher folgende Zusatzfrage:

Welche freiwilligen Zuatzleistungen sind im Vergleich zu anderen Gemeinden in der Wiener Müllabfuhrabgabe enthalten?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Damit kommen wir zur dritten Gebührengruppe in meinem Geschäftsbereich. Auch die MA 48 leistet natürlich einiges. Für die Gebühren, die wir dort einnehmen, können wir, wie ich meine, für die Menschen in der Stadt doch auch einiges an zusätzlichen Leistungen erbringen, die mittlerweile für viele Wienerinnen und Wiener fast schon zu einer Selbstverständlichkeit geworden sind, die aber, wenn man in andere Städte Österreichs schaut, keinesfalls selbstverständlich sind und für die in vielen anderen Städten auch zusätzliche Entgelte verlangt werden. Ich nenne zum Beispiel nur die Sammlung und Verwertung der biogenen Abfälle, also die Biotonne, die Altstoffsammlung, die Problemstoffsammlung, die gesamten Wiener Mistplätze, die ein hervorragendes Angebot bieten und wo jeder zu jeder Tages‑ und fast auch schon Nachtzeit seinen Sondermüll, Sperrmüll oder was auch immer abgeben kann.

Auch der Transport der Sammelbehälter von der Liegenschaft zum Sammelfahrzeug ist keine Selbstverständlichkeit. In vielen österreichischen Bundesländern müssen die Liegenschaftseigentümer ihre Tonne selbst zur Entleerung bringen.

Der ganze Bereich der Abfallberatung und der Umweltbildung im Schulbereich ist ein sehr, sehr wichtiger Punkt für mich, weil ich doch guter Hoffnung bin, dass wir damit irgendwann auch weitere umweltbewusste Er-
wachsene in dieser Stadt bekommen, quasi Verstärkung aus dem Kinderbereich. Außerdem ist natürlich auch die Abfallvermeidung wichtig.

Das Leistungsangebot der einzelnen Städte und Gemeinden in diesem Bereich variiert wirklich sehr stark. Ein Vergleich: Wie oft wird österreichweit Müll entsorgt? – Das variiert zwischen 13 Mal jährlich – das heißt rund einmal im Monat, das kann man sich in Wien kaum vorstellen! – bis zu 52 Mal im Jahr, wie es eben bei uns Standard ist. Ich glaube, dass wir wirklich kostengünstig agieren und den Wienerinnen und Wienern mit der Gebühr ein sehr, sehr gutes Angebot machen. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Letzte Zusatzfrage: Herr GR Blind, bitte.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadtrat!

Sie haben diesen Wiental-Sammelkanal in Ihrer Rede lobend erwähnt. Ich beziehe mich jetzt aber auf eine aktuelle Fotodokumentation, die besagt, dass bei größeren Niederschlägen Kanalinhalte nach wie vor aus den Überflutern in Hütteldorf und Ober St Veit ungeklärt in den Wienfluss abfließen. Irre ich mich mit meiner Fotodokumentation, oder haben Sie den Wiental-Sammelka-
nal so positiv dargestellt, wie er vielleicht in Wirklichkeit sein wird, aber derzeit noch nicht ist?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Der Wiental-Sammelka-
nal ist bereits fertig gebaut. Er ist aber noch nicht eröffnet und ans Netz angeschlossen. Das wird etwa im nächsten Frühsommer der Fall sein. Wir sind damit ganz gut im Zeitplan.

Betreffend die Übertritte von ungeklärten Wässern kann ich Ihnen nicht ganz Recht geben, weil im Kanalsystem eine Verdünnung durch Regenwasser von ungefähr eins zu vier erfolgen muss, damit es überhaupt zu einem Übertritt kommt. Das von Ihnen genannte Problem war ja für uns der Auslöser, den Wiental-Sammelkanal zu bauen: Dieses Problem wurde erkannt, die Lösung wurde herbeigeführt. Der Gemeinderat hat den Gewässerschutzplan für Wien bereits vor zehn Jahren beschlossen, und wir sind jetzt kurz davor, ihn abzuschließen. Die Kläranlage ist bereits ans Netz gegangen, und der Wiental-Sammelkanal wird ans Netz gehen. Die Ka-
nalnetzsteuerung wird rechtzeitig fertig werden, und dann wird das ganze System auf einem sehr neuen und – wie ich glaube – auch sehr guten ökologischen Ni-
veau laufen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke schön.

Somit ist die Fragestunde beendet.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde.

Der Klub der Wiener Freiheitlichen hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Durch Fehlplanung der U2-Verlängerung droht der Fußball-EM ein verkehrspolitisches Chaos" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte den Erstredner, Herrn GR Dr Madejski, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist. Bitte, Herr Doktor.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wien ist ja immer stolz darauf, als Sportstadt dazustehen, ob jetzt selbsternannt oder international anerkannt, darüber wollen wir jetzt, glaube ich, gar nicht dis-
kutieren. Entscheidend ist: Wenn eine Sportstadt funktio-
nieren soll und wenn Wien Sportstadt sein will, dann müssen die Verbände und die Vereine funktionieren, und selbstverständlich muss auch die Infrastruktur stimmen, und in diesem Zusammenhang auch das so genannte Baustellenmanagement.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn ich an die vergangene Eishockey-Weltmeisterschaft denke, dann muss ich feststellen, dass das nicht ganz hingehaut hat, erstens betreffend Infrastruktur und zweitens betreffend den Verkehr und das Baustellenmanagement. Man hat den Eindruck, dass diese Eishockey-Weltmeister-
schaft eigentlich die Generalprobe quasi unter dem Titel war: Wie schafft es die Stadt Wien, sich international lächerlich zu machen?

Wie gesagt: Das war offensichtlich die Generalprobe, und der Höhepunkt könnte die Fußball-Europameister-
schaft 2008 werden. Heute hat ja der Herr Vizebürgermeister und Stadtrat Rieder von sich aus die persönliche Garantie abgegeben, dass man dort hinfahren können wird. Ich hoffe nicht, dass er am Schluss selber das Schauferl in die Hand nehmen muss, denn allein wird er es wahrscheinlich nicht schaffen!

Es ist notwendig, dass man bei einer großen Veranstaltung, wie es die Fußball-Europameisterschaft sein wird, in kürzester Zeit ganz zielgenau den Hin- und den Abtransport von Tausenden Menschen durch den öffentlichen Verkehr schafft. Umsteigrelationen bergen bei solchen Veranstaltungen immer die Gefahr in sich, dass es zu Komplikationen kommt, und genau das könnte geschehen, wenn die U2 nicht rechtzeitig fertiggestellt wird. Umsteigen bedeutet auch Zeitverlust, wenn man auf andere Verbindungen warten muss, und all das wird in Kauf genommen werden müssen, wenn die U2 nicht rechtzeitig fertiggestellt wird. Und auch wenn die Alternativvariante zwischen Stadion und Praterstern fertiggestellt sein sollte, wird es zusätzlich noch Hunderttausende Touristen in Wien geben – denn auch das ist ja Sinn einer solchen Veranstaltung –, die zu dieser Jahreszeit unter anderem neben Schönbrunn, dem Stephansdom und anderen Sehenswürdigkeiten natürlich auch den Prater besuchen wollen.

Das heißt, all diese Leute – unabhängig davon, ob es sich um Sportbesucher oder Begleitpersonen, die mitgefahren sind, weil zum Beispiel der Mann oder die Frau das Match anschauen, oder um Touristen handelt – könnten dann nicht mit der U2 direkt zum Praterstern fahren. Das heißt, die Station Praterstraße oder Prater muss, wenn die U-Bahn nicht fertiggestellt wird und die Fristen nicht mehr eingehalten werden können, auf jeden Fall umgebaut werden. Man wird eine neue Wendeanlage bauen und die Umsteigperrone neu gestalten müssen, und all das ist ja am Praterstern nicht vorgesehen. Das heißt, es werden zusätzliche Kosten auf uns zukommen, und die Frage ist, was nachher, wenn der U‑Bahn-Bau fertig ist, mit der Wendeanlage und mit dem erhöhten Bauvolumen geschieht. Und jetzt komme ich dazu: Wer zahlt die Zusatzkosten? – Natürlich die Steuerzahler! Die Steuerzahler zahlen für diese unverständliche – um es milde auszudrücken – Schlamperei bei der Planung, Herr Vizebürgermeister und Herr Stadtrat!

Ich sage deswegen Schlamperei, weil die Fehleinschätzungen Ihres Ressorts bei den Verhandlungen in gewissen Enteignungsverfahren nach hinten losgegangen sind. Ich bin sicherlich der Letzte, der einer Enteignung das Wort redet. Aber in einem solchen Fall, wenn man weiß, dass eine solche Veranstaltung stattfinden wird und 700 Verfahren laufen und 700 Servitute eingetragen werden müssen, wenn man weiß, dass man dort einen Hausherren – unter Anführungszeichen – hat, der ein Querulant ist, oder wie auch immer man es bezeichnen will, dann hätte man mit der Situation rechtzeitig richtig umgehen müssen. Hätten Sie keine Fehleinschätzung vorgenommen, dann hätten Sie bereits wesentlich früher dem Grunde nach das Enteignungsverfahren gehabt, hätten der Höhe nach wesentlich früher agieren können und hätten den Beschluss schon in erster Instanz gehabt.

Sie haben diesen Beschluss noch nicht, und das ist das Gefährliche: Es könnte nämlich sein, dass der Beschluss erster Instanz in den nächsten Wochen noch kommt – der Herr Vizebürgermeister hofft das, und alle hoffen es! –, aber sicher ist gar nichts. 

Von Leuten, die im U-Bahn-Bau sehr versiert sind, jahrelang in diesem Bereich gearbeitet haben und dieses Projekt auch kennen, höre ich, dass es hier um Tage geht, weil die verfügbare Zeit bis zum Eröffnungsspiel von Österreich 2008 im Matchplan auf wenige Tage fixiert ist. Und diese Termine könnten nur dann eingehalten werden, wenn – wie ich hörte – man bis Ende November weiter arbeiten können hätte. Heute ist der 1. Dezember, Ende November ist vorbei, Herr Vizebürgermeister und Herr Planungsstadtrat, und das ist die Schlamperei: Ihre Fehleinschätzung der rechtlichen Situation und Ihrer Gesprächspartner. 

Sie haben hier dargelegt, dass rechtlich ohnehin alles in Ordnung ist. Die Richter werden jetzt natürlich relativ rasch entscheiden, auch der Richter trägt hier ja mit Verantwortung. Und Sie wissen genau: Wenn der Höhe nach entschieden ist, kann zwar ein Einspruch erhoben werden, aber Sie können weiter bauen. Sie haben verabsäumt, dass das schon vor einem halben Jahr oder vielleicht vor zwei Monaten der Fall gewesen wäre. Jetzt geht Ihnen die Hose nicht zusammen, was die Termine betrifft, und Sie zittern sich jetzt in die nächsten Wochen, und ich fürchte, es wird sich nicht mehr ausgehen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Auch wenn Sie sagen: Wir können das noch schaffen!, halte ich Ihnen entgegen: Die Technik kann jeden Tag nur eine gewisse Meteranzahl schaffen. Und Sie sind nicht davor gefeit, dass es während der Bauphase Probleme gibt. Bei jedem Tunnelbau gibt es immer wieder – jetzt erst vor kurzem, Sie werden das mitbekommen haben – Wassereinbrüche und andere Situationen technischer Art, die von einem Tag auf den anderen Verzögerungen mit sich bringen. Bei diesem Projekt kann sich Wien jedoch keinen einzigen Tag Verzögerungen leisten, weil wir sowieso schon weit hinten sind. 

Meine Damen und Herren! Ich hoffe es nicht für Wien, aber wenn dem so wäre, dann muss man es der Öffentlichkeit rechtzeitig sagen, dass das nicht zeitgerecht fertiggestellt werden kann. Das wäre tatsächlich ein Schlag ins Gesicht aller Sportbegeisterten, die mit dem öffentlichen Verkehr dort hinfahren wollen, es wäre ein Schlag gegen den Tourismus, eine Blamage für Wien und ein Skandal der Planungsabteilung!

Meine Damen und Herren! Wenn diese Situation eintritt, droht insgesamt ein verkehrspolitisches Fiasko, für das ganz allein die SPÖ und ihre Regierungsmitglieder verantwortlich sind. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren des Gemeinderats nur einmal zu Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist.

Als nächster Redner hat sich Herr GR Mag Chorherr gemeldet. Bitte.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! Angesichts der Diskussion über die Fußball-Europameisterschaft schaue ich mir die Präsenz auf der Regierungsbank an und frage jetzt Frau StRin Sima, ob sie die zuständige Stadträtin für die Fußball-Europameisterschaft ist. In Anbetracht dessen, welche Probleme jetzt beim U-Bahn-Bau beginnen, befürchte ich nämlich, dass da noch viel Schlimmeres auf uns zukommt. 

Meine Damen und Herren, vor allem von der SPÖ, die Sie ja sonst nicht so zurückhaltend sind mit der Inszenierung von Großereignissen! Hiebei geht es um die drittgrößte Fernsehveranstaltung der Welt, die im Jahr 2008 in Österreich stattfinden wird. Das ist eine unglaubliche Chance für Wien! Und ich frage mich, was hier betreffend die gesamte Fußball-Europameisterschaft bis-
her vorbereitet wurde. Wir werden in Wien sieben Spiele haben, drei Vorrundenspiele, ein Viertel-, ein Halbfinale und klarerweise das Finale. Ich habe mich jetzt ein bisserl in Deutschland umgehört, wo eine Fußball-Welt-
meisterschaft veranstaltet werden wird, was es dort lan-
ge vorher an Vorbereitungen in den Städten gegeben hat, und habe erfahren, dass es in Städten wie Kaiserslautern und Nürnberg jahrelang vorher einen WM-Koordi-
nator gegeben hat. Herr Hora! Sie werden dann reden: Wer ist der EM-Koordinator oder die EM-Koordinatorin für Wien?

Ich habe mich, wie gesagt, umgehört, und das hat mich von einer Abteilung zur nächsten geführt. Ich frage: Wer gibt zum Beispiel klare Auskunft über ein paar zusätzliche Verkehrsfragen? – Es stand etwa immer im Raum, dass es eine ÖBB-Verbindung vom Flughafen zum Stadion geben wird. Wen darf ich diesbezüglich fragen? Den abwesenden Verkehrsstadtrat? Den abwesenden Finanzstadtrat? Vielleicht – ich frage gerne – die Frau Umweltstadträtin? Noch einmal: Sind Sie diejenige, die auch die Vorbereitungen hauptsächlich verantwortet? Bist du der Herr Stadtrat, der das macht? – Die Frage ist also vollkommen offen, wer in Wien dafür zuständig ist, dieses unglaublich große Event vorzubereiten.

Ein Jahr vorher beziehungsweise im ganzen heurigen Jahr waren bereits Dutzende Fernsehteams in Deutschland, die Vorberichterstattungen gemacht haben. Das heißt, eine solche Situation kommt viel schneller als Chance auf uns zu, als wir das sehen, und ich frage mich, welche inhaltlichen Vorbereitungen Wien diesbezüglich getroffen hat. Ich formuliere es jetzt so: Welchen Stern, unter dem Wien steht, wollen Sie für die Berichterstattung in den Vordergrund stellen? – Ich nenne Ihnen nur ein Beispiel, welche Dimensionen das hat.

Ich habe mir die hoch gelobten, gut abgewickelten Olympischen Spiele in Sydney angeschaut. Man hat sich dort entschieden, dass es aus kulturellen Gründen wichtig ist, auch die Geschichte der Aborigines in den Vordergrund zu stellen. Ich habe mich ein bisserl umgehört, inwieweit Ähnliches zum Beispiel vom Kulturstadtrat in Anbetracht dessen in die Vorbereitung eingebunden wur-
de, dass schätzungsweise 7 000, 10 000 bis 20 000 in-
ternationale Journalistinnen und Journalisten in Wien sein und über Wien berichten werden. Was könnte die Stadt Wien in den Vordergrund stellen? – Ich mache jetzt, vielleicht nicht zu spät, einen Vorschlag: Das Thema Integration.

Ich verweise jetzt auf einen Vorfall, der vor einigen Tagen in Italien durch die Weltpresse gegangen ist, wo das Thema Rassismus auf dem Spielfeld besonders dra-
matisch ist: Sie kennen den Fall, in dem der Spieler Zoro von Messina, der von der Elfenbeinküste stammt, so lange mit “dreckiger Neger“ und entsprechenden Affenlauten beschimpft wurde, bis er die Courage hatte, den Ball zu nehmen, das Spielfeld zu verlassen und zu sagen: In diesem Stadion spiele ich so nicht.

Das geschieht auf allen Fußballfeldern der Welt. Es wäre doch eine Möglichkeit unter vielen, vielen, vielen zu sagen: Wir bereiten das Thema Integration in Wien vor und zeigen den Journalistinnen und Journalisten, dass das hier im Vordergrund steht und es entsprechende Maßnahmen gibt. Das Thema Nachhaltigkeit ist ein zweites, das Thema Verkehr ist ein drittes.

Ich komme zum Schluss: Was will die Stadt bei dieser Gelegenheit erreichen? Ich richte meine wesentlichste Frage an Herrn Hora, an Herrn Schicker, an Frau Sima, an den Herrn Bürgermeister, der ja ein Gespür für Fußball hat – das sage ich jetzt ohne Unterton –: Warum haben wir bis heute nicht einen Hauptverantwortlichen, der diese Bereiche koordiniert, damit uns so etwas mit der U-Bahn eben nicht passiert? Warum gibt es nicht je-
manden, der sich um die Verkehrsbelange kümmert und der vor allem die wesentliche Chance erkennt und her-
ausfindet: Was möchte Wien 1,5 Milliarden Menschen, die sich das anschauen werden, inhaltlich bieten?

Ich frage Sie: Wann wachen Sie hier endlich auf? Es ist Ende 2005. Wir sollten rasch etwas tun und anderen Ländern zeigen, dass man in dieser Hinsicht eine große Chance nutzen kann. Wie schaut es jetzt konkret aus? Und warum dämmert Wien da vor sich hin? – Danke schön! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Herr Mag Gerstl, bitte.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich kann das, was Kollege Chorherr hier ausgeführt hat, in vielen Bereichen unterstreichen. Zur Untermauerung dient eine Anfragebeantwortung des Herrn Bürgermeisters aus dem Jahr 2003. Am 3. April 2003 hat der Herr Bürgermeister erklärt, dass mit großer Sicherheit angenommen werden kann, dass 300 000 EM-Touristen nach Österreich kommen werden und dass das Endspiel am 29. Juni 2008 durchgeführt werden muss und durchgeführt werden wird. Er hat erklärt, dass ein UEFA-Hauptquartier eingerichtet werden wird, dass die Etablierung eines internationalen Broadcasting-Centers für alle Fernseh- und Rundfunkanstalten neben dem Pressezentrum beim Ferry-Dusika-Stadion erfolgen wird und dass Wien diesem Ereignis mit großer Erfahrung entgegensieht. – Dann heißt es aber: „Grundsätzlich muss Wien keine individuellen stadtplanerischen und städtebaulichen Voraussetzung zusätzlich schaffen, da Wien schon alle Voraussetzungen erfüllt hat.“ – Dazu halte ich fest: Wenn wir uns anschauen, was wir jetzt gerade erleben, dann müssen wir uns, wie ich glaube, noch auf einiges gefasst machen! (Beifall bei der ÖVP.)
Weiters lobt sich der Bürgermeister selbst und die Stadt, indem er sagt: „Das Wiener Sportamt hat schon bei sehr vielen Veranstaltungen eine sehr ausgeklügelte Organisation entwickelt.“ Er garantiert einen reibungslosen Ablauf, denn – und jetzt kommt die Begründung – „das Stadion wird nicht mehr als 50 000 Besuchern Platz bieten“.

Meine Damen und Herren! Das ist alles, was wir bei einer EM zu tun haben werden? Ich meine, das klingt wirklich wie Hohn! Als ob es nur darauf ankäme, ein Stadion einmal zu füllen! Und dann heißt es weiterhin noch: „Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass es keine Bedingung der UEFA war, eine U-Bahn-Linie direkt an das Stadion heranzuführen.“ – Das ist jetzt schon die Situation, in der man versucht zu sagen: Ist eh alles nicht notwendig! Wir waren ja gar nicht verpflichtet dazu! Wenn wir die U-Bahn nicht zusammenbringen, dann gibt es halt keine! Die UEFA hat keinen Wert darauf gelegt! Wir fahren mit dem Fiaker hin! (GR Dr Matthias Tschirf: Wir fahren mit dem Fahrrad!) Genau! Oder wir gehen zu Fuß. Wir bauen einen neuen Radweg dort hin, den werden wir auch noch konzipieren, und wir bringen alle dann dort unter.

Meine Damen und Herren! Das wird eindeutig zu wenig sein! Es wäre auch wichtig, eine Erhebung zu machen, wie viele Leute mit dem PKW, mit der Bahn und mit dem Bus kommen und wie viele mit dem Flugzeug anreisen werden. Wichtig wäre außerdem zu erheben, wie die Leute, die zu diesem Anlass hierher kommen, untergebracht werden. – Was ist davon schon geschehen?

Meine Damen und Herren! Der Bürgermeister hat im Mai 2003 erklärt, dass die Arbeiten für den Bau der U2 bis zum Prater-Stadion termingerecht zur Eröffnung der EM am 7. Juni 2008 abgeschlossen sein werden. Wir werden Sie jedenfalls daran messen, auch wenn wir daran heute noch nicht glauben können!

Meine Damen und Herren! Es ist aber auch notwendig, diesen U‑Bahn‑Ausbau in zweierlei Hinsicht zu sehen, nicht nur im Hinblick auf die konkrete Sache, sondern auch im internationalen Vergleich. Wir haben in der Zwischenzeit zwei U-Bahn-Phasen in Wien abgeschlossen: In der ersten Ausbauphase von 1969 bis 1982 haben wir in 13 Jahren 30 km U-Bahn gebaut, in der zweiten Ausbauphase von 1982 bis 2000 haben wir in 18 Jahren 31 km gebaut, und in der dritten Ausbauphase, in der wir jetzt gerade stehen, ist beabsichtigt, innerhalb von 9 Jahren, von 2000 bis 2009, 13,6 km zu bauen.

Meine Damen und Herren! Wir haben nunmehr seit 1969 61 km U-Bahn gebaut, das bedeutet, dass wir dafür 36 Jahre gebraucht haben. Wenn Sie das mit anderen Städten vergleichen, so zeigt das, dass wir diesbezüglich überhaupt keinen Vergleich in Anspruch nehmen dürfen, weil wir dabei nur verlieren. In Madrid sind allein in 8 Jahren 114 km gebaut worden, in München wurden, obwohl es weniger Einwohner hat, 98 km U-Bahn gebaut, Hamburg hat 93 km U-Bahn und Frankfurt hat 85 km U-Bahn. Meine Damen und Herren! Mit diesem Tempo kann es nicht weitergehen! Sie haben die Aufgabe, diesen U-Bahn-Bau schnellstens zu beschleunigen, und zwar um mindestens 50 Prozent. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Nächster Redner ist Herr GR Hora.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

U-Bahn-Bau in Wien bedeutet auch Lebensqualität, und ich kann Herrn Gerstl zum Beispiel gleich zur Aufklärung mitgeben: Den Radweg bis zum Stadion brauchen wir nicht mehr bauen, denn der ist schon längst fertig. Aber das löst dieses Problem nicht. Auch die Hauptallee ist ein Rad-Highway, und Sie können dort dementsprechend fahren.

Meine Damen und Herren! Auch heute ist das Stadion bereits in Betrieb und fasst nach wie vor 50 000 Be-
sucher, die ohne Probleme abtransportiert werden können. Natürlich ist dieser U-Bahn-Bau, der ein ganz wich-
tiges Zeichen auch im Sinne der Europameisterschaft ist, ein ganz wichtiger Beitrag. Und wenn Sie heute dem Herrn Vizebürgermeister genau zugehört hätten, dann hätten Sie ohne weiteres auch die Feststellung treffen können, dass dieser U-Bahn-Bau auf jeden Fall bis zur Europameisterschaft fertig sein wird.

Reden wir jetzt einmal von Zahlen, wie es mit dem Bau weitergeht. Herr Madejski! Sie fragen, welche Tunnellängen fehlen. – Haben Sie sich schon einmal auf dem Plan angeschaut, wo der U-Bahn-Bau steht und wo er weitergeht? Wo es um den Ausbau geht, handelt es sich um geringfügige Meter für einen U-Bahn-Bau, und man arbeitet ja weiter. Was Sie offenbar die ganze Zeit behaupten, dass der U-Bahn-Bau in der Leopoldstadt eingestellt wurde, trifft nicht zu. Es gab sogar schon eine Pressefahrt, da konnte man vom Praterstern bis zum Stadion bereits mit einem Autobus durchfahren. Und dieses Teilstück werden Sie auch zur Eröffnung der Europameisterschaft dementsprechend vorfinden.

Weiters kann gesagt werden: Es ist ein Märchen, wenn jemand glaubt, dass alle nur an der U2 wohnen, die zur Europameisterschaft ins Stadion kommen. Das ist ein Märchen! Nach wie vor wird der Verkehrsknoten Praterstern eine wichtige Umsteigerelation im 2. Bezirk für das Stadion, aber auch für alle daran liegenden Institutionen wie Messe et cetera sein. Auch bei der Europameisterschaft werden dann die Besucher des Stadions, die mit der U2 fahren und in Richtung Innenstadt weiterfahren wollen, am Praterstern umsteigen. Und da wird es nicht notwendig sein, zum Beispiel, wie Sie glauben, zusätzliche Aufgänge zu machen. All das ist für diesen Verkehrsknotenpunkt schon vorgesehen, denn es handelt sich ja um den siebentgrößten Verkehrsknotenpunkt, und dieser berücksichtigt die Menge an Fahrgästen, die immer in eine Richtung fließt. (Zwischenruf von GR Mag Christoph Chorherr.) Die ÖBB bauen bereits! Kollege Chorherr! Sie können natürlich immer wieder auch diese Thematik aufwerfen, dass es sieben Spiele gibt. Wir haben genug Veranstaltungen, die U-Bahn bringt eine wesentliche Erleichterung und ermöglicht natürlich auch einen wesentlich bequemeren Transport zum Stadion, was natürlich auch im Sinne der Bevölkerung liegt, wenn es dort keinen oder relativ wenig Autoverkehr gibt.

Ich bin davon überzeugt, dass am jetzigen Termin, der schon einmal genannt wurde, dem 10. Mai 2008, die Eröffnungsfahrt stattfinden wird. Ich bin auch davon überzeugt, dass bei dieser Eröffnungsfahrt die Vertreter von sämtlichen Fraktionen unseres Hauses dabei sein werden. Bei der FPÖ bin ich mir nicht ganz sicher, weil wir haben in der Zwischenzeit schon erlebt, einmal sind Liberale gekommen, 2005 war Orange modern, die sind auch abhanden gekommen, dann ist auch die Regierung abhanden gekommen.

So erlaube ich mir noch folgende Anmerkung: Wenn Sie wirklich ein so großes Interesse daran haben, dass dieser U-Bahn-Bau in Wien in der vierten Ausbaustufe weitergeht, dann erwarte ich mir genau von Ihren Fraktionen, von der ÖVP und von der FPÖ, die mehr oder minder doch noch in der Regierung ist, auch die Zusicherung des Finanzministers für die Mittel für die vierte Ausbaustufe. (Beifall bei der SPÖ. - StR Dr Johannes Hahn: Dann reden Sie mit ihm! Von nichts kommt nichts!)
Meine Damen und Herren, am 4. Oktober ist Barbara, für die Mineure, die bei uns in der Leopoldstadt sehr aktiv und ganz fleißig für diesen U-Bahn-Bau und für diese Stadt da sind, ein wichtiger Tag. Ich möchte mich von dieser Stelle bei ihnen für diese wichtige Arbeit für die Stadt bedanken und wünsche ihnen für den weiteren Bauabschnitt "Glück auf"! Ich bin auch sicher, am 10. Mai 2008 persönlich dabei zu sein. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner ist Herr GR Mahdalik gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!
Von dem, was der Kollege Chorherr in seinen Worten gesagt hat, kann ich auch einiges unterstreichen, nicht alles, vor allem nicht diese Dinge, weil er den Fußball, den Sport mit der Integration verquicken will. Darin sehe ich keinen großen Sinn, auch wenn es ein politisches Leib- und Magenthema ist. Ich könnte jetzt den Sport auch mit der Gesundheit verquicken, weil es dort viele Verletzungen gibt. Ich glaube, der Sport soll Sport bleiben und die Sportstadt Wien soll 2008 probieren, jenen Imageschaden, den sie bei der Eishockey-WM aus eigener Schuld verursacht hat, wieder auszubügeln. Das kann Ziel genug sein. (Beifall bei der FPÖ.) 

Da ich im 22. Bezirk lebe, möchte ich kurz auf den 22. Bezirk eingehen. Die drohende Zeitverzögerung beim Bau der U2 wird auch den 22. Bezirk treffen. Die U2 soll bis zum Jahr 2012/2013 bis auf das Flugfeld führen. 2009 soll sie in Aspern sein. Wenn eine Zeitverzögerung stattfindet, ist auch die Entwicklung des Asperner Flugfeldes massiv in Frage gestellt. Im Jahr 2006 soll ein Masterplan für dieses Gebiet erstellt werden. Die FPÖ hat ihren Masterplan schon im Wahlkampf präsentiert. 

Dazu möchte ich Ihnen auch eine kleine Geschichte erzählen: Als wir im Wahlkampf in der Stadtrandsiedlung, die am westlichen Ende des Asperner Flugfeldes liegt, waren, um Flugzettel auszuteilen, hat mich eine alte Dame angesprochen, die dort seit gut 70 Jahren wohnt und die eine eifrige Leserin der Bezirkszeitungen ist. Sie weiß auch über die verschiedenen Vorstellungen der Parteien Bescheid, hat sich informiert und hat gesagt: „Bitte schauen Sie darauf, dass wir dort nicht die zweite Großfeldsiedlung bekommen. Die SPÖ plant, 20 000 bis 25 000 Leute dort neu anzusiedeln." (GRin Erika Stubenvoll: Was ist daran schlecht?) Sie hat aber auch gesagt: „Passen Sie bitte darauf auf, dass dort nicht nur neue Fabriken hinkommen, wie es die ÖVP plant." (GR Robert Parzer: Das ist nicht wahr!) - Das ist schon wahr, Robert Parzer! Ich werde es dir gleich erklären! Sie hat gesagt: „Bitte schauen Sie darauf, dass eine sanfte Entwicklung des Flugfeldes stattfindet." Sie war von unseren Plänen angetan, auch wenn sie nicht alles unterschreiben hat können. 

Sie kennen unsere Pläne seit einiger Zeit. Wir wollen die U-Bahn dorthin. Wir wollen nicht die Autobahn dorthin. Das haben wir geschafft, diese Trasse zu verhindern. Wir wollen ein Thermenzentrum, eine Thermensie-
dlung dort bauen, eine sanfte Entwicklung mit höchstens 10 000 neu zuziehenden Menschen. Wir wollen eine Schulstadt dort haben, eine Sportstadt, vor allem eine neue AHS, die im 22. Bezirk dringendst notwendig ist. Diese Pläne stoßen bei der Bevölkerung auf große Zuneigung, Zuwendung. Sie hat gesagt: „Bitte schauen Sie, dass Sie sich durchsetzen." Wir haben gesagt: „Wir haben uns bei der Trasse der Autobahn durchgesetzt. Wir haben die Außentrasse mit Hilfe der Bevölkerung, mit Hilfe der Bürgerinitiativen durchsetzen können. Und wir haben uns auch bei der U-Bahn-Trassenführung durchgesetzt." 

Ich kann mich gut daran erinnern, als der Kollege Dampier noch Bezirksvorsteher-Stellvertreter in der Donaustadt und Vorsitzender der Bezirksentwicklungskommission war. Damals hat StR Walter Prinz, heute aD, den Vorschlag gemacht, die U-Bahn nicht in Aspern stehen bleiben zu lassen, sondern über Hirschstetten auf das Flugfeld zu führen. Die erste Antwort war, ich kann mich noch gut daran erinnern: „Das Geld haben wir nicht. Brauchen tun wir es auch nicht." Einige Jahre später war es dann so weit. Genau diese Trasse ist beschlossen worden. Darum habe ich der älteren Dame gesagt: „Gnä-
dige Frau, bleiben Sie ruhig. Die FPÖ hat sich bei zwei Sachen in dieser Gegend durchgesetzt, zweimal ihre Vorstellungen durchsetzen können, wir werden es auch ein drittes Mal schaffen. Dann wird das Flugfeld eine sanfte Entwicklung erfahren." (Beifall bei der FPÖ. - GR Karl Dampier: Das war die Umsetzung von der SPÖ, nicht von Ihnen!) 

Ich möchte aber trotzdem noch kurz zu dem Bereich kommen, der aktuell vom drohenden Baustopp am meisten betroffen wäre. Das ist der Bereich Prater/Messe/ Krieau/Stadion. Dort läuft seit einigen Jahren sehr vieles falsch, quasi alles falsch, was falsch laufen kann, vor allem bei der versuchten Attraktivierung des Wurstelpra-
ters. Es hat dort einige Versuche gegeben. Einige An-
läufe hat die Stadt mit verschiedenen Praterkonzepten schon genommen. 

Vor einigen Jahren sind die Herren Schwarz und Sallaberger, ein Roter, ein Schwarzer, denn damals war die ÖVP hier in der Stadt in einer Koalitionsregierung mit der SPÖ, beauftragt worden, ein Praterkonzept zu erstellen. Sie haben Posten bekommen, sie haben Büros bekommen, sie haben Geld bekommen. Passiert ist nichts!
Daraufhin hat die Stadt Wien einige Jahre später einen erneuten Anlauf genommen und den Herrn Mongon beauftragt, hat ihm 1,5 Millionen EUR gegeben. Was hat der Herr Mongon bis jetzt im Prater zusammengebracht? Es sind ein paar neue Pflastersteine verlegt worden, es sind neue WC-Anlagen gebaut worden. Sonst ist dort genau nichts passiert. 

Ich fürchte, meine Zeit ist gleich aus. Sie entschuldigen, dass ich bei der ersten Rede zeitlich noch nicht so versiert bin in der Vorbereitung. Lassen Sie mich bitte noch zwei Sätze sagen.

Die alteingesessenen Praterunternehmer werden in all diesen Überlegungen, die durch das Pratermanagement, das der StRin Laska untersteht, nicht nur nicht einbezogen, sondern es wird alles gemacht, um sie um-
zubringen. Entschuldigen Sie, wenn ich das so hart aus-
drücke. Das macht das Pratermanagement. Das macht vor allem die Firma Novomatic in Zusammenarbeit mit dem Pratermanagement.

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Bitte jetzt zum Schluss zu kommen.

GR Anton Mahdalik (fortsetzend): Sie bekommt Parkplätze, die den alteingesessenen Unternehmern weggenommen werden. Herr Dr Hahn hört geflissentlich weg. Sie unterhält beste Beziehungen zur Stadt Wien. Das merkt man im Moment. Die Praterunternehmer wer-
den schleichend umgebracht. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Ihre Redezeit ist abgelaufen!)

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Bitte einen Schlusssatz.

GR Anton Mahdalik (fortsetzend): Ich möchte appellieren, diesen Zangenangriff, den die Stadt Wien im Moment durchführt, auf der einen Seite die Praterunternehmer umbringen zu wollen und auf der anderen Seite den U-Bahn-Bau quasi durch einen Baustopp zu behindern, einzustellen...

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Bitte, Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss. Auch wenn es die erste Rede ist, müssen Sie die Redezeit einhalten.

GR Anton Mahdalik (fortsetzend): …und den Zeitplan für die U2-Verlängerung bis zum Prater-Stadion auf Punkt und Beistrich einzuhalten! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Meine Herrschaften, ich denke, dass sich die anderen an die Redezeit halten. Ich war sehr sanft, weil es Ihre erste Rede ist. Ich wollte Sie nicht unterbrechen. Ich bitte aber alle, sich an die Spielregeln zu halten. (GR Dr Herbert Madejski: Dafür habe ich nur sieben Minuten geredet! Der Rest waren seine drei Minuten mehr!)
Als nächster Redner ist Herr Mag Maresch gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Nach dem Zangenangriff auf die Zeit werde ich es vielleicht doch mit fünf Minuten hinbringen.

Interessant ist auf jeden Fall, warum sozusagen die Zeit nicht eingehalten werden kann. Da gibt es grundsätzlich zwei Aspekte:

Der eine Aspekt ist, zum Stadion geht es sich angeblich wegen Grundstücksablösen nicht aus. Aber es geht sich möglicherweise auch nicht aus, weil bei Probebohrungen einiges passiert ist, und zwar hat es einen gigantischen Wassereinbruch unter der Ausstellungsstraße gegeben und das hat zu einer Bauverzögerung geführt. Warum war das so? Weil offensichtlich die Baufirma sparen und keine Tunnelvereisung durchführen wollte. Das hat zur Folge gehabt, dass unter anderem auch der 21er im Schritttempo gefahren ist, weil es ein gröberes Problem auf der Ausstellungsstraße gegeben hat. Das ist der eine Punkt.

Der zweite Punkt: Bei der Finanzierung hapert es, und zwar vor allem mit dem Stück bis in die Donaustadt, hinaus bis nach Aspern und auch zum Flugfeld. Wir wissen überhaupt nicht, wie das finanziert wird. Aber ganz sicher ist es so, dass die Lobau-Autobahn an den Stadtrand Wiens herangeführt werden kann, weil es dafür eine sichere Finanzierung gibt. Alle Versprechungen der Stadtregierung, die U-Bahn ist sicherlich vor der Lobau-Autobahn dort und die Menschen werden dann natürlich mit dem öffentlichen Verkehr fahren, sind Schall und Rauch. Es wird sich einfach nicht ausgehen.

Der nächste Punkt, der auch sehr interessant ist, ist, wenn man sich das Baustellenmanagement anschaut, zum Beispiel beim Praterstern, gehört eine ganz große Baustelle eigentlich sozusagen den Wiener Linien, weil die Wiener Linien dort das Sagen haben. Dann müsste es eigentlich so sein, dass grundsätzlich das Immissionsschutzgesetz Luft eingehalten wird. Das ist aber nicht so. Wenn in ganz Wien, und zwar in allen Punkten der Stadt, Feinstaubwerte unter 50 Mikrogramm herrschen, so kann man davon ausgehen, dass es rund um den Praterstern nicht so ist. Dazu gibt es einen Diskussionsbedarf, dann kommt die MA 22 und sagt: „Das war ein einmaliges Ereignis." Wir selbst haben dort mit einem geeichten Gerät und fünf Mal hintereinander gemessen. Zufälligerweise haben wir offensichtlich fünf Tage im Jahr erwischt, wo es so ist. Es gibt dort zuviel Feinstaub. 

Ich frage mich ganz ernsthaft: Warum kann es der Stadt in einem Bereich, der in ihre Zuständigkeit gehört, nicht gelingen, ordentliches Baustellenmanagement zu Stande zu bringen und dort tatsächlich staubarm zu arbeiten? Warum kann es der Stadt nicht gelingen, im Auftragsverfahren, bei der Vergabe, einfach zu sagen: „Die Offroad-Geräte der diversen Baufirmen haben Partikelfilterpflicht." Es war nicht so, ganz im Gegenteil. Man hat überhaupt nichts gemacht, Staub dort ohne Ende und das ist gesundheitsschädlich gewesen. Wer ist dafür zuständig, dass es ordentlich abgewickelt wird? Das Bezirksamt und die MA 22. Beide haben in diesem Punkt völlig versagt! Beide sind aufgefordert, das endlich zu tun!

Letzter Punkt in dieser Geschichte war: Wie die Stadt mit Bürgerbeteiligung umgeht, weiß man beim Einkaufszentrum beim Stadion. Das gehört mehr oder weniger auch dazu. Kaum gibt es eine U-Bahn-Station, kommt schon ein riesiges Einkaufszentrum hin. So auch im Pra-
ter. Wieder war es so. Es gab keine UVP, keine Bürger-
Innenbeteiligung, man ist wieder drübergefahren! Bür-
gerinitiativen wie auch die Bürger vor Ort wurden nicht einmal gefragt, nicht einmal einbezogen! Fertig, die SPÖ ist drübergefahren! Punkt und wahr! 

Im 2. Bezirk waren die Ergebnisse bei dieser Wahl äußerst mager. Der Herr Bezirksvorsteher hat keinen Zu-
wachs erlebt, kein einziger neuer Bezirksrat, überhaupt nichts. Ganz im Gegenteil, die GRÜNEN haben mit guter Politik in der Leopoldstadt den Bezirksvorsteherstellver-
treter gewonnen. Endlich einmal neue Grüninitiativen in der Leopoldstadt und das werden wir in der Zukunft auch ausnützen. 

Also noch einmal zurück: Was ich mich frage, kann man auch kurz sagen: Es gibt keine Garantie der Stadt, dass die U-Bahn rechtzeitig für die EM fertig ist. Es gibt keine Garantie der Stadt, dass die U-Bahn vor der Autobahn in der Donaustadt ist. Es gibt keine Garantie der Erschließung der Donaustadt durch die U2. Es gibt keine Garantie, dass die Luftgütewerte rund um den Praterstern im 2. Bezirk eingehalten werden. Es gibt überhaupt nichts von der SPÖ, außer heißer Propagandaluft! 

Damit bin ich sogar kürzer als alle anderen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr GR Kenesei.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich weiß nicht, ob der Herr Planungsstadtrat uns noch die Ehre gibt oder nicht. (GR Karlheinz Hora: Selbstverständlich ist er da!) 
Ein paar Worte einmal generell zum U-Bahn-Bau: Ich glaube, die Stadt Wien ist deshalb in solche Schwierigkeiten geraten, weil das erste Mal ein U-Bahn-Bau tatsächlich zu einem gewissen Termin fertig sein muss. Wenn ich mich zurückerinnere, sind die U-Bahn-Fertig-
stellungstermine meist in Vorwahlzeiten hineingefallen. Bgm Zilk, Bgm Häupl, Herr Verkehrsstadtrat Hatzl sei-
nerzeit. Immer wieder ist es sich zufällig halt so ausgegangen, dass drei bis sechs Wochen vor einem Wahltermin in Wien oder im Bund eine U-Bahn fertiggeworden ist. Und ist sie nicht fertiggeworden, ist kein großes Malheur passiert, sondern man hat sich einen anderen Grund zum Feiern gesucht und ist halt zwei Monate später mit der U-Bahn gefahren. 

Ganz anders jetzt bei der U2 bis zum Stadion. Da gibt es eine Deadline, da gibt es einen Termin, da gibt es den besagten 10. Mai 2008, wo die U2 fahren soll. Das einzige Problem, das man hat, ist, dass es jetzt offensichtlich tatsächlich Probleme gibt, mit denen bei den Wiener Linien, bei der Stadt Wien und bei den Planern niemand gerechnet hat. 

Wir wissen alle, dass ein Enteignungsverfahren, und darum geht es grundsätzlich im 2. Bezirk, einen gewissen Zeitrahmen in Anspruch nimmt. Ich gehe davon aus, dass Juristen bei den Wiener Linien diesen Zeitrahmen im Auge gehabt haben und auch wissen, wie viel Zeit der Instanzenzug einfach in Anspruch nimmt, wenn es Einsprüche gibt, wenn der zu Enteignende nicht willig ist, wenn es Streitigkeiten bezüglich der Entschädigungszahlungen gibt und so weiter. Faktum ist aber, dass man offensichtlich bei den Wiener Linien und bei der Stadt Wien erst draufgekommen ist, dass es bei diesen zwei Problemkindern, so bezeichne ich das einmal, steckt, als der Hut bereits zu brennen begonnen hat, als es nämlich fast zur selben Zeit Schwierigkeiten mit dem Wassereinbruch gegeben hat, der einen großen Zeitpolster oder ein großes Zeitfenster weggefressen hat, dass es dann das Problem mit den zwei unwilligen Hauseigentümern gegeben hat, sich auf eine Entschädigungszahlung zu verständigen und man das über das Gericht abwickeln muss. 

Dazu kommt eine gewisse Art Laisser-faire der Stadt Wien, die einfach der Meinung ist, wir haben schon Weltmeisterschaften im Rudern auf der Neuen Donau abgewickelt, also werden wir auch eine Europameisterschaft im Fußball irgendwie über die Bühne bringen (Heiterkeit bei der ÖVP.), die paar Leute mehr oder weniger werden wir schon in den Griff bekommen. Ich glaube und bin davon überzeugt, dass sich die Stadt Wien überhaupt noch nicht im Klaren ist, was so ein Großereignis in dieser Stadt tatsächlich für Auswirkungen hat. Jetzt zu sagen, siebenmal 50 000 Zuseher im Stadion macht 350 000, die werden wir schon irgendwie organisieren, wird so nicht der Fall sein. Erstens gibt es einen großen Teil zu betreuender Fangruppen, die nur für ein oder für zwei Spiele anreisen. Das heißt, da gibt es einmal rund um das Ereignis sowohl ein erhöhtes Verkehrsaufkommen als auch ein bisschen eine bessere Koordination der Buskorridore, die wir in der Stadt haben. Man muss davon ausgehen, dass diese Touristen, die in die Stadt kommen, sich nicht nur ausschließlich das Stadion und das Umfeld anschauen werden, sondern sich überraschenderweise auch in dieser Stadt bewegen werden. Sie werden sich hoffentlich in Wien auch etwas anschauen und werden touristische Einrichtungen aufsuchen. All das wäre zu koordinieren. Man verweist dann immer wieder an den ÖFB, an den armen Herrn Schmölzer. Ich habe mit ihm gesprochen. Er sagt: „Irgendwie verwechselt mich die Stadt Wien als Koordinator des ÖFB für die EM 2008 mit dem Koordinator der Organisation. Ich bin nicht Chef des Organisationskomitees, sondern ausschließlich für den sportlichen Ablauf dieser Veranstaltung zuständig." Sportlicher Ablauf heißt, dass die Spiele stattfinden, dass es funktioniert. Für alles andere ist die Stadt zuständig! Nächstes Jahr ist Mozartjahr. Da haben wir, weiß ich nicht, zwei oder drei Koordinatoren, bilde ich mir ein. Wir haben 2008 eine Fußball-Europameisterschaft, momentan ist in dieser Stadt niemand dafür zuständig und ich bezweifle, dass sich irgendjemand von der SPÖ für zuständig erklärt! (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner ist Herr Dr Stürzenbecher am Wort.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Sehr geehrte Damen und Herren!

Als erstes sei meinem Vorredner ins Stammbuch geschrieben, bei allen bisherigen U-Bahn-Linien ist der Ter-
min beim Spatenstich mitgeteilt worden und auf den Monat genau eingehalten worden. Darauf können wir, glaube ich, stolz sein! (Beifall bei der SPÖ.)

Zum konkreten Projekt ist zu sagen, es gibt keine Fehlplanung bei der U2-Verlängerung. Auch das von der Opposition an die Wand gemalte verkehrspolitische Chaos ist kein realistisches Szenario. Das wird nicht eintreten. Die Stadt Wien und die Wiener Linien haben in diesem Zusammenhang höchst professionell und effizient agiert, unter schwierigen Rahmenbedingungen. Ei-
nerseits weiß man, dass geologisch objektiv schwierige Rahmenbedingungen da sind, die man voll im Griff hat, und weiters gibt es auch in Einzelfällen die rechtliche Situation, wie sie vom Herrn Vizebürgermeister schon dargestellt worden ist. 

Dazu sei zu sagen, dass die Grundsatzentscheidung für die definitive Trassenführung 1998 gefällt wurde. Sehr rasch hat es dann die generellen Planungsmaßnahmen und die UVP gegeben. Die Grundsatzgenehmigung lag rechtskräftig im September 2002 vor. Es gibt auch unterirdische Bauführung. 102 Liegenschaften, 634 Liegenschaftseigentümer sind da. Da hat man die Zustimmung einholen müssen und das ist in den überwiegenden Fällen problemlos verlaufen. Bei sieben Eigentümern hat es die notwendigen Enteignungsverfahren gegeben, wobei die Eigentumsbeschränkung, wie schon dargelegt worden ist, nur in Form einer Einräumung eines Servituts ist. Das eigentliche Enteignungsverfahren ist natürlich erst nach Rechtskraft der eisenbahnrechtlichen Detailgenehmigung möglich, und die war am 25.2.2003. Dann hat es noch drei Verfahren gegeben, die eben den zweistufigen Instanzenzug durchlaufen haben. Bei diesen Enteignungsverfahren hat es inzwischen bei einem eine Einigung gegeben und zwei Fälle sind noch auf dem Tisch. Hier bin ich zuversichtlich, dass nach dem Enteignungsverfahren auch die Festsetzung der Entschädigung von unserer Justiz rechtzeitig erfolgen wird. 

Natürlich könnte man jetzt, aber dazu ist nicht die Zeit, rechtsphilosophisch zwischen Abwägung von Eigentumsschutz und öffentlichem Interesse philosophieren. Seit 1867 haben wir im Staatsgrundgesetz eben diesen Eigentumsschutz und Prof Mayer sagt, es ist immer eine heikle Abwägung. Aber man muss auch dazusagen, es gibt die Sozialbindung von Eigentum. Eigentum hat auch eine Sozialpflichtigkeit. Ich bin zuversichtlich, dass auch die Rechte der Gesellschaft von der Justiz berücksichtigt werden, und zwar eben rasch und rechtzeitig berücksichtigt werden.

Kollege Kenesei hat mit seinen Qualifizierungen in dem Zusammenhang den "Dolm der Woche", sicher zum ersten Mal, nehme ich an, der Zeitschrift "Falter" bekommen. Schon deshalb würde ich diese Begriffe in diesem Zusammenhang nie in den Mund nehmen. 

Also man kann durchaus zuversichtlich sein, dass im vorgegebenen Zeitraum die Anbindung des Ernst-Happel-Stadions an die U-Bahn verwirklicht wird. Am 10. Mai 2008 wird die Jungfernfahrt der U2-Verlängerung vom Schottenring ins Ernst-Happel-Stadion, so hoffe ich doch, stattfinden. 29 Tage später, am 8. Juni 2008 startet dann im ausverkauften Ernst-Happel-Stadion die Fußball-EM und, ehrlich gesagt, mache ich mir mehr Sorgen darüber, ob unsere Fußballnationalmannschaft gut abschneidet, als dass es ein verkehrspolitisches Chaos geben wird. Aber auch da bin ich jetzt durch Teamchef Hickersberger zuversichtlich. Trotzdem mache ich mir sportlich mehr Sorgen als verkehrspolitisch.

Außerdem möchte ich dazusagen, im Gegensatz zu meinen Vorrednern war ich in den letzten Jahren bei jedem ausverkauften Fußballspiel im Ernst-Happel-Sta-
dion. Das ist in der Regel dann der Fall, wenn Rapid spielt. Jedes Mal war ich mit der ganzen Familie mit öffentlichen Verkehrsmitteln dort. Selbst jetzt bin ich je-
des Mal überrascht, wie gut das funktioniert. Aber natürlich, wenn 300 000 internationale Gäste da sind, ist es schon gut und richtig, dass man dann auch eine U‑Bahn hat, weil sonst ist man doch ein bisschen zusammengepfercht. (StR Dr Johannes Hahn: Das ist eine unterschiedliche Einschätzung!) Diese wird es auch geben. Die U2 wird, wie der Herr Vizebürgermeister gesagt hat, an das Stadion angebunden sein und es werden auch alle Zugangs- und Verhandlungsmöglichkeiten, die noch notwendig sind, ausgeschöpft. Das Beste wird geleistet werden und ich bin sehr zuversichtlich und freue mich darauf, dass die Europameisterschaft ein wirtschaftlicher Erfolg wird, dass sie ein touristischer Erfolg wird, dass sie im weiteren Sinn ein politischer Erfolg wird und dass sie hoffentlich auch ein sportlicher Erfolg wird. Für Schreckensszenarien gibt es erfreulicherweise weder einen Grund noch einen Anlass! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Hiermit ist die Aktuelle Stunde beendet. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass folgende schriftliche Anfragen eingelangt sind: Von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen 12, des Grünen Klubs 1, des ÖVP-Klubs 15. 

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern folgende Anträge eingelangt: Vom Klub der Wiener Freiheitlichen 2, vom Grünen Klub 1, vom ÖVP-Klub 2. 

Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. 

Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 1, 2, 4, 5, 9, 10, 13 bis 18, 20, 21, 27 bis 31, 33 bis 34, 36 bis 38, 40, 43 bis 45, 50, 51, 53, 58, 60 bis 68, 71 bis 76, 78, 79, 81, 82 und 86 bis 89 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. 

Bis zum Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinn des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats gegeben ist. 

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 39 zum Schwerpunkt-Ver-
handlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 69, 70, 77, 3, 6, 7, 8, 59, 80, 83, 84, 85, 90, 11, 12, 19, 22, 23, 24, 25, 32, 35, 26, 41, 42, 46, 47, 48, 49, 52, 54, 55, 56 und 57. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 39 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Heizkostenzuschuss 2005/2006 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag Ramskogler, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Sonja Ramskogler: Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bitte Sie um Ihre Zustimmung für dieses wichtige Vorhaben Heizkostenzuschuss. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Strache. Zeit sind für die Erstredner 40 Minuten. - Bitte.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Gemeinderatsvorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Kälte in unserer Stadt ist eine zweischneidige. Sie lachen, weil Sie sich wahrscheinlich nicht vorstellen können, wie viele arme Menschen es gibt, die nicht wissen, wie sie bei solch einem niedrigen Heizkostenzuschuss, den es in dieser Stadt gibt, über den Winter kommen! Aber das mag Ihnen unbenommen bleiben, dass Sie darüber lachen und dass Sie sich nicht in die Lage dieser armen Menschen versetzen können! (GR Kurt Wagner: Das ist eine Unterstellung! Das ist lächerlich!) Viele Menschen leben in der Stadt am Existenzminimum, müssen wirklich von Monat zu Monat mit ihrem niedrigen Gehalt, das sie haben, kämpfen und wissen nicht, wie sie über die Runden kommen. (GRin Sonja Kato: So ist es!) Diese haben nicht so eine tolle Gage wie Ihr Gatte als amtsführender Stadtrat, der natürlich eine Traumgage hat und nicht darüber nachdenken muss, wie man die Heizkosten finanzieren kann. Aber es sind nicht nur die Stereotypen. (GR Kurt Wagner: Darüber brauchen aber gerade Sie sich nicht aufzuregen!) Ich weiß, dass wir gut verdienen, aber ich kann nachvollziehen, dass mit diesem Heizkostenzuschuss, den Sie gewähren, die Menschen in der Stadt frieren müssen, Herr Kollege, und das ist eine Sauerei! (Beifall bei der FPÖ.)
Es gibt nicht nur die Stereotypen in der Stadt wie unausgebildete Hilfsarbeiter, wie allein erziehende Mütter, die letztlich unter die Räder kommen, es sind letztlich auch viele andere Opfer, die in diesem System unter die Räder kommen. Täglich sterben 30 Unternehmen in dieser Stadt, weil sie ihre Pforten schließen müssen, wo wir eine Pleitewelle erleben müssen, die sich in dieser Stadt manifestiert, und wo wir im Bereich des Dienstleistungssektors, der Baubranche und des Gastgewerbes erleben müssen, wie immer mehr Betriebe nicht mehr weiterkommen, weil Sie Belastungen in der Stadt zu verantworten haben. 

Die "Presse" titelte am 21. September 2005 im Chronikteil, ich zitiere: "Wien, die Stadt der Sozialfälle". Wir haben eine Stadt, wo wir es mit einer unglaublichen Dimension von Sozialfällen zu tun haben. Wien weist mit 15 Prozent eine höhere Armutsrate als der Rest Österreichs auf. Während in Wien ca 80 000 Sozialhilfeempfänger vorhanden sind und existieren, beträgt die Zahl in Niederösterreich bei gleicher Bevölkerungszahl knapp 9 000. Das sind Zahlen, die man auch ernst nehmen muss! Da muss man sich schon fragen, wie es so eine Entwicklung gibt. Quer durch alle Alters- und Einkommensschichten trifft es die Menschen. Wer nicht von Beginn stark und durchsetzungsfähig ist, die Ellbogen nicht einsetzen kann, nicht so jung und nicht so dynamisch ist, bleibt halt in dieser Stadt auf der Strecke. 

Gerade bei diesen Entwicklungen müssen wir als Politik das Korrektiv sein, müssen die Verdrängten, Alleingelassenen, die Ärmsten der Armen unterstützen, ihnen unter die Arme greifen und ihnen auch im sprichwörtlichen Sinn Wärme und letztlich auch Entlastung geben, damit sie über die Runden kommen. Wenn wir von Wärme sprechen, von sozialer Verantwortung, von sozialer Wärme, dann reden wir auch von räumlicher Wärme in den Wohnungen, dass jene armen Menschen auch die Möglichkeit haben, über den Winter ihre Wohnung zu heizen. 

Der Heizkostenzuschuss, der heute Behandlung findet, ist in gewisser Art und Weise zynisch. Das ist ein leidiges Thema, über das wir schon oft gesprochen haben, wo wir Einsparungspotential hätten. Wir hätten Geld in dieser Stadt, wirklich eine dementsprechende Erhöhung mit 110 EUR Heizkostenzuschuss monatlich für die Ärmsten der Armen in der Stadt möglich zu machen. Wir hätten dieses Geld, wenn wir richtige Einsparungsmaßnahmen setzen, wenn wir die soziale Kompetenz ernst nehmen, die notwendig ist. Wir haben schon viele Einsparungsmaßnahmen aufgezeigt, auf die ich dann zu sprechen komme. Jetzt kommen Sie daher und wollen zu der Einmalzahlung von 50 EUR eine Erhöhung auf 75 EUR Einmalzahlung. 

Das ist im Vergleich mit anderen Bundesländern halt wirklich zynisch. Das ist nicht die soziale Kompetenz, die wir uns für diese Stadt vorstellen, wenn wir uns andere Bundesländer anschauen, wo ich Ihre Kollegin Gabi Burgstaller zitieren kann, die offensichtlich weiß, was es bedeutet, soziale Kompetenz zu haben, die weit über 100 EUR monatlich an Heizkostenzuschuss für die armen Menschen in Salzburg möglich gemacht hat. Sie liegen weit darunter mit Ihren 67 EUR, wo Sie nur eine Einmalzahlung erhöhen. Aber die 67 EUR monatlich sind ein Hohn im Vergleich zu dem, was in anderen Bundesländern bezahlt wird. Da hätte man geglaubt, wahltaktisch punkten zu können, wenn man vor der Wahl diese Einmalzahlungserhöhung ankündigt. Das haben die Menschen schon durchschaut, dass das Almosen sind und ihnen nicht wirklich helfen kann, wenn es darum geht, ihre Heizkosten zu decken. 

Jetzt können Sie sagen: „Die fetten Jahre sind vorbei. Wir haben kein Geld in dieser Stadt, weil wir über Gebühr gelebt haben, über Gebühr Ausgaben getätigt haben. Jetzt haben wir kein Geld." Wir hätten und wir haben genug Geld, wenn man die richtigen Prioritäten setzt. Bei einer Rasenheizung im Ernst-Happel-Stadion waren die Genossen sofort dabei. Nicht dass wir uns prinzipiell gegen eine positive Stadionsituation aussprechen und nicht dass wir prinzipiell sagen, ein Stadion darf keine Rasenheizung haben, aber es ist schon zynisch, wenn man dort locker dafür sorgt, dass es der Rasen warm hat und die Spielerhaxen nicht frieren müssen, gleichzeitig aber Bürger in dieser Stadt einen kalten Winter vor sich haben und mit dem Heizkostenzuschuss nicht ausreichend Unterstützung erhalten und nicht wissen, wie sie über die Runden kommen und ihre Wohnung warm halten können. Dann ist das zynisch! 

Deshalb komme ich wieder darauf, wir verdienen genug. Wir alle, die wir hier sitzen, verdienen genug. Es können sich wahrscheinlich manche, die genug verdienen, nicht vorstellen, wie es anderen geht, die eben nicht genug Geld haben, um über die Runden zu kommen. Wir haben hier Spesentöpfe von amtsführenden Stadträten und wir haben Traumgagen von amtsführenden Stadträten, wo wir Einsparungspotentiale hätten. Wir hätten Einsparungspotentiale gehabt, die Stadtregierung auf neun Regierungsmitglieder zu kürzen, einmal auf Privilegien wie die protzigen Dienstautos zu verzichten, die heute hier im Hohen Haus Verwendung finden, wo unsere Landtagspräsidenten mit Vorbildfunktion vorangegangen sind und darauf verzichtet haben. Das erlebe ich sonst nicht. Sonst wird das fleißig in Anspruch genommen. Wenn es darum geht, mit einem fetten, protzigen Dienstwagen den Steuerzahler zu beanspruchen, gibt es keine noble Zurückhaltung. Unsere Landtagspräsidenten haben noble Zurückhaltung und Sparmaßnahmen gelebt. Wir haben nicht nur darüber gesprochen, wir haben es auch gelebt. 

Das fordere ich auch ein, einmal bei diesem Privilegienstadel, den es hier gibt, Einsparungsmaßnahmen zu setzen und genauso beim Herrn Bürgermeister anzufangen, der einmal Verwaltungsgruppen übernehmen, nicht alles delegieren, sondern auch selbst arbeiten soll. Er kriegt ja genug Geld dafür. Nicht nur alles auf Stadträte auszulagern und wieder mehr Stadträte zu brauchen, wo wieder mehr Steuergeld verprasst wird, aber man dann beim Heizkostenzuschuss locker Einsparungsmaßnahmen trifft und nicht bereit ist, 110 EUR pro Monat zu zahlen. Da ist genau der falsche Ansatz und die falsche Situation gegeben, die in diesem Hohen Haus von den Verantwortlichen gelebt wird. 

Genauso habe ich auch in der letzten Antrittsrede gefragt, warum nicht die Landtagspräsidenten und die Gemeinderatsvorsitzenden personenident wie die Gemeinderäte und Landtagsabgeordneten in diesem Hause sein können. Aber nein, das will man nicht, weil man letztlich wieder mehr Gagen an mehr Abgeordnete zusätzlich verteilen will. Das ist der Hintergrund. Das muss man halt einmal ansprechen. Das sind die Einsparungspotentiale.

Wir meinen, dass auf dem Rücken der armen Menschen nicht gespart werden darf, sondern man oben anfangen und für die kleinen Menschen da sein muss. Eine allein erziehende Mutter, die heute 800 EUR Monatseinkommen hat und ihr Auslangen finden muss, weiß eben nicht, wo sie noch Sparpotentiale vorfindet. Wir haben Sparpotentiale und wenn wir es mit sozialer Kompetenz ernst meinen, dann müssen wir in diesem Hause anfangen und dafür Sorge tragen, dass die Armen in dieser Stadt auch ausreichend Unterstützung erhalten! (Beifall bei der FPÖ.) 

In Wien gibt es derzeit 100 000 Menschen, wo 75 EUR Heizkostenzuschuss für diese Einmalzahlung vorhanden sind. So soll es auch festgehalten werden. Im letzten Winter haben aber nur rund 30 000 Menschen einen Heizkostenzuschuss beantragt. 30 000 haben ihn beantragt. Das heißt, wir wollen für diese 30 000, die den Antrag stellen, und das sind die, die es wirklich bitter nötig haben, eine Erhöhung auf 110 EUR. Allein mit dem Geld für die Rasenheizung, die beschlossen worden ist, wo man 300 000 EUR ausgibt, kann man, nur zur Gegenüberstellung, damit man sich ein Bild machen kann, für 8 500 Menschen in dieser Stadt die Erhöhung auf 110 EUR finanzieren. Da sieht man, wie die Relationen aussehen. 

Wir haben Einsparungspotentiale in der Stadt, allein im Kunst- und Kulturbereich, wenn ich mir anschaue, wie in der Kunsthalle Subventionen vergeben werden, Millionen von Steuergeldern vergeben werden. Es ist ja so, dass man heute auf der Straße hören muss, dass die Bürger einem sagen: Ich verstehe die Welt nicht mehr. Wenn man heute vor eine Kunsthalle oder vor ein Burgtheater hinuriniert, wird man bestraft. Wenn man es auf der Bühne macht, kriegt man dafür Subventionen, ja vielleicht noch einen Stadtpreis dafür. Aber wenn es um uns Arme geht, hat man kein Geld, findet man keine Zuwendung. Da ist man nicht bereit, die richtigen Prioritäten zu setzen, die richtige soziale Kompetenz in dieser Stadt sicherzustellen. - Das ist genau das, was viele Menschen leider spüren müssen. 

Sie haben auch bei den Alleinerzieherinnen schon vor drei Jahren angesetzt. Schon vor drei Jahren haben Sie die Alleinerzieherinnen wieder einmal mit einer Erhöhung der Kindergartengebühren belastet, wo Alleinerzieherinnen pro Monat 15 EUR Mehrbelastung erleben mussten. 

Sie haben die Tarife der Wiener Linien um 25 Pro-
zent erhöht. Die Gaspreise, Wassersteuer, Müllsteuer, all das belastet die Menschen. Viele Menschen, die Angst haben, eben unter Existenzängsten leiden müssen, sind mit 120 Millionen EUR in dieser Stadt von Ihnen mehr belastet worden! 120 Millionen EUR Mehrbelastung durch Ihre Verantwortung für die Wienerinnen und Wie-
ner! Das ist das, was letztlich auch die Menschen unter Ihrer Gebührenlawine, die in den letzten zehn Jahren auf die Menschen in der Stadt zugekommen ist, stöhnen lässt. 

Das ist die Geschichte der Wiener Gas- und Strompreise, seit Antritt des Bürgermeisters vor zehn Jahren eine einzige Geschichte von Erhöhungen und gebrochenen Versprechen. Da kann man nur an den KWK-Zu-
schlag erinnern. Durch die Einführung der Wiener Strom-steuer im Frühjahr 2003 hat es dann saftige Tariferhöhungen in dem Bereich gegeben. Im Februar 2004 erfolgte die Aufforderung zur Senkung der Tarife. Sie, meine Damen und Herren, haben 2004 neuerlich damit geliebäugelt, den KWK-Zuschlag zu erhöhen, was dann im September 2004 zu einer kräftigen Erhöhung geführt hat. Ich zitiere: „Unser Wirtschaftsplan enthält für 2004 keinerlei Preiserhöhungen.", hat damals jemand gesagt und das war niemand geringerer als der Generaldirektor Felix Joklik, der das Anfang Jänner 2004 bei seiner Pres-sekonferenzpremiere als neuer Chef der Wiener Stadt-werke angekündigt hat. Diese Ankündigung hat nicht einmal den Sommer überstanden, eine Halbwertszeit von wenigen Wochen, und zeigt genau die Doppelzüngigkeit und die soziale Kälte. 

Wenn sich die Wiener SPÖ‑Stadträte auf den Standpunkt stellen, dass die Wien Energie als Wirtschaftsunternehmen den Regeln des freien Markts unterliegt und man daher die Gas- und Strompreise nicht politisch wer-ten darf, dann kann man nur sagen, dass jeder einzelne Staatsbürger genau von diesen Energieformen abhängig ist und wir hier natürlich einen Bedarf haben, etwas zu ändern und zu entlasten, wie das auch die Europäische Union selbst fordert und sogar in einem Bericht dargelegt hat, auf den ich noch zu sprechen komme, dass Österreich im Spitzenfeld der Belastungen in der Europäischen Union liegt.

Aber es ist auch so, dass bei WIENGAS das nicht anders läuft, wo wir - unter Anführungszeichen - zynisch mitbekommen, dass der Durchschnittsverbraucher, wird mitgeteilt, nur Mehrkosten von bloß 71 Prozent im Monat zu tragen hat, umgerechnet 10 ATS, die da an Mehrkosten entstehen. Das ist zynisch, weil 390 000 Haushalte nach wie vor nur mit Gas heizen können und keine anderen Möglichkeiten vorfinden. Da ist das auch eine Belastung für die Menschen.

Ich würde mir erwarten, dass Sie nicht immer nur Tariferhöhungen verteidigen, Tariferhöhungen fordern und umsetzen, Preise hochtreiben und sie dann wiederum versuchen zu begründen, sondern dass man einmal wirklich überlegt, wo man einsparen kann, wo man treffsicher Prioritäten für Sozialschwächere in dieser Stadt setzen und diesen Menschen helfen kann. Da muss man einmal auch über den Tellerrand hinaus schauen. Schauen wir einmal nach Skandinavien, schauen wir nach Großbritannien, dort sind die Netztarife massiv ge-senkt worden. Das hätten Sie auch in Wien machen kön-nen, die Netztarife zu senken, Energiepreise zu senken. Sie haben sie erhöht, nicht gesenkt. Gabi Burgstaller hat auch hier wieder vorgelebt, wie man es anders machen kann. Komisch, sehr interessant, da gibt es also unter-schiedliche Sozialdemokratien. Da gibt es offensichtlich wirklich den einen oder anderen Politiker, der soziale Verantwortung ernst nimmt, und das gestehe ich der Gabi Burgstaller zu, weil sie hat das sowohl bei den Heizkostenzuschüssen gelebt als auch bei einem Treuebonus für Stromkunden in Salzburg, die bevorzugt behandelt werden und billiger den Strom beziehen, wenn sie ein Jahr lang den Vertrag mit dem Energieunternehmen sicherstellen. Das ist durchaus etwas Vernünftiges und darüber sollte man auch hier bei uns nachdenken, nicht nur über Verteuerung, sondern wo man den Menschen auch einmal eine Vergünstigung zukommen lassen kann. Das ist auch im veröffentlichten EU-Bench-marking-Report für 2004 gesagt worden, dass eine massive Heizkostensenkung verlangt wurde. Brüssel stellt in diesem Bericht Österreich hinsichtlich der Höhe seiner Netzkosten ein wirklich schlechtes Zeugnis aus. Es ist daher höchst an der Zeit, Konsequenzen aus dieser Ent-wicklung, aber auch aus diesem Bericht zu ziehen und eben die Netzkosten zu senken.

Es wird fleißig kassiert in der Stadt. Die Gabi Burg-staller, ich komme wieder auf sie zurück, weil dieser Vergleich wirklich interessant ist, Wien und Salzburg, hat den Treuebonus für Privatkunden auch von 5 Prozent auf 8 Prozent erhöht und damit konkret dazu beigetragen, dass Strombezieher weniger Kosten haben. Das ist ein guter Ansatz. Davon könnten Sie sich einiges abschneiden. Da hat Ihnen die Gabi Burgstaller gezeigt, wie man es macht. In Wien ist man leider Gottes nicht so weit.

Aber gut, wir müssen zur Kenntnis nehmen, wenn man heute mit anderen Bundesländern vergleicht, mit Oberösterreich, dann bekommen dort die Menschen, die es brauchen und nötig haben, wirklich jene Hilfe, die notwendig ist, nämlich 115 EUR Heizkostenzuschuss monatlich in den Wintermonaten. Das ist soziale Kompetenz. In Vorarlberg: 150 EUR pro Monat in der kalten Jahreszeit an Heizkostenzuschuss. Das ist soziale Kompetenz. In Wien: 67 EUR und eine läppische Einmalzahlung, wo man sich dann hinausstellt und den Wurstel macht und versucht, sich sozial kompetent darzustellen. Das ist wirklich unangenehm für jene Menschen, die in Wirklichkeit nicht damit zu Rande kommen. (Beifall bei der FPÖ.)
Auch in der Steiermark: 100 EUR monatlich Heizkostenzuschuss. Voves wird es nicht abschaffen. Er wird zu dieser sozialen Kompetenz stehen und diese Verantwortung sicherlich weiter fortsetzen. Hier in Wien ist diese Verantwortung leider Gottes in diesem Bereich nicht vorhanden. Deshalb müssen wir handeln. Ich fordere dieses Handeln ein! Ich fordere ein Umdenken ein! 

Wir bringen daher heute einen Beschlussantrag ein, der wie folgt lautet:

„Die Stadträtin für Gesundheit und Soziales soll allen in Wien gemeldeten Arbeitslosengeld-, Notstandshilfe-, Pensions-, Sozialhilfe- und KinderbetreuungsgeldbezieherInnen, deren Einkommen den jeweiligen Ausgleichszulagenrichtsatz nicht übersteigt, eine Erhöhung des Heizkostenzuschusses auf 110 EUR für diesen Winter gewähren.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags beantragt.“ (Beifall bei der FPÖ.)
Gehen Sie in sich und denken Sie um! Sie werden den Menschen, die in Wien frieren müssen, nicht erklären können, warum andere Bundesländer 100 und mehr Euro pro Monat zahlen, aber Sie nicht bereit sind, mehr als 67 EUR pro Monat, mit der läppischen Einmalzahlung noch ein bisschen aufgespickt, zu zahlen. Zahlen Sie den Menschen, die es brauchen, 110 EUR pro Monat, dann müssen diese nicht frieren, dann ist soziale Wärme in dieser Stadt für die armen Menschen sichergestellt! Sie haben die Chance, das zu tun! Sie haben die Chance und die Möglichkeit, heute soziale Kompetenz zu beweisen! Wenn nicht, werden die Wienerinnen und Wiener bemerken, dass Sie leider Gottes von sozialer Kompetenz zwar reden, aber in der praktischen Umsetzung nicht bereit sind, für die Armen in dieser Stadt etwas zu tun! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Herr Kollege Strache, ich möchte Sie bitten, in Ihrer Wortwahl etwas sorgfältiger zu sein. Ich habe Sätze gehört, die nicht in den Gemeinderat passen. Das ist der Gemeinderat und kein Bierzelt. (GR Mag Harald STEFAN: Welche Sätze?) Ich will es nicht wiederholen. Anscheinend hat niemand aufgepasst, aber ich habe es gehört. (GR Heinz-Chris-tian Strache: Welche Begriffe? "Unsinn"? Oder "vor dem Burgtheater zu urinieren"?) Ich sage es Ihnen dann unter vier Augen. Es ist nicht notwendig, dass man es wie-derholt. Aber Sie wissen ganz genau, was Sie gesagt haben.

Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Hatzl gemeldet. - Bitte.

GR Johann Hatzl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Es wäre natürlich unpassend, die tatsächliche Berichtigung in eine Diskussion der allgemeinen Debatte, die ansteht, hineinzuziehen. Das werde ich auch nicht tun. Ich sage nur generell, damit es kein Missverständnis gibt, für mich ist völlig klar und verständlich, dass Fraktionen verschiedene Auffassungen haben und ich respektiere das zu einem vorliegenden Antrag. Hier kann man unterschiedlicher Meinung sein und unterschiedliche Vorgaben haben. 

Worauf ich mich aber beziehe, und ich habe mir vorgenommen, ich stehe dazu und sage das, wenn das einmal angesprochen wird. Ich fühle mich angesprochen, so unter dem Motto: „Es gibt welche, die kassieren, etwas in Anspruch nehmen und auf der Gegenseite gibt es sozusagen nichts." Es mag sein, dass es Privilegien sind, die Funktionäre dieses Hauses in Anspruch nehmen. Ich fühle mich angesprochen im Vergleich Ihrer früheren Landtagspräsidenten zu mir. 

Tatsächlich ist es so, dass der Dienstwagen nicht umsonst ist. Sie wissen das aus dem Bezügegesetz. Wenn ich mir zum Beispiel zusammenrechne, was mir monatlich für den Dienstwagen abgezogen wird, dann bin ich beim Tausch des Dienstwagens etwa in der Nähe dessen, was der Dienstwagen gekostet hat. Also geschenkt wird er nicht, das ist der erste Punkt. Aber es gibt Vorteile und es sind andere Bereiche, die ich nicht zu zahlen habe. Dazu stehe ich.

Das Zweite: Mit dem Dienstwagen ist es aber auch so, dass manche, die ihn nicht in Anspruch nehmen, und das soll auch einmal ausgesprochen werden, nach dem jeweiligen Bezügegesetz einen Anspruch auf Abgeltung haben. Das heißt, jene Funktionäre, die nach dem Bezügegesetz einen Anspruch auf den Dienstwagen haben und ihn nicht in Anspruch nehmen, haben einen Anspruch, ich bleibe jetzt bei dem Jargon, der gelegentlich verwendet wird, auf eine erhöhte Gage. Ob ich daher den Wagen oder mehr Geld nehme, beides ist ein Privileg, das der in Anspruch nimmt, der den Wagen nimmt, oder der, der den Wagen nicht in Anspruch nimmt, um das klarzustellen. 

Noch etwas, um es auch auszusprechen: Der, der den Wagen hat, hat natürlich auch die Dienstzuteilung des Chauffeurs. Der, der den Wagen nicht nimmt, hat niemanden. Aber es war eigentlich so geregelt, dass der betroffene Klub dann um einen Mitarbeiter mehr hat. Damit ist auch diese Frage wieder ausgeglichen. 

Also ich will zumindest nicht auf mir sitzen lassen, nur ein Nehmer zu sein und andere sind die, die in dieser Frage überhaupt nichts nehmen. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Cammerlander. Ich erteile es ihr.

GRin Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Mein Weg zum Rathaus führt mich täglich über den Wiener Christkindlmarkt und von den Ständen her riecht es alle Jahre wieder weihnachtlich. Wenn man das bunte Treiben, die idyllischen Weihnachtsstände, die staunenden Kinderaugen beobachtet, kommt man zum Schluss, Wien ist schön. 

Aber alle Jahre wieder kommt nicht nur das Christkind. Es gibt auch noch eine andere Bescherung. Alle Jahre wieder wird es sehr kalt in Wien. Und alle Jahre wieder, kurz vor Weihnachten, wird ein Heizkostenzuschuss genehmigt. Da packt die Stadtverwaltung ihre Geschenke aus, um medienwirksam Almosenpolitik zu zelebrieren. Dabei geht es nur um eine Geste. Wie die Menschen, und es sind viele Menschen, zum Heizkostenzuschuss kommen, ist eine andere Sache. Dabei sollte es doch selbstverständlich sein, dass es in Wien, im reichen und schönen Wien, ein Recht auf eine warme Wohnung gibt und die Menschen nicht wie Bittsteller behandelt werden. 

Sehr geehrte Damen und Herren, die Zahl der einkommensschwachen Menschen steigt von Jahr zu Jahr. Immer mehr Menschen beziehen ein niedriges Arbeitslosenentgelt oder Notstandshilfe. Viele sind zwar erwerbstätig, ihr Einkommen ist aber gering. Weder Karenzgeld noch Kinderbetreuungsgeld oder Sozialhilfe sind existenzsichernd. Die gestiegenen Energiepreise stellen in der laufenden Heizperiode viele Menschen vor unlösbare Probleme. Je nach Heizungsart müssen bis zu 250 EUR Mehrkosten beglichen werden. Das ist unmöglich für Menschen, die ohnehin nicht wissen, wie sie ihren Lebensunterhalt finanzieren sollen. 

Wir verhandeln heute aber neben unserem Antrag für eine sozial adäquate Regelung des Heizkostenzuschusses auch einen Antrag der SPÖ-Fraktion, womit der Bund aufgefordert wird, den einmaligen, im Sinn von ein Mal, nicht in Bezug auf die Höhe des Betrages, Heizkostenzuschuss von 75 EUR auf insgesamt 150 EUR zu erhöhen. Wir werden diesem Antrag zustimmen, weil er klar zum Ausdruck bringt, wie hoch der notwendige Zuschuss wegen der gestiegenen Energiekosten eigentlich sein muss, nämlich 150 EUR. Die dazu nötigen Verhandlungen zwischen Wien und dem Bund dürfen nicht auf dem Rücken der Betroffenen ausgetragen und eine Aus-zahlung des Betrags auf nächstes Jahr verschoben werden! Die Menschen brauchen jetzt finanzielle Unterstützung und nicht erst nach langwierigen Verhandlungen! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Sehr geehrte Damen und Herren, auf einen Aspekt möchte ich noch besonders hinweisen. Selbstständige, Zivildiener und Studierende sind vom Bezug des Heizkostenzuschusses generell ausgenommen. Die Stadt Wien ignoriert damit konsequent die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt und schließt den gesamten Bereich der so genannten neuen Selbstständigen, schlecht bis gar nicht abgesicherte freie DienstnehmerInnen oder WerkvertragsnehmerInnen und kleine Gewerbetreibende vom Heizkostenzuschuss aus. Erst letzte Woche hat mich ein selbstständiger Friseur angerufen, mit der Frage: „Wie bekomme ich einen Heizkostenzuschuss? Ich kann auf Grund meines Einkommenssteuerbescheides nachweisen, dass ich von 630 EUR im Monat leben muss." 

Sehr geehrte Damen und Herren, die aktuellen Debatten zeigen, dass die Wiener Sozialhilferegelung auf längst vergangene Arbeitsmarktsituationen aufbaut und nur mittels Notfallsadaptionen für den jährlichen Heizkostenzuschuss zusammengeflickt wird. Die aktuellen Regelungen sind unzureichend, ineffizient, schließen große Gruppen potenziell gefährdeter Menschen aus. Wir GRÜNEN fordern daher in unserem Antrag die Gewährung des Heizkostenzuschusses für alle in Wien lebenden Menschen, deren Haushaltseinkommen unter der Armutsschwelle liegt, und die Anpassung der Höhe des Heizkostenzuschusses an die gestiegenen Energiekosten. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags. 

Sehr geehrte Damen und Herren, wir bringen zur heutigen Sitzung aber noch einen anderen Antrag ein, der zum Ziel hat, Menschen in Notsituationen ein Leben in Würde zu ermöglichen. Die Höhe der maximalen Sozialhilfe ist derzeit unter der Armutsschwelle. Das Wiener Sozialhilfegesetz basiert zu einem großem Teil auf arbeitsmarkttechnischen Rahmenbedingungen der 50er Jahre des vorigen Jahrhunderts. Der alljährlich neu genehmigte Heizkostenzuschuss ist nur ein weiterer Versuch, dieses nicht mehr zeitgemäße Flickwerk irgendwie über die Runden zu bringen. Von Seiten der Volksanwaltschaft wurde, selbst ohne Berücksichtung des aktuellen Energiepreisanstiegs, mehrfach festgestellt, dass die Sozialhilfe in ihrer derzeitigen Höhe nicht existenzsichernd sein kann. Auch die Armutskonferenz sieht die derzeitige Praxis der Sozialhilfe als unzureichend und fordert eine materielle Existenzsicherung mit armutsbekämpfender und armutsvermeidender Wirkung. Als existenzsichernde Höhe bezeichnen die Experten und Expertinnen der Armutskonferenz die Einkommensarmutsschwelle, 60 Prozent des medialen Pro-Kopf-Haushalts-einkommens, und fordern eine Sockelung aller bestehenden Systeme, Arbeitslosenversicherung, Pensionsversicherung, Krankenversicherung, Notstandshilfe und Sozialhilfe, in dieser Höhe derzeit von 785 EUR. 

Aus Sicht der Wiener GRÜNEN ist es für die reiche Stadt Wien, auch angesichts des bereits begonnenen Kälteeinbruchs, höchst an der Zeit, die Vorschläge und Mahnungen der ExpertInnen ernst zu nehmen und damit sowohl die Bedürfnisse sozial benachteiligter Menschen zu berücksichtigen als auch den Vorgaben des Wiener Sozialhilfegesetzes Genüge zu tun. Wir fordern unter an-derem die Sockelung der Sozialhilfe auf 800 EUR, be-zogen auf das Mindestsicherungsniveau der Einkommensarmutsschwelle und die Einführung eines individuellen Rechtsanspruchs, und hier betone ich "Rechtsanspruch", auf soziale Dienstleistungen wie Schuldenberatung, Hilfe für Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen, Delogierungsprävention, niederschwellige Gesundheitsangebote, MigrantInnenberatung, Frauenberatung und so weiter. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung dieses Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Gesundheit und Soziales und hoffe auf einen parteiübergreifenden positiven Dialog im Ausschuss, um die soziale Situation in Wien nachhaltig zu verbessern! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Korosec. Ich erteile es ihr. Die Redezeit beträgt 40 Minuten.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Da-men und Herren!

Frau Kollegin Cammerlander, Ihrem zweiten Antrag - Sozialhilfe - werden wir zustimmen. Und zwar werden wir deshalb zustimmen, weil er ja dem Ausschuss zugewiesen ist und natürlich dort die Gelegenheit gegeben ist, sehr genau darüber zu diskutieren.

Denn zum Thema Grundsicherung, was ja Ihr Antrag impliziert, muss man natürlich diskutieren, weil das soziale Netz in Österreich gewachsen ist und auch funktioniert. Es bietet die Grundsicherheiten im Falle der Krankheit, der Arbeitslosigkeit, des Alters. Das heißt, das Soziale gehört zum Kern des österreichischen Lebensmodells. Und unser Sozialsystem ist eben ein lebendiger Organismus, den man nicht einfach umpolen kann und auch nicht umpolen soll. Und Ihr Modell, so wie es auch im Wahlkampf präsentiert wurde, weist eine starke bis gänzliche Aufweichung des ausgewogenen Verhältnisses von Leistungen und Beiträgen auf. Und das ist nicht unser Modell. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber auch wir wollen selbstverständlich eine Bündelung der ganzen Sozialleistungen, wir wollen ein hohes Niveau. Wir diskutieren ja heute über Beträge wie in Wien von 405 EUR, was das Schlusslicht ist. Also, hier gehört eine Bündelung, ein hohes Niveau her und wir glauben auch, dass es zweckmäßig ist, dass österreichweit eine Harmonisierung der Richtlinien kommt, nicht aber Ihr Grundsicherheitsmodell, denn das ist im Grundsatz leistungsfeindlich und verwässert den Wert, den Arbeit für Menschen nämlich auch grundsätzlich bedeutet, und das wollen wir nicht.

Meine Damen und Herren, es ist von Ihnen wieder einmal, so wie alle Jahre wieder, der Heizkostenzuschuss angesprochen worden, und wir werden diesem Geschäftsstück zustimmen. Die Begeisterung hält sich bei Gott in Grenzen, weil 45 EUR für Bedürftige in Wien ist wahrlich kein Ruhmesblatt für die Alleinregierung dieser Stadt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und ich möchte jetzt kurz in das letzte Jahr zurückschauen. Im letzten Jahr wurden von der Stadt Wien 113 806 Betroffene festgestellt. An Kosten wurden vorgegeben 5,7 Millionen EUR, 35 000 wurden letztendlich genehmigt, 1,7 Millionen EUR wurden ausgegeben, 4 Millionen EUR wurden also gar nicht verbraucht. 

50 EUR waren es im Vorjahr und für die Verwaltung waren 600 000 EUR vorgesehen. Wenn ich das umlege auf die 35 000 genehmigten, war ein Verwaltungsaufwand pro Akt von 17,50 EUR festzustellen. Das heißt, wir haben ausgezahlt an Bedürftige 50 EUR und jeder Akt der Bürokratie hat 17,50 EUR gekostet. Also, diese Relation, meine Damen und Herren, stimmt mich auch sehr bedenklich.

Und jetzt schaue ich mir das heurige Jahr an. Die Frau StRin Brauner hat heuer 50 000 Betroffene festgelegt. Somit sind 3,8 Millionen EUR anzunehmen, wenn 50 000 das beantragen, und diese bekommen eine Erhöhung auf 75 EUR, also wird um 50 Prozent erhöht. 50 Prozent hört sich gut an, es kommt aber immer auf die Basis an, und das war ja eine sehr geringe mit 50 EUR.

Wenn ich davon ausgehe, dass wieder in etwa ein Drittel der Anträge dann tatsächlich gestellt und gezahlt werden und diese eben wirklich positiv erledigt werden, sind das ca 17 000 Anträge, das kostet 1,3 Million-
en EUR. Jetzt bleiben wieder 2,5 Millionen EUR über und die Verwaltungskosten, die diesmal mit 570 000 EUR angegeben wurden - nur um 30 000 EUR weniger - obwohl man grundsätzlich mehr als die Hälfte an Bedürftigen angenommen hat - wenn ich das umlege, dann komme ich pro Antrag auf 33,50 EUR. Und das, meine Damen und Herren, das muss man sich schon auf der Zunge zergehen lassen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt, die Hilfe brauchen, die notwendig Hilfe brauchen, weil ein kalter Winter kommt, weil die Heizkosten hoch sind, erhalten von der Stadt Wien 75 EUR und die Bearbeitung des dazugehörigen Aktes kostet 33 EUR. (StR Dr Johannes Hahn: Das hat sich in einem Jahr verdoppelt, das ist interessant!)

Meine Damen und Herren der Mehrheitsfraktion, da wiehert nicht nur der Amtsschimmel, da muss man sagen, wenn man so unsensibel ist und so unsensible Berechnungen vorlegt, da zeigt man sehr deutlich, dass Ihnen die bedürftigen Menschen in dieser Stadt kein Anliegen sein können. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich freue mich, dass die Frau Stadträtin hier ist. Es liegt natürlich auch in der Natur der Sache, Frau Stadträtin, wir sind Oppositionspartei, und natürlich kritisieren wir dort, wo wir feststellen müssen, dass es Fehlentwicklungen gibt, und das ist eine krasse Fehlentwicklung.

Ich stehe aber auch nicht an, Positives zu sagen und, Frau Stadträtin, ich gratuliere Ihnen zu Ihrem Mut, denn 2005/2006 schätzen Sie in Wien 50 000 sozial Schwache. Das heißt, mehr als 50 Prozent weniger als im Jahr zuvor. Was ist die Moral aus der Geschichte? Damit be-weisen Sie eindrucksvoll, Frau Stadträtin, die positive Sozialpolitik der Bundesregierung. (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Dass man so etwas behaupten kann!) Ich freue mich, Frau Stadträtin, dass Sie das anerkennen und damit Ihre Kollegen und zum Beispiel gleich Sie, in die Schranken weisen. Weil wir hören immer wieder in diesem Haus, das ist alles die Bundesregierung und das ist unsozial, soziale Kälte. Ihre Frau Stadträtin sagt, nein, so ist es nicht, wir brauchen heuer nur für 50 000 vorsorgen, weil offensichtlich gibt es nicht mehr in dieser Stadt, weil sonst hätte man ja in diesem Antrag für mehr Betroffene vorsorgen müssen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, wir, die Wiener Volkspartei, wir waren ja immer überzeugt, die Schüssel-Re-gierung macht gute Sozialpolitik, und das ist auch durchaus eindrucksvoll zu unterstreichen. (GR Godwin Schuster: Sie können überzeugt sein!) Tun Sie mich nicht herausfordern, sonst sage ich Ihnen jetzt alle Punkte, aber wie Sie wollen, wie Sie wollen. 

Aber, meine Damen und Herren, jetzt grundsätzlich zur Sozialhilfe. Im Vorjahr in der Fragestunde hat der Herr Bürgermeister der Frau Kollegin - ich glaube, Frau Kollegin Jerusalem war es, die ihn gefragt hat, ob er sich eine Erhöhung, eine bedarfsgerechte Erhöhung der Sozialhilfe, vorstellen kann, und das war auch Ende des Jahres - die Antwort gegeben: Das könne er sich durchaus vorstellen, allerdings möchte er noch die Finanzausgleichsverhandlungen abwarten. 

Das war vor einem Jahr. Die Finanzausgleichsverhandlungen, wie wir wissen, sind positiv abgeschlossen worden, diese Hürde ist längst weg, daher, Herr Bgm Häupl, wie sieht die Zukunftsprognose für die Sozialhilfe in Wien aus? 

Nach wie vor, ja, nach wie vor, hat Wien wirklich die rote Laterne. In Wien gibt es für Alleinunterstützer monatlich 405 EUR. 405 EUR, das ist wirklich eine Schande, wenn man davon ausgeht, dass andere Bundesländer weit mehr bezahlen. Ich will sie jetzt nicht alle aufzählen, Sie wissen es alle. Ich denke nur an Oberösterreich zum Beispiel und das ist wirklich eine Schande für die Weltstadt Wien und da muss ich wirklich sagen: Das ist mir unverständlich. (Beifall bei der ÖVP.)
Aus diesem Grund bringen wir auch einen Entschließungsantrag, Beschlussantrag, ein. Hoffentlich habe ich ihn, offenbar nicht. Dann bringe ich den Beschluss- und Resolutionsantrag nach, ich bitte um Verzeihung. (Ein Angestellter des ÖVP-Klubs geht zum Rednerpult und übergibt der Rednerin ein Schriftstück.) 
„Der Gemeinderat der Stadt Wien spricht sich dafür aus, dass die Sozialhilferichtsätze auf hohem Niveau vereinheitlicht werden und eine bundesweite Harmonisierung der Richtlinien für den Bezug dieser Leistung erfolgt. Darüber hinaus befürwortet der Wiener Gemeinderat eine administrative Bündelung, die es betroffenen Bürgerinnen und Bürgern ermöglicht, mehrere soziale Unterstützungen und Zuwendungen an einer Stelle beantragen und beziehen zu können.

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Gesundheit und Soziales.“ (Beifall bei der ÖVP.) 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, im Zusammenhang mit dem Heizkostenzuschuss hat auch der Herr Bürgermeister, auch in einer Fragestunde, die 50 EUR verteidigt und hat gemeint, ja, er orientiere sich da auch an den Nachbarn, und auch in Niederösterreich waren es im Vorjahr 50 EUR. Das hat durchaus etwas für sich. Nur, wenn man sich orientiert, dann muss man sich bei allem orientieren, dann muss man sich auch daran orientieren, dass zum Beispiel Niederösterreich bei der Sozialhilfe um 20 Prozent mehr zahlt und dass Niederösterreich einen Heizkostenzuschuss für Sozialhilfebezieher, wo Wien 67,24 EUR von Oktober bis März bezahlt, 102 EUR von November bis März bezahlt. 

Also, wenn man sich orientiert, dann, bitte, muss man das schon generell sehen, aber nicht einen Betrag, der sehr nieder ist, herausnehmen und dann sagen, ja, ja, wir orientieren uns. Das ist nicht seriös und das ist im Sinne der Menschen, die notwendig, ja, die notwendig eine Hilfestellung brauchen, mehr als ungerecht.

Meine Damen und Herren, die Diskussion Heizkostenzuschuss ist ja jetzt seit Wochen im Gange. Von 150 EUR war die Rede infolge Verdoppelung durch den Bund. Also alle, die die Bundesverfassung kennen, wissen, dass der Bund hier überhaupt keinen Grund hat mitzuzahlen, aber auf das können wir noch eingehen. 

Aber es ist schon beachtlich, dass die Bundesländer, abgesehen von Wien, hier wirklich zeigen, dass sie soziale Kompetenz haben. Ich denke auch wieder an Oberösterreich oder Vorarlberg mit 175 EUR, Salzburg ist schon genannt worden. Also durchaus Beträge, wo man sagen kann, da kann der Einzelne, die Einzelne, etwas damit anfangen. 

Warum gerade Wien? Dass das reiche Wien und die Weltstadt Wien hier zu den Letzten gehören muss, die am wenigsten zahlen, ist mir wirklich nicht verständlich. Und da muss ich Ihnen schon sagen, weil Sie sich immer so sozial darstellen, also mit diesen Maßnahmen zeigen Sie, dass Sie eben nicht sozial sind. (Beifall bei der ÖVP.) 
Und weil da immer dieser Ruf nach dem Bund kommt und er ist gerade von Ihnen jetzt auch wieder, Herr Schuster, gekommen. (GR Godwin Schuster: Er erwartet sich ja Einnahmen aus den Erhöhungen der Treibstoffpreise, oder nicht?) Also, erstens einmal die Mineralölsteuer, wenn ich immer höre, die Mineralölsteuer, da bekommt der Bund etwas. Sie wissen ganz genau, davon bin ich überzeugt und wenn Sie es nicht wissen, dann wäre es traurig, Sie wissen ganz genau, dass die Mineralölsteuer mengenmäßig, mengenmäßig ist und nicht wertmäßig. Also daher ist überhaupt, ja überhaupt, kein Erlös da. Es gibt einen Erlös bei der Umsatzsteuer, aber da wissen Sie auch, Herr Kollege Schuster, dass die Länder hier partizipieren. Also bitte nicht immer solche Unwahrheiten hier bringen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, Bund und Länder, hier gibt es eine ganz genau vorgegebene Aufgabenteilung, zu der ich mich auch sehr gerne bekenne. (GR Christian Oxonitsch: Warum, hat es das nicht schon einmal gegeben?)
Bitte, wenn ich einmal etwas mache (GR Christian Oxonitsch: Warum denn nicht, wenn man sehr viel einnimmt!) Ja bitte, ich darf ja, ich darf ja großzügig sein. Warum kann der Bund nicht einmal (GR Christian Oxonitsch: Wir machen ja den Heizkostenzuschuss, nicht der Bund, der mehr einnimmt!) Bitte Entschuldigung, nun, und von der Umsatzsteuer nehmen Sie nichts ein? Schauen Sie, aber Sie machen nur 75 EUR. Warum? Warum, Herr Klubobmann, machen Sie nicht 150 EUR wie die anderen Bundesländer? (GR Christian Oxonitsch: Der Bund nimmt das Geld, aber übernimmt keine Verantwortung!) Ja, warum, die reiche Stadt Wien. Wenn Ihnen wirklich die Ärmsten der Armen am Herzen liegen, dann beschließen Sie heute, dass Wien 150 EUR zahlt. (Beifall bei der ÖVP.) 
Meine Damen und Herren, Aufgabe, Herr Kollege Oxonitsch, Aufgabe der Länder ist es, Hilfe vor Ort zu leisten. Und da gibt es den § 8 des Sozialhilfegesetzes, das Sie ja kennen und ich sehe das auch als Subsidiaritätsprinzip. Diesem Prinzip folgend ist es völlig richtig, die Kompetenz bei den Ländern zu lassen, sonst dürfte es ja den § 8 des Sozialhilfegesetzes gar nicht geben. Und dann wäre auch der § 8 verfassungswidrig, dann müsste der Verfassungsgerichtshof angerufen werden, um festzustellen, dass es keine Landeskompetenz ist. 

Auf der anderen Seite gibt es selbstverständlich die Bundeskompetenz und Aufgabe des Bundes ist es, die notwendigen Rahmenbedingungen zu schaffen, nämlich die richtige Einkommens- und die richtige Entlastungspolitik. Und das macht die Regierung Schüssel, und zwar sehr eindrucksvoll, sehr eindrucksvoll. (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Für wen?) Bitte, Herr Kollege Schuster, für wen. (GR Godwin Schuster: Das haben Sie überhaupt nicht gewollt!)

Soll ich Ihnen sagen, zum Beispiel ein Punkt, die Behindertenmilliarde. Schauen Sie, wenn Sie mir so ein Stichwort geben, werde ich wahrscheinlich doch noch ein bisschen länger brauchen. Die Behindertenmilliarde. Hat sich das ausgewirkt? (GR Godwin Schuster: In welcher Form?) Bitte, im Behindertenbereich ist trotz starker Arbeitslosigkeit im Behindertenbereich der Beschäftigtenstand von 52 000 auf 60 000 angehoben worden, (GR Godwin Schuster: Sie haben die Großindustrie entlastet und die Wirtschaft!) und wissen Sie, es ist traurig, wenn Sie das nämlich nicht wissen. (GR Godwin Schuster: Nein, ich weiß es!) Geh komm, Herr Kollege Schuster, ich bin bei den Behinderten, ich bin bei den Behinderten, ja, und da geht es um eine Behindertenmilliarde. Und, Herr Kollege Schuster, Sie wissen es offensichtlich nicht, aber wir haben ja, Gott sei Dank, noch andere. Schauen Sie, die Frau Präsidentin Stubenvoll sitzt hier und die Frau Präsidentin Stubenvoll weiß ganz genau, dass zum Beispiel gerade im Behindertenbereich die Arbeitsassistenz nur möglich war mit der Einführung der Behindertenmilliarde und alle, die im Behindertenbereich tätig sind wissen, welche Maßnahmen da notwendig sind, (GRin Erika Stubenvoll: Das haben wir schon gehört, Frau Kollegin!) und welche positive Auswirkungen das für die einzelnen Menschen hat. (Beifall bei der ÖVP.) 
Oder auch - Sie werden sich gleich wieder aufregen - das Kinderbetreuungsgeld für alle. Hier gibt es natürlich verschiedene Auffassungen. Ich stehe zu dem Kinderbetreuungsgeld, weil es eine sehr, sehr wichtige Maßnahme ist. Natürlich brauchen wir flankierende Maßnahmen, dass Eltern, vor allem viele Frauen, ihre weitere berufliche Zukunft aktiv gestalten können, und da ist eine Weiterentwicklung sicher notwendig. Aber vom Grundsatz ist das Kinderbetreuungsgeld eine sehr, sehr wertvolle Maßnahme. (Beifall bei der ÖVP.) 

Familienhospiz, also auch Familienhospiz ist eine sozialpolitische, familienpolitische Maßnahme, eine Sterbebegleitung. Meine Damen und Herren, ich habe das schon einige Male hier gesagt, ich sage es wieder, weil ich es für so notwendig halte. Eine Gesellschaft wird da-ran gemessen, wie man Menschen ins Leben hereinbegleitet, aber auch wie man die Eltern, Großeltern und Urgroßeltern aus dem Leben hinausbegleitet. Und die Familienhospizkarenz ist eine Möglichkeit, ich will nicht sagen, die alleinige, aber es ist immerhin eine Möglichkeit und eine humane Maßnahme. 

Steuerreform, weil das hat ja auch der Herr Kollege sofort angezogen. Sie ist in diesem Haus ja schon viel diskutiert worden, aber immerhin sind durch die Steuerreform 350 000 Menschen in die Steuerfreiheit entlassen worden und von den 5,9 Millionen steuerpflichtigen Personen zahlen ab 1.1.2005 zweieinhalb Millionen überhaupt keine Einkommenssteuer mehr. Und die SPÖ hat gegen diese größte Entlastung der Zweiten Republik gestimmt. Also das muss man hier auch sagen. 

Die Anhebung des Ausgleichszulagenrichtsatzes: Dieser wird ab 1. Jänner auf 690 EUR erhöht, und das ist auch interessant. Also, da ist eine Anhebung von 29 EUR in einem Jahr, die SPÖ hat fünf Jahre gebraucht, um ihn einmal um 27 EUR anzuheben. Dies unter den Finanzministern der SPÖ. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Anhebung der Familienbeihilfe, des Mehrkinderzuschlages, Valorisierung des Pflegegeldes, war auch nie unter einem SPÖ-Finanzminister oder SPÖ-Sozial-minister möglich. Auch eine ganz, ganz wichtige Maß-nahme, und so weiter. Ich könnte da noch eine ganze Reihe anführen, aber so was will man nicht hören, da hört man nicht zu, da ist man plötzlich sehr busy und muss unbedingt wichtige Gespräche führen. Aber das ist halt auch eine Art, Probleme, die da sind, ernst zu nehmen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich kann Sie nur animieren, ich kann Sie nur auffordern, ich kann Sie nur ersuchen, diesem positiven Beispiel zu folgen, aber von Ihnen haben sehr viele nicht zugehört. Und zwar zu folgen nicht aus Ehrgeiz, auch nicht zu folgen aus anderen Gefühlen, sondern zu folgen im Interesse der Bürgerinnen und Bürger, jener Menschen, die nicht auf die Butterseite des Lebens gefallen sind, sondern die, ob jung, im Mittelalter oder alt mit ihrer Lebenssituation kämpfen müssen und denen wir als politisch Verantwortliche, und vor allem Sie als Mehrheitsverantwortliche, helfen können, aber auch helfen müssen. 

Denn, meine Damen und Herren, über soziale Wärme soll man nicht reden, soziale Wärme sollen die Menschen spüren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Deutsch, ich erteile es ihm.

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Mit der Beschlussfassung des vorliegenden Geschäftsstückes wird in Wien der Heizkostenzuschuss auf 75 EUR pro Person erhöht und - das ist nun eine wesentliche Ergänzung, die von meinen Vorrednern weggelassen wurde - zusätzlich zur bestehenden Heizkostenbeihilfe für Sozialhilfebezieherinnen und -bezieher von 475 EUR im Jahr, sodass für die Wintersaison 2005/ 2006, also für den Zeitraum vom 1. November 2005 bis 31. März 2006, Gesamtkosten in der Höhe von 4,3 Millio-nen EUR genehmigt werden. Und da geht es nicht um eine willkürlich festgelegte Zahl, sondern um eine geschätzte Anzahl der zu erledigenden Anträge in der Größenordnung von 50 000. 

Würde sich jedoch der Bund beteiligen - und da kommen wir dann schon zum wesentlichen Kern dieses Antrages - dann könnte der Zuschuss nämlich wesentlich höher ausfallen. Und, meine sehr geehrten Damen und Herren, der Bund hätte gute Gründe, sich an diesem Zuschuss zu beteiligen. Denn erstens profitiert der Bund steuerlich durch die gestiegenen Ölpreise, den Gaspreis, die Energieabgabe, die Mineralölsteuer und kann dadurch auch auf wesentliche Mehreinnahmen verweisen und durch die gestiegenen Energiepreise kann der Finanzminister hier zusätzliche Hunderte Millionen Euro an Steuereinnahmen lukrieren. 

Also, das wäre der erste wesentliche Grund, Frau Kollegin Korosec, dass der Bund allen Grund hätte, sich daran zu beteiligen.

Die Wiener Gesundheitsstadträtin, Renate Brauner, hat ja auch zu Recht vor Wochen bereits die zuständige Sozialministerin Haubner aufgefordert, noch zusätzlich 75 EUR draufzulegen und dadurch den Heizkostenzuschuss auf 150 EUR zu erhöhen. Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, die Sozialministerin hat sich anders entschieden. Sie hat sich nicht für die Unterstützung der Ärmsten entschieden, sie hat sich - weil auch heute so viel davon die Rede war - sie hat sich für die soziale Kälte entschieden. Lange Zeit war der Frau Sozialministerin der Antrag, der Vorschlag der Wiener Gesundheitsstadträtin nicht einmal ein Antwortschreiben wert und jetzt teilt sie mit, dass sie sich nicht dafür zuständig fühlt. 

Also, ich frage mich, warum sozial Schwache anscheinend hier nicht in die Kompetenz der Sozialministerin fallen sollen. Das ist eigentlich unfassbar und gleichzeitig skandalös. (Beifall bei der SPÖ.) 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn Herr GR Strache für die FPÖ einen Heizkostenzuschuss von 110 EUR fordert und vorhin einen Antrag eingebracht hat, dann kann man dazu nur sagen, sie liegen mit diesen 110 EUR deutlich hinter unserer Forderung. Unsere Forderung sind 150 EUR, (GR Heinz-Christian Strache: Aber als Ihre Kompetenz, es ist Ihre Gemeindekompetenz!) die wir für die Armen brauchen in dieser Stadt. Mit diesen 110 EUR liegen Sie auch hinter dem Vorschlag der Landeshauptleutekonferenz, (GR Heinz-Christian Strache: Sie wissen es!) also dazu kann man Ihnen wirklich nur gratulieren, so einen Antrag einzubringen, das ist nicht ausreichend. (GR Heinz-Christian Strache: Sie zahlen 67 EUR, 67 EUR!) Unser Vorschlag ist, hören Sie zu, dass 150 EUR von Bund und Ländern hier auch entsprechend aufgebracht werden. (GR Heinz-Christian Strache: Vom Bund, das ist aber Ihre Verantwortung!) 
Aber ich komme ja zu einem weiteren Punkt, auch ein weiterer Vorwurf. (GR Heinz-Christian Strache: Ihre Verantwortung ist das!) Mit dem Reinrufen werden Ihre Argumente auch nicht richtiger. Unser Vorschlag ist, 150 EUR für die Ärmsten in dieser Stadt, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ – GR Heinz-Christian Strache: Das ist ein Unsinn!) 
Aber auch ein weiteres Argument, das Sie eingebracht haben, ist falsch, wie so viele andere Punkte, die ich in Ihrer Rede hören konnte. Sie werden ja nicht davon ausgehen, dass die Zeitung, die Presse, ein Kampfblatt der Sozialdemokratie ist. Die Frage, gibt es höchste Gebühren in Wien, wurde eindeutig auch von der Presse mit Nein beantwortet, weil bei Strom, Gas und Wasser Wien im Vergleich zu anderen Städten auch günstig ist. Und ich zitiere, wenn es um die Energiepreise beispielsweise geht, die Sie angesprochen haben, so ist hier zu lesen: „Wahr ist derzeit vielmehr das Gegenteil.", nämlich auch das Gegenteil, was Herr GR Strache behauptet hat. Denn was Strom und Gas betrifft, gehört Wien sogar zu den Billiganbietern, das ist in der Presse auch zu lesen. (GR Heinz-Christian Strache: Deshalb bieten Sie billiger Strom!) Beim Gas, hören Sie zu, damit Sie auch den zweiten Teil hören, (GR Heinz-Christian Strache: Die Kelag ist billiger!) beim Gas ist Wiengas nach aktuellem Stand sogar österreichweit am billigsten, also diese beiden Argumente von Ihnen haben sich ebenso in Luft aufgelöst.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist daher nahezu unverständlich, dass die Bundesregierung trotz wiederholten Ersuchens, auch von mehreren Seiten, zuletzt von der Landeshauptleutekonferenz, sich weigert, sozial Schwächeren einen bundeseinheitlich gestalteten Heizkostenzuschuss zu gewähren und das, obwohl die Frau Sozialministerin Haubner in ihrem Schreiben sich selbst auch widerspricht, wenn sie sagt, der Hinweis auf ein bundeseinheitliches Niveau der Heizkostenzuschüsse ist eine Auswirkung der Kritik der Volksanwaltschaft in ihrem Sonderbericht. Das heißt, der Bund wäre ja damit nochmals auch zum Handeln aufgefordert, auch den Vorschlag der Landeshauptleute umzusetzen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ein weiterer Grund, weil Frau Kollegin Korosec nach den Gründen gefragt hat, warum sich der Bund beteiligen sollte: Ein weiterer Grund für den Bund wäre, dass der Bund ja gerade auch auf Grund der verfehlten Arbeitsmarktpolitik dafür verantwortlich ist, dass so viele Menschen sozial benachteiligt sind. Dies wird ja auch offiziell bestätigt. Und Herr GR Strache, der sich hier herstellt und kritisiert, war ja daran auch nicht unbeteiligt in seiner Funktion als stellvertretender Bundesparteiobmann der Regierungspartei FPÖ. Er will zwar heute nichts mehr davon wissen, will seine Hände in Unschuld waschen, ist aber dafür mitverantwortlich und Ihnen wird es nicht gelingen, sich davon wegzudifferenzieren. (GR Kurt-Bodo Blind: Differenzieren, ja!) Gerade der Sozialbericht der Bundesregierung - und ich erwähne keinen anderen Bericht, sondern den Sozialbericht der Bundesregierung aus den Jahren 2003 bis 2004 - gibt konkret Auskunft, nämlich dass es erstmals in Österreich mehr als eine Million Arme und Armutsgefährdete gibt und die Armutsrate in Ihrer Zeit der Regierung auf 13,2 Prozent der Bevölkerung gestiegen ist. Das ist, Frau Kollegin, die Bilanz Ihrer Bundesregierung, Ihr eigener Bericht bestätigt ja eigentlich auch das Versagen dieser Bundesregierung, weil Arbeitslosigkeit das Armutsgefährdungs-Risiko eines Haushaltes natürlich deutlich erhöht und verstärkt und mit zunehmender Dauer natürlich auch das Risiko zunimmt. 

Und seit diese schwarz-blaue oder -orange Bundesregierung im Amt ist, seit diesem Zeitpunkt hat sich die Zahl der Sozialhilfeempfängerinnen und -empfänger nahezu verdoppelt. Auch das ist eine Folge Ihrer Politik. Im Jahr 2000 bekamen in Wien rund 41 700 Personen Sozialhilfe, nunmehr sind es rund 80 000. Auch im Armuts- und Reichtumsbericht für Österreich wird darauf hingewiesen, dass zwischen Armut, Bildung und Gesundheit ein unmittelbarer starker Zusammenhang besteht und gerade auch Existenzängste auf Grund dieser Armutsgefährdung wegen Arbeitslosigkeit hier auch zu besonderen Problemen führen. 

Das heißt, worauf ich hinaus möchte, ist, dass seit dem Antritt - und diese Zahlen können Sie nicht ignorieren, Frau Kollegin -, dass seit dem Antritt der Regierung Schüssel die Arbeitslosigkeit um 42 Prozent angestiegen ist, das sind 86 500, weil der Bund bei Investitionen, bei der Arbeitnehmerinnen- und Arbeitnehmerförderung kürzt und die Bundeshauptstadt natürlich von ihrer Politik auch besonders betroffen ist. Durch mangelnde öffentliche Investitionen, durch Personalabbau im Bundesdienst, Sparen bei der Bildung et cetera. Und während der Bund kürzt, investiert natürlich Wien in Arbeit und Wirtschaft, weil es ja das Ziel sein muss, möglichst viele Menschen wieder in Beschäftigung zu bringen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Sozialbereich hat für die Stadt Wien höchste Priorität und die Stadt Wien nimmt ihre soziale Verantwortung auch wahr. Es ist allerdings nicht möglich, dass die Stadt eine verfehlte Budget- und Wirtschaftspolitik der Bundesregierung durch den Sozialbereich kompensieren könnte. Es ist aber das Ziel ganz klar definiert und Frau GRin Cammerlander ist in ihrem Beitrag auch darauf eingegangen, dass Wien eine soziale Stadt ist, die niemanden ausgrenzt und wo das Prinzip auch festgeschrieben ist, dass alle Menschen, die in Not geraten sind, eben durch ein dicht geknüpftes soziales Netz Unterstützung erfahren (GR Kurt-Bodo Blind: Sehr gut!) mit dem Ziel, wo immer es möglich ist, den Weg zurück in ein eigenständiges, selbstbestimmtes Leben zu finden. (GR Kurt-Bodo Blind: Mit 75 EUR, aber geh!)

Und ich zitiere aus dem Regierungsprogramm der Wiener Stadt- und Landesregierung für das Jahr 2005 bis 2010, wo festgehalten ist: „Als ersten Schritt treten wir ein für eine bundesweite, einheitliche Sozialhilfe und novellieren und vereinfachen das Wiener Sozialhilfegesetz in Richtung einer modernen, aktivierenden, auf Prävention und auf Wiedereinstieg in die Arbeitswelt aus-gerichteten Sozialpolitik.", Ende des Zitats. Dem ist eigentlich nichts mehr hinzuzufügen.

Aber zum Vorwurf der Kollegin Korosec, der Sozialhilferichtsatz wäre zu niedrig, möchte ich nur Folgendes anmerken, nämlich grundsätzlich, dass es zwischen den Bundesländern große Unterschiede in der Gesetzgebung und auch im Auszahlungsmodus gibt, und daher die Zahlen, die Sie vorgetragen haben, ja definitiv überhaupt nicht vergleichbar sind. Man müsste sie zuvor erst einmal vergleichbar machen. 

Wenn beispielsweise - nur ein Beispiel angeführt - Wien zu den jeweiligen Sozialhilferichtsätzen auch eine Miet- und Heizbeihilfe, die vielfach höher ausfällt als in anderen Bundesländern, gewährt oder SozialhilfebezieherInnen, mit großem I, auch noch einen zusätzlichen Sonderbetrag für Kleidung und Hausrat et cetera, erhalten. 

Also, so generell zu sagen, Wien wäre das Schlusslicht, kann ich nur zurückweisen. Wenn man Zahlen vergleicht, müssen sie auch vergleichbar sein. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Regelung des Wiener Heizkostenzuschusses ist österreichweit - ich habe es bereits erwähnt - deshalb auch eine einmalige, weil dieser Heizkostenzuschuss von 75 EUR eben zusätzlich zur bestehenden Heizbeihilfe von 475 EUR für SozialhilfebezieherInnen, ebenfalls mit gro-ßem I, ausbezahlt wird. Und übrigens österreichweit der Durchschnitt dieses einmaligen Heizkostenzuschusses bei 75 EUR liegt. Aber, Frau Kollegin Korosec, Sie könn-ten ja zusätzlich zu Ihrem Beitrag auch insofern tätig werden, als dass Sie das Anliegen an den Bund weiter tragen. Reden Sie mit Ihren Parteifreundinnen und Parteifreunden darüber, dass der Bund diese 75 EUR verdoppeln möge. Wien hat seine Aufgaben bereits erfüllt. Jetzt ist der Bund am Zug, denn es ist ja eigentlich wirklich beschämend, dass in einem Land Menschen Angst vor einer Heizkostenabrechnung haben müssen und dass es eine Bundesregierung gibt, die nicht daran denkt, einen einheitlichen Heizkostenzuschuss für Bedürftige einzuführen. Das ist eigentlich unfassbar. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Wiener - (GR Kurt-Bodo Blind: Anträge!) ich habe Sie nicht gehört - die Wiener Regelung ist eigentlich eine sehr klare. Anspruch auf den Heizkostenzuschuss haben alle in Wien wohnhaften und auch gemeldeten Personen, deren Haushaltseinkommen die jeweiligen ASVG-Richtsätze nicht überschreiten. Dazu zählen Arbeitslosengeld- und NotstandshilfebezieherInnen, PensionsbezieherInnen, KinderbetreuungsgeldbezieherInnen und SozialhilfebezieherInnen. Die Anträge - und auch dafür ist Vorsorge getragen worden - sind in einem sehr breiten Netz zu stellen, in den Bürgerdienststellen, bei der Stadtinformation, beim AMS, den Gesundheits- und Sozialzentren des FSW, bei der MA 15 et cetera. 

Es gibt auch wieder eine eigene Servicehotline seit Anfang November und es wurden weitere zusätzliche Werbemaßnahmen eingeleitet. Dies ist deshalb so notwendig, weil der Bund uns ja die erforderlichen Daten, die wir benötigen würden, nicht zur Verfügung stellt. Da-her haben wir die Betroffenen, von denen wir die Daten nicht haben, eingeladen, einen Antrag zu stellen. Aber wie Sie sehen, haben sozial schwache Menschen von Seiten der Bundesregierung nicht viel zu erwarten, denn es gibt weder eine finanzielle Beteiligung noch werden der Stadt die erforderlichen Daten zur Verfügung gestellt.

Und in diesem Sinne möchte ich daher einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen bezüglich eines Heizkostenzuschusses der Bundesregierung für einkommensschwächere Bevölkerungsschichten für die Heizperiode 2005 bis 2006: 

„Der Wiener Gemeinderat fordert die Bundesregierung auf, sie möge den Heizkostenzuschuss der Stadt Wien in Höhe von 75 EUR durch einen ebenso hohen Beitrag seitens des Bundes auf insgesamt 150 EUR verdoppeln, (GR Heinz-Christian Strache: Abschieben!) um damit für bedürftige Haushalte einen Ausgleich für jene Belastungen zu schaffen, welche durch die Erhöhung der Energiepreise und Energieabgaben entstanden sind. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ (GR Heinz-Christian Strache: Die eigene Verantwortung abschieben!) Ich ersuche Sie um eine möglichst breite Zustimmung dieses Antrages. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Lasar. Ich erteile es ihm. Die Redezeit beträgt jetzt 20 Minuten.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Es war mir ein besonders Anliegen, heute bei meiner Jungfernrede zur Thematik des Heizkostenzuschusses zu reden, denn ich werde in den nächsten fünf Jahren als Mitglied des Gesundheits- und Sozialausschusses besonders Augenmerk auf soziale Initiativen seitens der Stadt Wien legen.

Der Heizkostenzuschuss ist ein Beispiel sozialen Gewissens, wie es von den Sozialdemokraten in diesem Haus praktiziert wird. Ein Verhalten, das sich folgendermaßen äußert: Man kritisiert die Bundesregierung bei Sparmaßnahmen, ohne wirksame Gegenkonzepte zu haben, bemüht Begriffe wie fehlende Treffsicherheit oder Sozialabbau, macht letztlich aber selbst eine Politik der Belastungen und des Einsparens im Sozialbereich. 

Wohin fließt das Geld aus der Strom-, Müll- und Wassersteuer? Wird es in soziale Projekte investiert oder subventioniert man damit einen Rattenschwanz von fragwürdigen Vereinen, bei denen zum Teil nicht einmal klar ist, wofür sie eigentlich stehen und welche Aufgaben sie für die Gesellschaft wahrzunehmen haben? (GR Dipl Ing Martin Margulies: Wie beim Haus der Heimat!) Wo ist das Geld aus dem Bereich des Familienzuschusses ge-blieben, das sich die Stadt Wien durch das Kindergeld erspart hat? Der Silvesterrummel kostet rund 1,6 Millio-nen EUR, dafür könnte die Stadtverwaltung um densel-ben Betrag 23 000 Bedürftigen einen warmen Jahres-wechsel ermöglichen. Der fehlende Betrag könnte bei Einsparungen von diversen dubiosen Subventionen, zum Beispiel WUK, aber auch diversen Parteivorfeldorgani-sationen, gespart werden. 

Warum wird der Sozialhilferichtsatz nicht endlich auf 800 EUR angehoben, um endlich Geld, das der Bevölkerung abgenommen wurde, wieder zurückzugeben? (Beifall bei der FPÖ.)
Es ist jedenfalls ein Faktum, dass die bereits institutionalisierte Armutskonferenz, welche den Anstieg der sozial Bedürftigen in Österreich dokumentiert, auch für Wien eine steigende Anzahl von Betroffenen konstatiert. Besonders die Aufbaugeneration und die Gruppe der AlleinerzieherInnen sind davon betroffen, da auch die gewährte Heizbeihilfe in vielen Fällen nicht ausreicht. Oftmals bringt ein strenger Winter für sozial Bedürftige erhebliche finanzielle Probleme mit sich und bei den Heizkosten muss meist zuerst gespart werden.

In den vergangenen Wintern hat es immer wieder politische Vorstöße gegeben, für Ausgleichszulagenbezieher von der Stadtverwaltung einen Zuschuss zu diesen Kosten in Form einer einmaligen Zahlung von 110 EUR pro bedürftigem Haushalt und Winter zu gewähren. Allerdings fanden alle derartigen Versuche leider nicht die notwendige Mehrheit.

Meine Damen und Herren, der Winter ist da mit all seinen Härten. Er stellt bedürftige Menschen und deren Familien, vor allem mit Kindern, - gerade wo Sie wieder ab 1. Jänner die Preise für Gas und Strom drastisch erhöhen werden - vor ein großes finanzielles Problem. Diese Mehrbelastung trifft wieder einmal nur die Schwächsten unserer Stadt. 

Es sind die Heizkosten, und der Winter zeigt sich jetzt schon von seiner härtesten Seite, wir haben aber erst den 1. Dezember. Schätzungsweise werden ca 80 000 bis 100 000 Bürger unserer Stadt nicht wissen, wie sie die Heizkosten in dieser noch langen Saison bezahlen werden. Bei etwa 34 000 Ausgleichszulagenempfängern in Wien würde eine Unterstützung von 110 EUR Heizkostenzuschuss für diesen Personenkreis einem Betrag von 3,7 Millionen EUR entsprechen. 

Während sich die Stadt Subventionen in breitesten Bereichen leistet, bleiben die bedürftigen Mitbewohner zumeist unberücksichtigt. Obwohl die Gewährleistung ei-nes Heizkostenzuschusses eindeutig, und ich sage hier, ganz eindeutig Ländersache und Länderkompetenz ist, schiebt die Wiener SPÖ-Stadtregierung die Verantwort-ung immer wieder auf den Bund ab, so wie es gerade vorhin auch Sie gemacht haben. Sie gewähren den Är-msten der Stadt Wien gerade einmal einen Heizkostenzuschuss von lächerlichen 75 EUR, bitte, 75 EUR. 

Ich möchte Ihnen ein Beispiel geben: In Salzburg bekommen die Ärmsten der Armen wenigstens 100 EUR, in Salzburg, ja, dort gibt es derzeit auch eine sozialistische Regierung. 

Einen Heizkostenzuschuss in Oberösterreich bekom-men die Menschen, die es brauchen, von über 150 EUR. Das zeigt schon etwas mehr von sozialer Verantwortung, meine Damen und Herren. Wien sollte, gerade Wien, sollte kein Schlusslicht sein, darum sage ich Ihnen, zeigen Sie ein bisschen soziale Wärme. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich bitte Sie hier im Namen der Ärmsten der Armen in der Wiener Stadt, gewähren Sie ihnen einen Heizkostenzuschuss von mindestens einmal 110 EUR. Ich danke Ihnen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist die Klubvorsitzende Frau Mag Vassilakou. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren!

Das meiste ist im Zusammenhang mit dem Heizkostenzuschuss ja bereits gesagt worden. Ich möchte von hier aus keine Wiederholungen vornehmen, sondern einen etwas neuen, zusätzlichen Aspekt in die Debatte einbringen.

Klar ist, dass es Tausende von Menschen gibt, die in einer der reichsten Städte der Welt nicht wissen, woher sie das Geld nehmen sollen, um ihre Wohnungen zu beheizen. Und klar ist auch, dass wir uns überlegen müssen, wie wir dieses Heizen ermöglichen können und zwar so, dass es ausreichend gesichert ist und zwar so, dass wir auch zu 100 Prozent davon ausgehen können, dass es keine Kinder gibt in dieser Stadt, die in diesem Winter in kalten Wohnungen groß werden müssen, lernen müssen, essen müssen, schlafen müssen. Das muss man sich einmal vorstellen wie das ist, wenn man in einer Wohnung im Mantel, in Handschuhen und in Socken herum sitzt und friert und nicht weiß, womit man die Heizung bezahlen soll. 

Also klar ist, dass Sie in diesem Winter etwas unternehmen müssen für diese Menschen hier und jetzt. Da sind wir uns alle einig und streiten höchstens darüber, wer denn das bezahlen soll und wie viel das sein soll.

Aber, einmal unabhängig davon, was in diesem Winter zu tun ist, stellt sich dennoch die Frage, ob die Art und Weise wie wir diesen Heizkostenzuschuss vornehmen, jahrein, jahraus zuletzt, tatsächlich mittelfristig oder gar längerfristig intelligent ist. 

Wovon ich spreche, ist ziemlich klar. Wir wissen alle, dass die Energiepreise ständig steigen und ich spreche hier nicht nur von den Heizölpreisen, sondern auch von den Gaspreisen, von denen wir alle nicht wissen, wie hoch sie schon wieder nächsten und auch übernächsten Winter und so weiter und so fort sein werden.

Und so stellt sich hier die Frage: Ist der einzige Weg, den wir bestreiten sollen, der Heizkostenzuschuss oder wäre es nicht bei weitem intelligenter, das ganze sehr wohl mit Beratungs- und Investitionsmaßnahmen zu koppeln, die es ermöglichen, dass gerade diejenigen, die sehr oft in veralteten, schlecht gedämmten Wohnungen leben, die Möglichkeit haben, Energie zu sparen. Das ist nicht nur gut für die Umwelt, es ist nicht nur gut für die Geldbörse der Betroffenen unmittelbar, sondern es ist auch gut für das Sozialbudget der Stadt Wien, von dem wir ja alle wissen, dass es momentan an allen Ecken platzt und wo wir ja selbst nicht wissen, wie wir das eigentlich finanzieren sollen, was alles gebraucht wird in diesem Moment und auch in den nächsten Jahren, gerade bei den sozial Bedürftigen in der Stadt. 

Insofern stellen wir GRÜNEN den Antrag, dass heißt hier im Besonderen ich und GR Christoph Chorherr, den Heizkostenzuschuss an eine aufsuchende Beratung sei-tens der Stadt Wien zu koppeln. Zum Beispiel könnte man hier die Zusammenarbeit suchen mit Wien Energie, also mit dem Unternehmen der Wiener Stadtwerke, wo es darum geht, dass diejenigen, die den Heizkostenzuschuss beziehen, einen Besuch zu Hause bekommen können, wo sie kostenlos beraten werden, wo kostenlos analysiert wird, welche Energieeinsparungsmaßnahmen möglich sind, wo die Therme überprüft wird, wo geschaut wird, ob die Fenster richtig gedämmt sind oder ob nicht neue Fenster der Weg sind, wo es Beratungsmöglichkeiten und Informationsmöglichkeiten über diverse Investitionsmaßnahmen und Förderungen gibt, die es ja durchaus auch seitens der Stadt gibt, wo man beispielsweise mit einem Strommessgerät vertraut gemacht wird, wo man überhaupt schaut, wo es Energieeinsparungspotentiale in den Haushalten gibt, also Stichwort Energiesparlampen, und wo eben - last but not least - auch dafür gesorgt wird, dass nicht so hohe Energiekosten erforderlich sind. Denn in sehr vielen Situationen gäbe es die Möglichkeit, massiv zu sparen. 

Also, Erhebungen belegen auch eindeutig, dass in allen Wiener Haushalten Einsparungsmöglichkeiten gegeben wären von zwischen 10 bis hin zu 30 Prozent der derzeit aktuellen Energiekosten. Also, wo man sich das alles, wie gesagt, anschaut und wo man last but not least auch den Betroffenen beibringt, wie Energierechnungen, also Strom- und Gasrechnungen, zu lesen, zu deuten und auch zu interpretieren sind. Denn ich gehe davon aus, und ich traue mich hier zu unterstellen, dass selbst die meisten von uns, die durchaus einer privilegierteren Gruppe angehören, relativ ratlos vor der jährlichen Jahresabrechnung stehen und teilweise nicht wissen, was in den einzelnen Spalten für Kosten angeführt sind, geschweige denn wüssten, wie wir selbst unsere eigenen relativ hohen Energiekosten senken könnten. 

Wir bringen daher diesen Antrag ein, weil wir glauben, dass es gut, wichtig und wertvoll ist, Menschen zu unterstützen, die in diesem Winter den Heizkostenzuschuss brauchen, aber wir sind der Ansicht, dass wir auch so etwas wie einen intelligenten Heizkostenzuschuss brauchen, denn schlussendlich sollen die Mittel aus dem Sozialbudget der Stadt Wien nicht in Ermangelung richtigen Handelns und begleitender Maßnahmen eine indirekte Subvention für die steigenden Gas- und Ölpreise der Ölmultis werden.

So, und jetzt abschließend ein paar Worte betreffend Grundsicherung und betreffend Anhebung der Sozialhilferichtsätze. Klar ist - und das habe ich auch eingangs erwähnt und das wissen wir alle -, dass wir in einem der reichsten Länder der Welt leben. Klar ist aber auch, dass dieser Reichtum nicht nur ungleich verteilt ist, sondern in den letzten Jahren durchaus immer ungleicher verteilt wird. Und die Zahlen der letzten Jahre belegen eindeutig, die Reichen werden in diesem Land immer reicher und die Armen werden nicht nur immer ärmer, sondern - und das geht sehr wohl an Sie, Frau GRin Korosec, - sie werden immer mehr. 

Und mich interessiert ehrlich gesagt überhaupt nicht, was welche Stadträtin der SPÖ in welcher Broschüre irgendwo publiziert hat. Ich orientiere mich klipp und klar an den Zahlen des jüngsten Armutsberichts, den sie eigentlich kennen müssten und den ich Ihnen wärmstens ans Herz legen möchte. Und diese Zahlen belegen eindeutig, dass sich in Österreich die Zahl der Personen, die unter der Armutsschwelle leben, innerhalb von zwei Jahren verdoppelt hat. (GR Kurt-Bodo Blind: Von welchen Zahlen gehen Sie aus!) Sie hat sich verdoppelt. Herr Dr Blind, lesen Sie nach im Armutsbericht. Es müsste möglich sein für Sie, hineinzuschauen und festzustellen, dass innerhalb von zwei Jahren blau-schwar-zer Bundesregierung die Zahl der Menschen, die unter der Armutsgrenze in Österreich leben, sich verdoppelt hat. 

Das habe ich nicht erfunden, das ist alles schwarz auf weiß nachzulesen. Und jene zwei Jahre, von denen wir sprechen, also jener Zeitraum, ist derjenige, in dem Ihre Vorgängerpartei regiert hat. Es ist ja schon auch ein bisschen verwirrend, gebe ich zu, und schwer zu durchschauen, ob Sie in der Regierung sind oder nicht sind. Jetzt sind Sie gerade nicht in der Regierung. Egal, damals jedenfalls, in jenem Zeitraum waren Sie noch alle miteinander eine Partei und regierten und gaben Ihren Sanktus zu dieser Politik, die dazu geführt hat, dass es immer mehr und mehr arme Menschen gibt. 

Und es sind 460 000 Menschen in Österreich, die unter der Armutsschwelle leben und davon leben 240 000 allein in Wien. Und jahrein jahraus steigt diese Zahl von Menschen. (GR Heinz-Christian Strache: In Wien, wo 50 Jahre die SPÖ regiert!) Und das bewirkt nämlich nicht zuletzt eines: Das bewirkt, dass unsere Sozialbudgets, so wie sie derzeit gestaltet sind, bei weitem nicht ausreichen. Und meine Kritik, auch an die Sozialpolitik der Stadt Wien, geht in diese Richtung, dass in den letzten Jahren die oberste Priorität zu sein scheint, wie können wir das alles finanzieren. Und um das alles finanzieren zu können, wie können wir uns abgrenzen. Was gibt es noch für Gruppen, die wir in irgendeiner Form jetzt ausschließen können, wo nehmen wir nicht zur Kenntnis, dass der Bedarf vorhanden ist und drücken uns davor und schaffen noch ein Jahr und noch ein Jahr und noch ein Jahr und, ach, die kleinen Selbstständigen, die kann man jetzt nicht herein nehmen. Aber die Not ist da und diese Menschen brauchen das alles, sie brauchen das genauso, egal ob wir uns jetzt irgendeine Bestimmung einfallen lassen, wie wir sie dennoch vom Bezug sozialer Leistungen ausschließen können oder wie wir es ihnen erst recht gar nicht ermöglichen. 

Und da braucht es ein Umdenken, meine Damen und Herren. Da braucht es ein Umdenken und es braucht neue Prioritäten in der Budgetgestaltung. Und die Stadt Wien wird nicht umhinkommen, sehr viel mehr Geld in die Hand zu nehmen, um soziale Leistungen zu finanzieren. Es sei denn, dass wir schlussendlich auch selbst zugeben müssen, wir nehmen zur Kenntnis, dass es Not in dieser Stadt gibt, wir nehmen zur Kenntnis, dass es Menschen gibt, die Unterstützung brauchen, aber wir verwehren ihnen diese Unterstützung, weil wir wollen, dass die Zahlen in unserem Sozialbudget stimmen. 

Ich sage Nein, Schluss damit. Und genau aus diesem Grund haben wir den Antrag heute eingebracht, die Sozialhilferichtsätze dementsprechend zu erhöhen, dass es die Möglichkeit gibt für diejenigen, die Sozialhilfe brauchen, ein Leben in Würde zu leben. Denn davon wird ja sowieso niemand reich, es geht ja ohnedies schlicht um Armutsbekämpfung. Es geht um eine Sozialhilfe in der Höhe - das wären derzeit 800 EUR -, die es einem ermöglicht, sein Leben, wie gesagt, nicht nur in Würde zu verbringen in dieser Stadt, sondern darüber hinaus auch den Weg eröffnet, vielleicht Maßnahmen besuchen zu können, um vielleicht schlussendlich wieder leichter in den Arbeitsmarkt hineinkommen zu können. Und insofern bin ich sehr gespannt, wie sich die Damen und Herren, insbesondere von der ÖVP, bei der Abstimmung dieses Antrags verhalten werden, denn Sie, Frau Korosec und auch Frau Feldmann haben ja im Vorfeld des Wahlkampfes ebenfalls mehrfach verlangt, die Sozialhilferichtsätze um 20 Prozent zu erhöhen. Da kämen wir ungefähr auf denselben Betrag hin, das wären etwas über 750 EUR, würden wir jetzt eine 20-prozentige Erhöhung vornehmen. 

Und umso mehr hoffe ich, dass jetzt nicht der Gedächtnisschwund zuschlägt, aber wir werden es ja dann sehen, ob sich die ÖVP erinnern kann oder nicht bei der Abstimmung unseres Antrags, was Sie alles selbst den Bürgerinnen und Bürgern dieser Stadt im Wahlkampf versprochen hat. 

Ich kann Ihnen nur eines sagen: Ja, Österreich braucht dringend einen neuen Weg in der Sozialpolitik und ja, wir brauchen eine Grundsicherung in diesem Land. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Und eine Grundsicherung ist nur, so wie wir sie uns vorstellen, klarerweise auf Bundesebene umzusetzen, denn das würde bedeuten, dass sämtliche soziale Leistungen, die es gibt, auf mindestens 800 EUR gesockelt werden und dass dadurch wiederum das Sozialbudget so entlastet werden würde - aus einer Vielzahl von Ausgleichszahlungen, die derzeit also geleistet werden müssen -, dass schon wieder auch die Erhöhung der Sozialdienste auf 800 EUR möglich wäre, ohne das Budget der Stadt Wien zu sprengen. 

Nichtsdestotrotz, eine neue Bundesregierung, so sehr ich sie mir von Herzen wünsche, ist bis auf weiteres in den nächsten Monaten und in diesem Winter nicht in Sicht. Und ich bin der Meinung, wir müssen jetzt handeln und dürfen uns nicht darauf ausreden und dürfen nicht hoffen, dass es irgendwann einmal bald eine neue, bessere Bundesregierung gibt. Und umso mehr ersuche ich Sie, meine Damen und Herren, insbesondere von der SPÖ, den GRÜNEN-Antrag zu unterstützen, denn er würde bedeuten, dass Wien handelt, dass Wien vorangeht, dass Wien eine Pionierleistung erbringt für das soziale System Österreichs und dass Wien sagt, wir setzen diesen Schritt, wir heben die Sozialhilfe auf 800 EUR an und alle anderen mögen es uns nachmachen. 

Im Übrigen bin ich nach wie vor der Meinung, dass Österreich dringend eine bessere Bundesregierung verdient. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Dr Aigner hat sich zum Wort gemeldet und ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Österreich hat eine ausgezeichnete Bundesregierung, um die uns sehr viele Länder in Europa beneiden. (Aufregung bei den GRÜNEN. – Beifall bei der ÖVP.) Gerade Ihre rot-grünen Freunde in Deutschland sind jetzt damit beschäftigt unter der Führung der CDU, den Reformstau, den eine sozialdemokratisch-grüne Regierung durch jahrelanges Nichtstun hinterlassen hat, sukzessive abzubauen. Also bleiben wir doch bei der auch international vergleichbaren Wahrheit, dass in Österreich Reformen, die notwendig sind, eigentlich mit einem sozialen Augenmaß gesetzt worden sind. Nur ist die beste Bundespolitik hilflos, wenn es im eigenen Land einen Bremsklotz wie die Stadt Wien gibt. Und über diesen Bremsklotz und über die Bremswirkung möchte ich jetzt ein paar Worte verlieren.

Meine Damen und Herren! Meine Hoffnung, dass der Beginn der neuen Periode anders ausschaut als das laue Ende der vergangenen Periode, war zugegebenermaßen nicht allzu groß. Aber ein Funken Hoffnung hat doch bestanden, dass Ihr Motto "Verwalten statt Gestalten" einem etwas engagierterem und ambitionierterem Programm Platz macht. “Verwalten statt Gestalten“ und über den Bund jammern, das ist die Melodie, die wir jetzt jahrelang gehört haben und es schaut so aus, als ob auch in den nächsten Jahren keine andere Platte aufgelegt wird.

Sie haben sich überhaupt nicht die Mühe gemacht, darauf einzugehen, dass die Verwaltungskosten des Heizkostenzuschusses einen hohen Prozentsatz des tatsächlich gewährten Heizkostenzuschusses ausmachen. Ich gehe einmal davon aus, dass es in den Amtsstuben entsprechend warm ist. Aber die soziale Kälte in den Zimmern der bedürftigen Mitbewohner Wiens, die Sie immer der Bundesregierung vorwerfen, sollte eigentlich durch einen Heizkostenzuschuss der Stadt Wien entsprechend ausgeglichen werden und hier haben Sie wiederum ein sehr wenig ambitioniertes Programm vorgelegt. 

Wir, meine Kollegin Ingrid Korosec und meine Person, bringen daher namens der ÖVP einen Beschlussantrag ein, dass die amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales aufgefordert wird, den außerordentlichen Heizkostenzuschuss signifikant anzuheben (Beifall bei der ÖVP.) und als Benchmark möchte ich da doch die anderen Bundesländer heranziehen. Ich erinnere noch einmal: Vorarlberg 150 EUR, Steiermark 120 EUR, Salzburg 130 EUR. Das wäre eigentlich die Benchmark, mit der wir uns in Wien vergleichen sollten und deswegen ist diese Erhöhung, wie wir sie jetzt vorschlagen, eigentlich nur ein kleiner Tropfen auf dem heißen Stein. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Die Sozialbürokratie zeichnet sich nicht zuletzt dadurch aus, dass Menschen zu Bittstellern degradiert werden, dass Menschen sich im Paragraphendschungel nicht zurechtfinden können. Es gibt eine Fülle von Anträgen, Antragsformularen und es gibt eine Fülle von verschiedenen Wertgrenzen. Auch hier ist es wichtig, eine Vereinheitlichung herzustellen. Es geht nicht darum, die Menschen herumzuschicken, sondern es geht darum, gerade jene, die das Notwendigste nicht haben, auch entsprechend zu versorgen. Deswegen nehmen Sie auch in Ihrem eigenen Bereich die Verantwortung wahr, hier ein menschengerechtes Sozialsystem auf die Beine zu stellen!

Meine Damen und Herren! Wir werden uns dann auch mit dem Krankenanstaltenverbund auseinander setzen. Auch da zeigen Sie, dass Sie eigentlich auch Ihre eigenen Krankenanstalten in der Luft hängen lassen, dass Sie das Budget des KAV nicht absichern wollen. Auch das ist etwas, was in Ihrem eigenen Bereich liegt! Hier gibt es bereits eine Art 15a B-VG-Verein-barung zwischen den Bundesländern und dem Bund und Sie lassen Ihre eigenen Krankenanstalten in der Luft hängen und weigern sich seit Monaten, obwohl Gegen-teiliges immer und immer behauptet wird, hier ein lang-fristiges Finanzierungskonzept auf die Beine zu stellen. Auch hier haben Sie Handlungsbedarf. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber wenn wir uns die Heizkostenproblematik einmal von der anderen Seite anschauen, so haben Sie auch hier Versäumnisse, die man Ihnen vorwerfen kann. Die stadteigenen Quasi-Monopolunternehmen betätigen sich zusehends als Preistreiber. Ich frage mich ehrlich: Wozu braucht die Stadt eigene kommunale Versorgungsunternehmen, wenn dann selbige Versorgungsunternehmen, denen man einen weitgehend abgeschotteten Markt zu-gesteht - ich erinnere an die Debatte über das Wiener Elektrizitätswirtschaftsgesetz, das ja von dem Grundgedanken geprägt war, hier möglichst den Markt und den Wettbewerb auszuschließen -, erst recht wie Privatunternehmen agieren und Millionen in Werbung stecken, obwohl ja ohnehin der eigene Markt abgeschottet und geschützt wurde.

Ich frage mich schon, was sich jemand, der die Gas- und die Stromrechnung nicht bezahlen kann, denken muss, wenn er durch die vielen Plakate in den auch nicht sonderlich billigen Wiener Linien weiß, dass es Josef Hickersberger in seinem Wohnzimmer schön warm hat und die Bedürftigen dieser Stadt frieren müssen. (Beifall bei der ÖVP.) 

In Wirklichkeit ist es so, dass die Gebührenpolitik dazu führt, dass eine Belastungslawine die Entlastungsmaßnahmen des Bundes konterkariert. Sie treiben die Energiekosten in die Höhe. Sie treiben die Betriebskosten in den Wohnungen in die Höhe und haben überhaupt keinen Genierer, hier kräftig zuzugreifen. Klar, ich verstehe das auch, denn wenn man sich Ihr Werbebudget anschaut, so muss das ja von irgendwoher gespeist werden und da bieten sich die ausgegliederten kommunalen Versorgungsunternehmen natürlich trefflich an.

Das heißt, wir halten fest: Auf der einen Seite sind Sie bei den Zuschüssen sehr knausrig und auf der anderen Seite sind Sie bei den Gebühren zu Ihren eigenen Unternehmen sehr großzügig.

Meine Damen und Herren! Wenn das so weitergeht, dann brauchen wir auf Bundesebene wirklich noch viele Reformschübe, um diesen Reformstau auch in Wien aufzubrechen.

Ich komme schon zum Schluss. Ich halte fest, dass Österreich in einer vergleichsweise sehr guten Arbeitsmarktsituation ist und dass die Bundesregierung ihre Hausaufgaben gemacht hat, aber mit einem Bremsklotz Wien am Bein, der sozusagen eine wirtschaftspolitische und sozialpolitische Tempo 30-Zone ist, ist es halt sehr schwer, eine à la longue erfolgreiche Wirtschafts- und Sozialpolitik zu betreiben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Klicka hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Es ist unbestritten, dass der Heizkostenzuschuss als effizienter Beitrag zur Armutsbekämpfung heuer wichtiger ist denn je. Die Heizkosten gehören zu den am rasantesten wachsenden Fixkosten im Bereich der Lebenshaltungskosten. Im Bereich des Heizöls sind sie in-nerhalb eines Jahres um 40 Prozent angestiegen, aber auch Gas und Strom sind teurer geworden. Rund eine halbe Million Haushalte in Österreich heizen mit Gas, an die 900 000 verwenden noch das extrem teuer gewordene Öl und jene Haushalte, die mit Holz heizen, machen ungefähr 500 000 aus, weitere 80 000 brauchen Kohle für ihre Öfen. 

Wir fordern daher einen bundeseinheitlichen Heizkostenzuschuss für sozial Bedürftige. Die stark gestiegenen Energiepreise, die hohen Steuern- und Abgabenbelastungen und die hohe Inflationsrate, die die Regierung Schüssel zu verantworten hat, machen diese Unterstützung unverzichtbar. Diese Bundesregierung verteuert al-les, womit die Menschen dieses Landes in ihren vier Wänden Wärme erzeugen können und ich kann nicht erkennen, Herr Dr Aigner, wo die Bundesregierung eine Entlastung für die Bürgerinnen und Bürger herbeigeführt hat: 

Die Mineralölsteuer wurde erhöht, die Energieabgabe wurde verdoppelt und sogar auf Kohle wurde eine Abgabe erfunden, um sie noch teurer zu machen. Und das, obwohl der Energiepreis sowieso gestiegen ist und der Finanzminister allein schon aus der Mehrwertsteuer, so wie es die Frau GRin Korosec heute auch gesagt hat, ein sattes Körberlgeld erwirtschaftet. Immerhin macht dieses Körberlgeld 270 Millionen EUR im Jahr aus und ich denke, dass davon die Bundesregierung sehr wohl ihren Beitrag zum Heizkostenzuschuss leisten könnte! 

Diese Regierungspolitik trägt nur dazu bei, dass Reiche immer reicher und Arme immer ärmer werden. Der Bund ist der Profiteur der teuren Heizkosten und soll daher zur Unterstützung der Bedürftigen auch seinen Teil beitragen! (Beifall bei der SPÖ. – StR Dr Johannes Hahn: Aber dann brauchen wir keinen Finanzausgleich!)
Es ist auch für Österreich eine Schande, dass in so einem reichen Land die Menschen Angst vor der Heizkostenabrechnung haben müssen, weil es eine Bundesregierung gibt, die trotz wiederholten Ersuchens, sogar der Landeshauptleute, die ja wohl nicht alle der Sozialdemokratischen Partei angehören, nicht daran denkt, ei-nen österreichweiten, einheitlichen Heizkostenzuschuss für Bedürftige einzuführen. Nein, die Bundesregierung wälzt diese Frage einfach auf die Länder ab! 

Der Bund hat sehr wohl, Frau GRin Korosec, einen Grund, sich an diesem Heizkostenzuschuss zu beteiligen, denn er hat ja aus den Energiepreiserhöhungen Einnahmen und es ist auch der Bund für alle Bürger Österreichs verantwortlich und kann sich der sozialen Verantwortung seinen Bürgerinnen und Bürgern gegenüber nicht entledigen! 

Die Stadt Wien sorgte dafür, wie schon in den vergangenen Jahren, dass sie den Weg der sozialen Verantwortung geht, auch wenn sie ihn alleine gehen muss. Es werden im Bereich des Heizkostenzuschusses immer wieder Vergleiche zwischen den Bundesländern gemacht. Sie alle wissen, dass das sehr schwierig ist, weil die Grundvoraussetzungen im Bereich der Sozialhilfe nicht einheitlich sind. Auch diese Forderung, die wir schon seit mehreren Jahren an die Bundesregierung gestellt haben, wurde nicht umgesetzt. 

Gerade in den Bundesländern Niederösterreich und Tirol beträgt der Heizkostenzuschuss ebenso 75 EUR wie in Wien. Dazu kommt aber noch, dass es gerade in Tirol keine monatliche Einzelleistung gibt, sondern dass die Bedürftigen wie Bittsteller zum Amt gehen müssen und dort eine Einzelentscheidung je nach Einkommen und Bedürftigkeit getroffen wird. Das heißt, es gibt nicht den Grundbetrag, den wir in Wien zwölf Mal jährlich - wenn man es monatlich umrechnet und nur dann sind die Beträge vergleichbar - mit 39,58 EUR auch ausbezahlen. Das ist, über das ganze Jahr gerechnet, immerhin eine Heizkostenbeihilfe von 475 EUR, mit dem alle sozial Bedürftigen fix rechnen können und das ist natürlich ein weitaus größerer Vorteil als wenn ich jedes Jahr darum zittern muss, ob mir der Beamte diese Heizkostenbeihilfe zubilligen wird oder nicht. 

Auch in Niederösterreich beträgt der Heizkostenzuschuss 75 EUR. Und weil Sie die hohen Beträge von Oberösterreich oder Salzburg erwähnt haben, so muss ich dazu schon feststellen, dass sie natürlich auch unterschiedlich sind, denn in Salzburg zum Beispiel beträgt der Zuschuss bei einer Gasheizung 50 EUR und bei einer Ölheizung 130 EUR, das heißt, es gibt auch keinen einheitlichen Satz für diejenigen Energiekosten, für die die Bedürftigen aufkommen müssen. 

Die Wiener Stadtregierung wird auch in diesem Winter all jene, denen die Bundesregierung die Unterstützung verweigert, unterstützen und ihnen diesen Zuschuss zusätzlich zu der Dauerleistung gewähren. Dieser Zuschuss wurde heuer auch um 50 Prozent erhöht. Faktum ist, dass in Wien allen sozial Schwachen eine dauernde Heizbeihilfe ausbezahlt wird, die viel höher ist als in anderen Bundesländern. Manche Bundesländer zahlen Null an Heizbeihilfe aus und haben Beträge in die Sozialhilfeleistung eingerechnet.

Liebe Frau GRin Korosec, ich denke, dass gerade Sie wissen, welche Leistungen in den letzten Jahren gekürzt wurden oder welche Belastungen der Bundesregierung in den letzten Jahren auch die Bürgerinnen und Bürger der Stadt Wien betroffen haben. Sie sprechen von einer positiven Sozialpolitik. Wo ist diese bei der Verdoppelung der Energieabgabe? Wo ist diese bei einer dreimaligen Erhöhung der Rezeptgebühr, bei Selbstbehalten, bei Heilbehelfen, bei Leistungskürzungen der Krankenkassen und bei Pensionsanpassungen, die weit unter der Inflationsrate liegen? Sie alle wissen auch um die erheblichen Pensionskürzungen, die durch die Pensionsreform 2003 bei manchen älteren Menschen zu Stande gekommen ist. 

Wir können in Wien davon sprechen, dass wir alle Bedürftigen unterstützen und ihnen mit der Ausbezahlung dieser Leistung auch Sicherheit geben. Seit dem Jahr 2000 haben sich die Sozialhilfebezieher mehr als verdoppelt. Dabei ist die Anzahl jener Personen, die zu ihrem niedrigen Einkommen oder zum Arbeitslosengeld, das sehr niedrig ist oder auch zur Pension noch eine ergänzende Leistung der Sozialhilfe beziehen, überproportional gestiegen. Das Einkommen aus der Erwerbstätigkeit deckt lange nicht mehr den Grundbedarf der Menschen. Die hohe Anzahl der Sozialhilfebezieher ist vor allem auf die gestiegene Arbeitslosigkeit sowie auf Kürzungen und Veränderungen der vorrangigen Leistungssysteme in der Bundeskompetenz wie beispielsweise auch das Arbeitslosengeld und die Notstandshilfe zurückzuführen. Die Rahmenbedingungen für jene Menschen, die einen Arbeitsplatz haben, sind dank der Bundesregierung dermaßen schlecht, dass allein in Wien mehr als 3 300 arbeitende Menschen Sozialhilfe beziehen müssen. Aber auch durch das immer restriktivere Vorgehen des Arbeitsmarktservices steigt die Zahl der Sozialhilfebezieher. Und bei der Ausbezahlung des Kinderbetreuungsgeldes durch den Bund gibt es Wartezeiten, die oft bis zu einem Jahr reichen. 

In Wien wird rasch und schnell gehandelt. Bis zum 25. November haben bereits 4 224 Personen um einen Heizkostenzuschuss eingereicht. Diese Anträge sind bereits in Bearbeitung und werden im Dezember auch schon ausbezahlt. Das heißt, dass wir all jenen, die jetzt heizen müssen und das Geld für die Heizkosten dringend brauchen, diese Mittel auch umgehend zur Verfügung stellen. 

Die Frau StRin Vassilakou hat vom intelligenten Heiz-kostenzuschuss gesprochen und von Maßnahmen in die-ser Beziehung und wir können in Wien stolz darauf sein, dass es viele dieser Maßnahmen auch schon gibt. Es gibt einerseits die Angebote zur Information der Energie-
beratung bei Wien Energie, um das Verbraucherverhal-
ten etwas zu verändern und den Menschen Hilfeleistungen zu bieten. Es gibt weiters langfristig wirksame Energiemaßnahmen, die im Bereich des Wohnens umgesetzt werden, sowohl durch die Sockelsanierung, wo Fassaden Wärmedämmung erhalten, als auch durch wärmedämmende Fenster. Natürlich ist auch die Fernwärme selbst, die ja vielfach bei der Sockelsanierung nachträglich eingebaut wird, eine generelle Energiesparmaßnahme. 

Es gibt zahlreiche Maßnahmen und ich denke, sie sind auch niederschwellig erreichbar. Ich glaube, dass diese Informationen über die Medien sehr wohl auch rüberkommen und die Menschen auch erreichen, genauso wie das Programm THEWOSAN, die thermische Wohnhaussanierung, als auch die Förderungen zur Ver-
besserung der Wohnqualität auf dem privaten Wohnungssektor. All diese Maßnahmen gibt es bereits und sie werden von vielen, vielen Bürgern auch in Anspruch genommen. Wien setzt der neoliberalen Kürzungspolitik der Regierung das Modell der Sozialstadt entgegen und wird das auch in Zukunft weiter tun! (Beifall bei der SPÖ.)
Wir haben heute gerade bei den Sozialleistungen vom positiven Dialog gesprochen. Diesen positiven Dialog haben die Gemeinderätinnen und Gemeinderäte in der letzten Legislaturperiode im wahrsten Sinne des Wortes mit großem Erfolg gelebt und ich darf daher heute auch zwei Anträge aller Parteien einbringen: 

Der eine Antrag betrifft die Gemeinderätliche Behindertenkommission: 

„Der Gemeinderat wolle beschließen, dass die Gemeinderätliche Behindertenkommission auch für die kommende Legislaturperiode wieder eingesetzt wird.“ 

Das ist also ein Vier-Parteien-Antrag, den ich gerne weitergebe. 

Ebenso erfolgreich hat die Gemeinderätliche Geriatriekommission in der letzten Legislaturperiode gearbeitet und auch das ist ein Vier-Parteien-Antrag, den ich für diese Legislaturperiode wieder einbringen möchte und hoffe, dass wir dort weiterhin auch gut zusammenarbeiten.

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlos-
sen und die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir können somit gleich zur Abstimmung kommen. 

Es gibt keine Abänderungsanträge. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 39 ist, bitte um ein Zeichen. - Das ist somit einstimmig. 

Es sind jetzt eine Reihe von Beschluss- und Resolutionsanträgen abzustimmen, es sind neun an der Zahl. Ich nehme an, alle sind sehr aufmerksam. Ich gehe es der Reihe nach durch.

Der erste ist von der FPÖ des Herrn GR Strache und betrifft die Erhöhung des Heizkostenzuschusses. Hier wird in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung beantragt. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen. - Das hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden. 

Der zweite Antrag ist von den GRÜNEN, von Frau GRin Cammerlander, und betrifft den Heizkostenzuschuss. Hier wird ebenfalls die sofortige Abstimmung des Antrags gefordert. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen. – Auch er hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden, SPÖ und ÖVP sind dagegen. 

Der dritte Antrag ist ebenfalls von den GRÜNEN, von Frau GRin Cammerlander, betreffend Anhebung der Sozialhilferichtsätze. Hier wird die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Gesundheit und Soziales beantragt. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen. – Das ist einstimmig so angenommen. (GR Heinz-Christian Strache: Nein! Nein! – Protest von der FPÖ.) Die Freiheitlichen sind dagegen. Entschuldigung, da muss ich mich verschaut haben. 

Der vierte Antrag ist von der Volkspartei, von den GRen Tschirf, Korosec und Aigner, und betrifft die Sozialhilfe neu. Es wird die Zuweisung an den Gemeinderats-
ausschuss für Gesundheit und Soziales beantragt.

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen.

Herr Klubobmann, ja? (GR Heinz-Christian Strache, die Hand hebend: Ja!) Okay!

Darf ich jetzt noch einmal um ein Zeichen bitten? 

Wer für diesen Antrag ist, bitte um ein Zeichen. – Das ist einstimmig, sehr gut. Jetzt habe ich es richtig gesehen.

Der fünfte Antrag ist von der SPÖ, von den GRen Deutsch und Klicka, und betrifft einen Heizkostenzuschuss der Bundesregierung für einkommensschwächere Bevölkerungsschichten. Hier wird ebenfalls die sofortige Abstimmung beantragt. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich gegen die Stimmen der Volkspartei und der Freiheitlichen. 

Der sechste Antrag ist von den GRÜNEN, von den GRen Vassilakou, Chorherr und Cammerlander, und be-
trifft den intelligenten Heizkostenzuschuss für sofortige Energieeinsparung. Hier ist ebenfalls die sofortige Abstimmung beantragt. 

Bitte um ein Zeichen, meine Damen und Herren. – Das hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden, das ist gegen die Stimmen der SPÖ und der Volkspartei. 

Der siebente Antrag ist von der Österreichischen Volkspartei, von den GRen Korosec und Dr Aigner, und betrifft die Erhöhung des Heizkostenzuschusses. Hier ist ebenfalls eine sofortige Abstimmung beantragt. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Das hat auch nicht die notwendige Mehrheit gefunden und ist gegen die Stimmen der Sozialdemokraten.

Der achte Antrag ist ein gemeinsamer Antrag, wie vorhin von der Kollegin Klicka ja schon gesagt, von allen vier Parteien, von den GRen Klicka, Stubenvoll, Deutsch, Praniess-Kastner, Smolik und Herzog. 

Hier ebenfalls sofortige Abstimmung und ich glaube, ich gehe nicht fehl in der Annahme, dass dieser Antrag einstimmig sein wird. - Es ist auch so.

Und das Gleiche gilt für den neunten Antrag, der mir übergeben wurde, ebenfalls von allen Parteien, gezeichnet von den GRen Klicka, Deutsch, Korosec, Pilz und Herzog. 

Die sofortige Abstimmung des Antrags, nehme ich an, ist auch einstimmig. - Ich habe es erraten.

So, danke schön.

Es gelangt die Postnummer 69 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft Energiepreise für die Stromlieferungen in städtische Objekte der Stadt Wien.

Der Herr Berichterstatter, GR Vettermann, wird einleiten.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Ja, vielen Dank! 

Ich bitte um Zustimmung zu dem eben genannten Aktenstück. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön, die Debatte ist somit eröffnet. Frau GRin FRANK hat sich zum Wort gemeldet. Bitte.

GRin Henriette FRANK (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich möchte gleich zu beiden Geschäftsstücken sprechen, zum 69er und zum 70er, weil es ja im Wesentlichen fast dasselbe Thema behandelt, nämlich die Verlängerung von Rahmenverträgen, wo es um Energiepreise geht. 

Ich bin einmal grundsätzlich dagegen, dass man Rahmenverträge einfach immer nur verlängert so wie das auch bei den Kontrahentenverträgen der Fall ist, weil es ja doch oft so ist, dass zwischenzeitlich das Preisniveau massiv nach unten drückt, wir aber einfach verlängern und dann sogar noch ein paar Prozente draufgeben, das heißt die Sache wird an sich nur unnötig verteuert. So sehe ich das jetzt auch bei dieser Verlängerung der Rahmenverträge für Gas und Strom. 

Ihre StRin Ederer hat im Jahr 2001 gemeint, dass der Bund die Strompreissenkung verhindert. Wenn das so ist, dann frage ich mich, warum man aber jetzt einfach nur die Ausschreibung des Bundes nimmt, der ja Ihrer Meinung nach gar nicht so konsumentenfreundlich ist, und sagt, wir geben 0,1 Cent weg und die Sache ist erledigt und das Ganze passt.

Wir finden, dass das so überhaupt nicht passt, sondern dass es hier eine Ausschreibung hätte geben müssen, und zwar eine Ausschreibung europaweit. Wenn der Herr GR Deutsch dann gesagt hat, na ja, wir scheuen den internationalen Vergleich nicht, dann ist es umso verwunderlicher, dass man hier nicht einen eigenen Weg geht und sagt, wir wollen es genau wissen, wir schreiben aus und der Beste kriegt dann den Zuschlag. 

Stattdessen lassen Sie sich von der Wien Energie eigentlich erpressen, weil die Wien Energie sagt, dass sie diesen Preis, den sie sich vorstellt, jetzt braucht. Im Mo-
ment sind es 4,35 Cent, obwohl es noch am 1.7. eine Bestpreisgarantie mit 4,04 Cent gab, also es sind immerhin 39 Cent, um die es jetzt mehr wird, um die 9 Prozent, was ja nicht so wenig ist. Obwohl das jetzt so passiert ist, sagen Sie, wir brauchen diese Ausschreibung nicht, wir sind international so gut. Ich möchte Ihnen sagen, dass sie international sicher nicht so gut sind, denn rein zufällig habe ich am Montag "Willkommen Österreich" gesehen - etwas, was aufgrund der Zeit sehr selten passiert - und da war ein Vertreter der E‑Control da und der hat einmal so auf eine ganz einfache Methode, die man sicher hinterfragen kann, aber sie wird bestimmt nicht grundsätzlich falsch sein, festgestellt, dass ein durchschnittlicher Haushalt an Gas 115 EUR sparen kann, wenn er sich die Mühe macht und das billigste Angebot herausholt. Jetzt ist das aber ein Einzelkunde. Um wie viel bessere Preise müssen aber Sie als größter Hauseigentümer und Vermieter Wiens bekommen, der so ein großes Kundenpotential auch als Stadt Wien zu betreuen hat, dass Sie dann einfach sagen können: Wir brauchen die Ausschreibung nicht, weil wir sind sowieso die Billigsten.

Also wir sind der Meinung, dass es nicht geht, dass man hier die Verträge einfach verlängert. Wir sind der Meinung, es muss eine Ausschreibung EU-weit kommen. 

Aus diesem Grund werden wir auch beide Geschäftsstücke 69 und 70 ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Dkfm Dr Maurer.

GR Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich glaube, da gibt es einiges aufzuklären. Aber ich kann das in relativ kurzen Worten machen. 

Die Vorrednerin hat von einer einfachen Verlängerung der Verträge gesprochen. Das ist selbstverständlich nicht der Fall, weil das nicht einfach verlängert wurde, sondern weil hier sehr wohl auf Marktgegebenheiten Rücksicht genommen wurde und ich werde auch erläutern, warum. 

Es hat bereits im alten Stromvertrag und auch im Gaspreisvertrag eine Klausel mit einer Bestpreisgarantie gegeben, das heißt, mit einer Verhandlungsmöglichkeit, wenn sich die Marktbedingungen verändern. Das gilt noch bis Ende 2005. Danach soll ja kein vertragsloser Zustand eintreten. Daher hat man sich jetzt angesehen, wie diese Verträge rechtlich zu bewerten sind. Sie sind so zu bewerten, dass nicht zwingend auszuschreiben ist, sondern es handelt sich um ein Dauerschuldverhältnis. Diese Vertragssituation wurde von der Magistratsdirektion geprüft. Dann hat es Verhandlungen gegeben, also keine einfache Verlängerung, sondern es hat Verhandlungen mit den Lieferanten gegeben und zwar hat man sich dann auf 4,35 Cent pro Kilowattstunde einigen können. Ein offenes, europaweites Verfahren der Bundesvergabegesellschaft, die sicher eine größere Menge ausgeschrieben hat, hat 4,45 Cent ergeben und das ist eben das, was Sie gesagt haben: Offen und europaweit ausgeschrieben. Also das sind gleich um 0,1 Cent mehr, als Wien jetzt tatsächlich seitens der Wiener E-Werke angeboten wurde. Man hat sich natürlich auch vergleichbare Angebote angesehen und hat gesehen, dass auch andere Städte hier keine günstigeren Bedingungen haben. 

Es gibt jetzt weiters nach wie vor diese Bestpreisklausel sowohl für Strom als auch für Gas in beiden Verträgen, die eine Marktbeobachtung sehr wohl ermöglicht und die besagt, wenn günstigere Bedingungen woanders anzutreffen sind, dann gibt es neue Verhandlungen und dann kann man auch das selbstverständlich ändern. 

Man hat auch mit der Verbundgesellschaft verhandelt, die allerdings in dieser Größenordnung nicht anbieten konnte, sondern an kleineren Kunden interessiert ist und hier in einen anderen Markt hineinstoßen will als in den der Großkunden, denn letzten Endes handelt es sich bei Strom um 210 Millionen Kilowattstunden. Das ist eine gewaltige Menge. Und beim Gas handelt es sich um rund 109 Millionen Kilowattstunden. Das sind ja Größenordnungen, die durchaus in einem Bereich sind, die von einem Lieferanten nicht so einfach zu bewältigen sind. Die Wiener E-Werke können das sehr wohl. 

Ich weiß nicht, was Sie über Wiener Wohnen gesagt haben. Also Wiener Wohnen ist da in diesem Vertragsbereich nicht dabei, sondern die haben eigene Verträge mit dem Versorger. Hier geht es um eine Vielzahl von vielen Hunderten Dienststellen, von Kindertagesheimen über Schulen zur MA 48 bis hin zur Beheizung von Sportanlagen und dergleichen mehr. 

Aus all diesen Gründen und weil diese Dinge keineswegs leichtfertig geschehen sind, ersuche ich um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir können somit gleich zur Abstimmung kommen. 

Wer von den Damen und Herren für diese Postnummer 69 ist, bitte um ein Zeichen. - Das ist mehrheitlich gegen die Stimmen der Freiheitlichen und der GRÜNEN so angenommen. 

Es gelangt die Postnummer 70 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Energiepreise für die Gaslieferungen in städtischen Objekten der Stadt Wien. Hier ist keine Wortmeldung vorgesehen. 

Wir können gleich zur Abstimmung kommen. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich gegen die Stimmen der Freiheitlichen so angenommen.

Es gelangt die Postnummer 77 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Verkauf von Teilflächen der EZ 692, KatG Rannersdorf, sowie EZ 165 und 2054, KatG Schwechat, an das Land Niederösterreich. Auch hier ist keine Wortmeldung vorgesehen. 

Der guten Ordnung halber möchte ich nur dazu sagen, dass hier die Anwesenheit sämtlicher Gemeinderäte gegeben ist.

Wir können somit auch gleich zur Abstimmung kommen. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich gegen die GRÜNEN so angenommen. 

Es gelangt die Postnummer 3 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Abschluss der Pensionskassen-Vereinbarung. Auch hier gibt es keine Wortmeldung. 

Wir können somit gleich abstimmen. 

Wer von den Damen und Herren für diese Postnummer 3 ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich gegen die GRÜNEN so angenommen. 

Es gelangt die Postnummer 6 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein “Mountain unlimited - Verein zur gesellschaftlichen Entwicklung und internationalen Zusammenarbeit“. Hier wird Frau GRin Martina LUDWIG die Verhandlungen einleiten. 

Berichterstatterin GRin Martina LUDWIG: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet und zum Wort gemeldet hat sich jetzt die GRin Matiasek. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Verein “Mountain unlimited“ versteht sich als “Verein zur gesellschaftlichen Entwicklung und internationalen Zusammenarbeit“. Der Vereinszweck ist die Förderung der gesellschaftlichen Entwicklung in regionaler Hinsicht, aber auch im Rahmen internationaler Entwicklungs- und Ostzusammenarbeit. Als Zielgruppen werden benachteiligte Menschen in der Gesellschaft definiert. Das klingt nach sehr umfangreichen, ja geradezu grenzenlosen Aufgaben. 

Bei näherer Betrachtung jedoch können wir den Verein nur mit einer einzigen Aktivität, nämlich mit dem Projekt des “Frauen Onlinemagazin CeiberWeiber" in Verbindung bringen. Der Verein hat übrigens seinen Sitz in Hall in Tirol. Weitere Aktivitäten sind der Präsentation des Vereins nicht zu entnehmen. Einziges Vorhaben für die nächste Zeit ist die Installierung weiterer Büros in anderen Bundesländern, das heißt die weitere Finanzierung von Räumlichkeiten durch Miete, Ausstattung, Personal. Das “Onlinemagazin CeiberWeiber" selbst hat ja in Wien ein Büro, um dort seine redaktionellen Tätigkeiten durchzuführen. Mit der Subvention an diesen Verein “Mountain unlimited“ fördern wir daher mit Steuergeld einen Verein, der zwar einen aufgeblähten Verwaltungsapparat hat, dessen Tätigkeit sich aber darauf beschränkt, Trägerverein für ein einziges Projekt zu sein.

Meine Fraktion lehnt diese Vorgangsweise ab und wir werden daher dem Antrag nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Bevor ich jetzt in der Debatte fortfahre, gestatten Sie mir eine persönliche Bemerkung:

Ich bin bei der konstituierenden Sitzung von Ihnen zum Vierten Vorsitzenden des Gemeinderats gewählt worden, bedanke mich für das in mich gesetzte Vertrauen und darf Ihnen versichern, dass ich mich nach Kräften um eine korrekte und faire Vorsitzführung bemühen werde. (Allgemeiner Beifall.) 

Zum Wort ist nun Frau GRin Mag Feldmann gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderats!

Dem “Frauen Onlinemagazin CeiberWeiber" ist eine Subvention in der Höhe von 21 216 EUR genehmigt wor-
den. Das wäre ja noch erfreulich, weil es immerhin um 416 EUR mehr als im September des Vorjahrs sind. Und das bringt mich zum eigentlichen Thema: Jedes Jahr ist die Subvention im September geflossen, Jahr für Jahr. Daher ist es auch nicht weiter erstaunlich, dass "Cei-
berWeiber" bei der Budgeterstellung und bei der Finanzplanung mit dem Eintreffen der Subvention und dem Erhalt der Mittel zum gewohnten Zeitpunkt gerechnet hat. Doch was passiert stattdessen? Die Stadtverwaltung steht still wegen eines Wahlkampfes, wegen eines vorverlegten Wahlkampfes und wegen eines Termins - war es Strategie oder war es "just for fun"? -, der ganz einfach unplanbar kurzfristig bekannt gegeben wurde, unplanbar für solche Vereine. Sie konnten die Subventionsanträge nicht mehr rechtzeitig vor Auflösung des Gemeinderats einbringen. Das ist der Punkt, den ich hier zur Kenntnis bringen möchte. 

Es ist unverantwortlich, absolut unverantwortlich, einen derartigen Stillstand zu erzeugen, Betroffene in eine wirtschaftlich prekäre Situation zu bringen und ohne finanzielle Absicherung weiterarbeiten zu lassen, nur weil es der eigenen Wahlkampfstrategie entspricht und weil man sich Vorteile verschiedenster Art davon erwartet, was ja glücklicherweise für diese Stadt dann doch nicht eingetroffen ist! - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Martina LUDWIG: Sehr geehrte Damen und Herren!

Inhaltlich gab es keine Kritik von den Debattenbeiträgen, was mich sehr freut, weil auch ich glaube, dass es ein tolles Projekt ist, das wir wieder einmal von Seiten der Stadt Wien hier unterstützen können. 

Zum Ersten, Kollegin Feldmann: Der Verein hat, wie mir auch gesagt wurde, nicht rechtzeitig alle Unterlagen eingereicht. Deshalb war es uns auch zum gegebenen Zeitpunkt nicht möglich, das so zu beschließen. Dann hatten wir eine Unterbrechung unserer Tätigkeit hier im Haus, was aber in Wien nicht dazu geführt hat – und das möchte ich von dieser Stelle schon zurückweisen –, dass die Stadtverwaltung stillgestanden ist, so wie Sie das hier gerade erwähnt haben. Das ist in Wien natürlich nicht der Fall, das wissen alle Wienerinnen und Wiener. Deshalb muss ich Ihre Kritik hier leider schon zurückweisen, weil es tatsächlich nicht so war, wie Sie es gesagt haben und der Verein auch nicht in diese Situation gekommen ist, so wie Sie es hier gerade versucht haben darzustellen. 

Zum Dritten möchte ich darauf hinweisen, dass wir, glaube ich, eine sehr gute Praxis hatten und wo ich auch dazu einladen möchte, dass wir sie fortsetzen, nämlich dass hier alle Parteien gemeinsam in einem Arbeitskreis, der sich regelmäßig trifft, die Schwerpunkte in der Subventionspolitik gerade im Frauenbereich festlegen. Wir haben auch immer wieder ausdiskutiert oder wir haben versucht auszudiskutieren, wenn es hier unterschiedliche Meinungen gab, gerade was die Subventionen betrifft. Deshalb bin ich umso mehr über diese Kritik erstaunt. 

Abschließend freue ich mich, weil ich glaube, dass es ganz wichtig ist, dass auch frauenspezifische Informationen im Cyberspace stattfinden und dass wir als Stadt Wien hier ein innovatives Projekt wie dieses unterstützen dürfen. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist mehrheitlich gegen die Stimmen der FPÖ angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 7 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein “INTO Wien“. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Yilmaz, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Korun. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich habe mich zum Wort gemeldet, um zwei Dinge zu tun: Einerseits um das Projekt, das wir auch als ein sehr wichtiges und notwendiges für Wien erachten, zu unterstützen und unsere Unterstützung sozusagen zum Ausdruck zu bringen. Andererseits weil ich der Meinung bin und weil wir der Meinung sind, dass die Stadt Wien durchaus etwas und zwar unserer Meinung nach eigentlich sehr viel von diesem Integrationsprojekt lernen könnte. 

Die Stadt Wien, konkret die vor einem Jahr feierlich angekündigte Diversitätspolitik der Stadt Wien, kann von diesem Projekt unserer Meinung nach sehr, sehr viel lernen. Beim vorliegenden Projekt geht es um eine Integrationsmaßnahme, um ein Integrationsprojekt für anerkannte Flüchtlinge, die nach der Genfer Flüchtlingskonvention hier als Verfolgte, als Flüchtlinge anerkannt werden und die selbstverständlich bei ihrer gesellschaftlichen, sozialen, arbeitsmarktmäßigen und sonstigen Inte-
gration in unserer Stadt Wien Unterstützung brauchen.

Ich möchte Ihnen zur Veranschaulichung ein paar Dinge aus dem Bericht, der uns vorliegt, zitieren, nicht um Sie zu langweilen, sondern um Parallelen zu der not-
wendigen Arbeit im Diversitätsbereich zu ziehen, die un-
serer Meinung nach zumindest politisch noch keinen Niederschlag gefunden hat.

Im Projektbericht beschreibt der Projektbetreiber, ich zitiere: „Ziel von ’INTO Wien’ ist es, durch effiziente, per-
sonen- und fallzentrierte Integrationsmaßnahmen den KlientInnen eine aktive Teilnahme am gesellschaftlichen Leben zu ermöglichen und den Grundstein zu ihrer Gleichberechtigung in rechtlicher, sozialer, wirtschaftlicher und kultureller Hinsicht zu legen.“ Es ist davon die Rede, dass es ein ganzheitliches Unterstützungsprojekt ist, das KlientInnen-zentriert ist, das basierend auf den individuellen Bedürfnissen und Möglichkeiten der KlientInnen Integrationspläne ausarbeitet - ich betone die hier zur Sprache gebrachten individuellen Bedürfnisse und Möglichkeiten der KlientInnen -, und dass sozusagen für jeden Klienten, für jede Klientin ein eigenes Integrationsprogramm, ein Integrationsplan ausgearbeitet wird und dieser dann, Zitat: „...unterstützt von einem umfassenden projekteigenen Angebot an Integrationsmaßnahmen Schritt für Schritt umgesetzt wird.“

Warum ich das zitiere? Wie gesagt, nicht, um Sie zu langweilen, sondern weil wir der Meinung sind, dass auch die Diversitätspolitik der Stadt Wien so etwas braucht und unserer Meinung nach nicht nur für anerkannte Flüchtlinge, sondern auch für legal hier lebende niedergelassene Ausländer und Ausländerinnen. So et-
was geht uns bisher ab. Ich habe schon angesprochen, dass die vor bereits einem Jahr angekündigte Diversitätspolitik der Stadt politisch keine Früchte getragen hat. Wir warten noch immer auf konkrete Ergebnisse, wie diese Diversitätspolitik wirklich ausschauen soll, was sie vorhat, was die jeweiligen Schritte sind und wie die Integration von niedergelassenen Ausländern und Ausländerinnen konkret begleitet und betreut werden soll.

Es ist vielen in diesem Raum höchstwahrscheinlich nicht verborgen geblieben, dass es eine EU-Richtlinie zum Thema “Familienzusammenführung“ gibt. Diese EU-Richtlinie muss selbstverständlich auch in Österreich umgesetzt werden. Das vom Bund verabschiedete Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz, das mit 1.1.2006 in Kraft treten wird, sieht unter anderem vor, dass Familienangehörige, die längerfristig hier niedergelassenen Ausländern und Ausländerinnen nachreisen und hier einen legalen Aufenthalt begründen, bereits nach einem Jahr Aufenthalt in Wien den legalen Zugang zum Arbeitsmarkt haben. 

Das wissen wir sowohl im Bund als auch in Wien schon seit einigen Monaten und wir GRÜNE fragen uns: Was tut die Stadt Wien, um sich und die betroffenen Menschen auf diese Situation vorzubereiten? Mir ist bis jetzt nicht viel bekannt, was die Stadt Wien getan hätte, was ganz konkret den legalen Arbeitsmarktzugang betrifft. Da sind wir der Meinung, wir haben bereits eine Verspätung, wir müssen so schnell wie möglich aktiv werden. Unser Vorschlag ist, dass man eine echte Niederlassungsbegleitung für Menschen etabliert, die sich legal hier niederlassen und für ihre Familienangehörigen, die über Willkommensmappen hinausgeht, die zweifelsohne sehr zu begrüßen sind. 

Wir sind auch der Meinung, dass die Aushändigung der Willkommensmappen und auch die Erklärungen der Willkommensmappen, die in Wien schon stattfindet, zu wenig ist, um diese Menschen auf den legalen Arbeitsmarktzugang in einem Jahr vorzubereiten.

Wir stellen uns konkret vor, dass die vor einem Jahr neu gegründete zuständige Magistratsabteilung 17 für Diversitäts- und Integrationsangelegenheiten den nieder-
gelassenen Ausländern und Ausländerinnen und ihren Familienangehörigen bei der durchaus nicht einfachen Aufgabe oder des Erlebnisses der sozialen, gesellschaft-
lichen und auch Arbeitsmarktintegration in Wien behilflich ist und dass man genauso wie es in diesem Projekt beschrieben ist - allerdings betrifft das Projekt anerkann-
te Flüchtlinge und nicht rechtmäßig niedergelassene Ausländer und Ausländerinnen - vorgeht und wirklich eine individuelle Betreuung gewährleistet, die, wie ge-
sagt, über die Willkommensmappen hinausgeht. Mit die-
ser Betreuung würde man Menschen eine echte Begleitung und Betreuung angedeihen lassen. Angesichts der Tatsache, dass diese Menschen spätestens in einem Jahr den legalen Arbeitsmarktzugang haben werden, sollen sie auf diesen vorbereitet werden, indem man durch ein Clearinggespräch feststellt, was ihre Fähigkeiten sind, wie ihre Ausbildungen sind, wie auch die Stadt Wien und die österreichische Wirtschaft von diesen Ausbildungen, von diesen Kenntnissen und von diesen Berufsabschlüssen durchaus profitieren können und wie man sie - durchaus auch durch den WAFF unterstützt, stellen wir uns vor - mit Modulen auf den Berufseinstieg, auf den Arbeitsmarkteinstieg in Österreich vorbereiten kann. 

Das alles würden wir uns im Bereich der Diversitätspolitik wünschen und vieles mehr natürlich, weil wir der Meinung sind, dass es zwar sehr schön ist, dass es eine eigene Magistratsabteilung für Diversitäts- und Inte-
grationsangelegenheiten gibt und wir wissen auch, dass dort sehr viel gearbeitet wird. Allerdings haben wir, was die Politik betrifft, noch nicht viel von der Umsetzung der Früchte dieser Arbeit mitbekommen und das würden wir gerne sehr bald sehr, sehr gerne hören und sehen. 

Dass wir für dieses Projekt sind und dieses unterstützen wollen und zustimmen werden, habe ich eingangs erwähnt. Nur sind wir der Meinung, dass es für den Diversitäts- und Integrationsbereich etwas zu wenig ist, sich sozusagen mit so einem ausgeklügelten, individuell betreuenden Projekt nur an anerkannte Flüchtlinge zu wenden, sondern es müsste gewährleistet sein, dass die Integrationsbegleitung auch bei niedergelassenen Ausländern und Ausländerinnen funktioniert. - Danke vielmals. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Danke vielmals. 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich verstehe schon, Kollegin Korun, dass Sie die Gelegenheit wahrnehmen, über diesen Verein die Integrationspolitik der Stadt Wien zu kritisieren - es sei zu wenig geschehen, seit die Magistratsabteilung 17 gegründet wurde. Dem ist nicht so. Ich muss Ihnen leider widersprechen. Es passiert sehr viel in Wien. Es werden Netzwerke aufgebaut und begleitet und die MA 17 hat die Aufgabe, sowohl diese Netzwerke, die Arbeit der Diversitätspolitik über diese Netzwerke, zu tragen, aber auch die Diversitätspolitik nach innen und zwar in gemeindeeigene Institutionen und Magistratsabteilungen zu begleiten. Das tut sie bereits seit einem Jahr und wird es auch weiterführen. Es ist auch sehr schwer, diese Diversitäts-
politik, die wir uns vorgenommen haben, schon in einem Jahr abzuschließen beziehungsweise konkrete Maßnah-
men nachzuweisen. Konkrete Maßnahmen gibt es, die sind in Arbeit und werden weiter fortgeführt werden. 

Zurück zu diesem Akt. Was Sie auch nicht gesagt haben, Sie haben zwar den Akt gelesen, auch erwähnt, dass dieses Projekt mit dem Vorgänger der MA 17, nämlich mit dem Integrationsfonds gemeinsam mit der Diakonie begründet wurde und da ist es auch nicht unwesentlich, dass wir nicht nur mit Subventionen unterstützen, sondern auch Mitbegründer sind, aber auch begleitende Maßnahmen unterstützen. 

Die Zielgruppe, wie schon erwähnt, sind asylberechtigte Personen und deren Angehörige, die durch die Integrationsmaßnahmen persönliche Betreuung bekommen, ob das nun die Eingliederung in den Arbeitsmarkt ist oder in die Gesellschaft. Sie werden auch zu Behördenwegen und bei der Wohnungssuche begleitet. Es werden aber auch maßgeschneiderte berufsbildende und weiterbildende Maßnahmen durchgeführt. 

Ich glaube, dieser Verein verdient allemal die Unterstützung, da sie eine große Hilfe auch bei der Bestrebung ist, die Integration dieser Menschen zu begleiten und so schnell als möglich auch abzuschließen. 

Ich bitte um die Unterstützung. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist einstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 8 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein KOLPING Österreich. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Yilmaz, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Ich bitte auch hier um Unterstützung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Korun. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Beim vorliegenden Projekt geht es um eine multikulturelle Wohngemeinschaft für junge Frauen in Notsituationen, wieder ein sehr notwendiges und wichtiges Projekt für Wien. Betonen möchte ich allerdings, dass Wien, leider, muss man in dem Fall sagen, einen viel größeren Bedarf an solchen Projekten hat. 

Ich habe mir die Unterlage ganz konkret durchgelesen und habe auch mit mehreren Betreuerinnen, die in dem Bereich arbeiten, Gespräche geführt. Tatsache ist, dass das Projekt sechs Unterbringungsplätze vorsieht. Angesichts von doch mehreren hundert Fällen, sage ich jetzt einmal, die in Wien im Jahr zu betreuen sind, finden wir, dass Wien das Auslangen mit diesen sechs Plätzen nicht finden kann. Wir würden uns wünschen - eine Bitte auch an die MA 17 und an die zuständige Stadträtin -, dass solche Projekte ausgebaut werden, dass es mehr Unterbringungsplätze gibt, wo Frauen, die von Gewalt, von Bedrohungen, von Zwangsverehelichung und so weiter betroffen sind, wirklich auch Schutz finden, Betreuung finden. Meiner Information nach gibt es leider nicht genug Plätze, vor allem wo die Betreuung sichergestellt ist und wo so wie in diesem vorliegenden Projekt auch sichergestellt ist, dass nach dem Auszug aus dieser betreuten WG auch eine psychosoziale Betreuung sichergestellt ist. 

Bei diesem Projekt geht es um eines mit einer Mitarbeiterin, die eine Sozialarbeiterin ist und im Ausmaß von 20 Wochenstunden arbeitet. Angesichts von 1 320 Tele-
fonberatungskontakten, die diese Stelle abzuwickeln hatte und von 282 Kontakten im Rahmen der langfris-
tigen Betreuung und von ganzen 6 Plätzen für die Unter-
bringung glaube ich, dass die Personalsituation auch eine bessere sein könnte. Was jetzt nicht unbedingt ein Vorwurf an die Stadt Wien ist, sondern der Wunsch und die Forderung an die Stadt Wien, mehr solche betreute Wohngemeinschaften, die von mehrsprachigen multikul-
turellen Teams betreut werden, zu ermöglichen und zu finanzieren. Und da ist die Aufgabe oder ein Teil der Aufgabe auch bei der zuständigen MA 17, denke ich, was die Bedarfserhebung betrifft, was die Zusammen-
arbeit mit den Experten und Expertinnen in diesem Bereich betrifft und was den Entwurf weiterer notwen-
diger Projekte für die Unterstützung von Frauen, jungen Frauen und Mädchen in Notsituationen, in familiären Notsituationen, in Gewaltsituationen betrifft. Denn es kann nicht unser Wunsch sein, dass Frauen in Wien, egal welche Herkunft und welche Muttersprache sie ha-
ben, Gewalterfahrungen machen müssen und dann un-
betreut sind. Und unter Betreuung verstehen wir, wie gesagt, nicht nur ein Dach über dem Kopf, sondern auch psychosoziale Betreuung. 

In diesem Sinne werden wir diesem Projekt sehr gerne zustimmen und hoffen, dass in Bälde mehrere solche Projekte hinzukommen werden. - Danke! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich muss Ihnen wieder widersprechen, Kollegin Korun. Das ist nicht das einzige Projekt, das gegen Gewalt arbeitet und das Wien für Frauen unterstützt. Das ist nicht das einzige, wir haben sehr, sehr viele. Und wenn Sie sagen, diese Wohngemeinschaft bietet nur sechs Frauen Platz, so bleiben die nicht immer dort. Sie werden begleitet, bis sie so stabil sind, dass sie in die Eigenständigkeit entlassen werden. Es gibt selbstverständlich eine Nachbetreuung und die Gespräche, die Einzelgespräche, wenn die Frauen diese Wohngemeinschaft verlassen, gehen selbstverständlich weiter. Und ob es ausgebaut wird oder nicht, man darf die Eigenständigkeit und das schnelle Lernen der Emigrantinnen und Emigranten in diesem Alter nicht unterschätzen. Sie brauchen, wenn sie in solche Situationen kommen, selbstverständlich unsere Hilfe, die sie auch auf verschiedenste Weise erhalten werden. 

Das ist nur ein Projekt. Und dass sie sich dann selbstständig in unserer Stadt bewegen können und leben können, dafür garantieren wir auf allen Ebenen. Das ist so ein Sonderprojekt, wo sie einen besonderen Schutz brauchen und den sollen sie auch weiterhin bekommen.

Ich bitte die Damen und Herren um die Unterstützung dieses Vereins "Wohngemeinschaft für junge Frauen in Notsituationen".

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dem Antrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist gegen die Stimmen der FPÖ mehrheitlich angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 59 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Subvention an die Naturfreunde Wien, die Österreichische Gesellschaft für Umwelt und Technik und das Forum österreichischer Wissenschaftler für Umweltschutz.

Zu Wort ist niemand gemeldet. Ich kann daher gleich zur Abstimmung kommen.

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig der Fall, der Antrag somit einstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 80 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Entwurf einer Verordnung des Gemeinderates über die pauschale Entrichtung der Parkometerabgabe.

Auch hier liegt mir keine Wortmeldung vor, weshalb wir gleich zur Abstimmung kommen. 

Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig angenommen.

Ich schlage nun vor, die Berichterstattung und die Verhandlungen über die Geschäftsstücke 83 und 84 der Tagesordnung – sie betreffen die Laufzeitverlängerung bezüglich des "Schwerpunktprogramms Creative Industries" sowie die Finanzierung des Projektes "Creative Industries" – zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall. 

Ich bitte daher den Berichterstatter, Herrn GR Strobl, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich eröffne die Debatte. 

Zu Wort gemeldet ist Herr GR WALTER. Ich erteile es ihm.

GR Norbert WALTER, MAS (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Der Kreativwirtschaftspolitik in dieser Stadt mangelt es wohl selbst an Kreativität. Das Verhalten der SPÖ, sprich die bloße Fortschreibung, erinnert an Freddie Frinton’s Silvestersketch "Dinner for one": The same procedure as every year.

Die Förderung der Kreativwirtschaft nur in einzelnen Bereichen – es fehlt zum Beispiel die Filmwirtschaft, es fehlt die Architektur – führt dazu, dass Firmen nicht zum Zug kommen oder manche Firmen überbleiben, und zwar auch dann, wenn das Geld übrigbleibt. Der Kooperationsaspekt, vor allem untereinander, aber auch mit dem Gewerbe und der Industrie, ist noch viel zu wenig ausgebaut und viel zu wenig forciert worden. Seit Jahren jammern wir über sterbende Geschäftsstraßen, aber es ist nicht gelungen, der Kreativwirtschaft – wie zum Beispiel mit der Gumpendorfer Möbelmeile – die Chance zu geben, auch dort tätig zu sein und auszubauen.

Warum nützt man zum Beispiel von Seiten der Gemeinde Wien das Mozartjahr 2006 nicht als Trägerrakete für die Kreativwirtschaft? Hier ist ein großer Mangel. Viele Impulse, die gekommen sind, kommen auch von der viel gescholtenen Bundesebene, wie dies gerade in diesem Haus immer wieder geschieht. Ich erinnere nur daran, dass im Jänner 2006 die Eröffnung des Designforums erfolgen wird, und eine längerfristige Finanzierung dafür von Seiten der Stadt Wien wäre Wien wohl auch nicht schlecht angestanden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Jedenfalls liegt ein mögliches Stärkefeld für diese Stadt und für Wien brach und Wien hat es nicht geschafft, sich für die Kreativwirtschaft bis dato zu etablieren. Nach wie vor ist Wien bekannt als traditionelle Kulturstadt, aber Wien schafft es nicht wie London oder New York, im modernen Ambiente mitzugehen.

Sehr geehrte Stadtregierung! Investieren sie mehr Hirnschmalz, mehr Kreativität und loben Sie sich nicht nur selbst! Investieren Sie für diese Stadt, dann, so denke ich, werden die Gärten der Kreativität auch in dieser Stadt zu blühen beginnen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Gestern, als ich die Aussendung des Herrn Kollegen WALTER gelesen habe, habe ich mich noch ein bisschen gewundert, heute wundere ich mich nicht mehr nur ein bisschen, sondern schon sehr, denn offensichtlich ist sehr, sehr vieles, was in der Zwischenzeit geschehen ist, an dir vorübergegangen, und die Kommunikation innerhalb der ÖVP klappt offensichtlich auch innerhalb Wiens nicht. Dass es zwischen Wien und der Bundesorganisation hin und wieder mangelt, haben wir schon in der Vergangenheit oft festgestellt.

Nur ganz kurz ein paar Zahlen dazu, weil auch die Bundesaktivitäten erwähnt wurden. Im Bund hat es, glau-
be ich, im Zeitraum des letzten Jahres in etwa 25 geför-
derte Projekte im Bereich der so genannten Creative Industries gegeben, im gleichen Zeitraum hat es in Wien 45 Projekte gegeben. Wobei ich eines dazu sagen muss: Die Kooperation zwischen Wien und Bund in diesem Bereich klappt bei den Fachleuten eigentlich ganz gut und man arbeitet auch gut zusammen. Das äußert sich nicht zuletzt darin, dass die Bundesregierung oder die Bundesstelle die Richtlinien von "departure" quasi eins zu eins übernommen hat, um so zu fördern.

Nur vielleicht ein paar Beispiele, damit Sie auch wissen, was hier passiert. Es gibt traditionelle Betriebe, es gibt junge Unternehmerinnen, junge Unternehmer, die hier unterstützt werden. Ich nenne jetzt eines der traditionellen Unternehmen, nämlich Hüte Mühlbauer, das Ih-
nen vielleicht ein Begriff sein wird. Es wird von "departure" für eine Kooperation mit jungen Designern gefördert und ist jetzt auch bei den "Wien Products" dabei. Durch die schon erwähnte Zusammenarbeit mit dem Bund ist es jetzt international unterwegs und erzielt wirklich Umsätze wie in den 50er und 60er Jahren.

Das Gleiche könnte man auch vom Musikhaus Do-
blinger sagen, ebenfalls ein arriviertes Unternehmen, wo es einen Noten-Download im Internet gibt. – Und es gibt viele solcher Beispiele. 

Noch etwas ist, glaube ich, ganz, ganz wichtig und ist Ihnen völlig entgangen. Sie haben gesagt, es geht hier nur um Öffentlichkeitsarbeit und um Präsentation. Das stimmt ja nicht. Ich gebe Ihnen den Tipp, schauen Sie ins Internet. Unter www.departure.at können Sie sich auch die geförderten Projekte ansehen. Ich habe mir das gestern noch ein bisschen durchgeschaut. Die Projekte, die dort aufgelistet sind, und die Förderungen, die es hier gegeben hat, umfassen 2 Millionen EUR. Das ist, glaube ich, nicht so schlecht. Ebenso können sich das Investitionsvolumen, das hier ausgelöst wird, und die Unterstützung, die es gegeben hat, sehr wohl sehen lassen. 

Also ich bitte noch einmal um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen nun zur Abstimmung. Die Abstimmung wird getrennt durchgeführt.

Ich bitte jene Damen und Herren, die der Postnummer 83 ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist gegen die Stimmen der ÖVP mehrstimmig angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 84. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die der Postnummer 84 zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist wiederum mehrstimmig, gegen die Stimmen der ÖVP, angenommen.

Es gelangt die Postnummer 85 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Erhöhung eines zinsenfreien Darlehens an die Firma BIP Park & Ride Hütteldorf GmbH.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Strobl, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Ich bitte auch hier um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich eröffne die Debatte. 

Zu Wort gemeldet ist Herr GR Blind. Ich erteile es ihm.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich spreche heute über Park and Ride in Hütteldorf und möchte mich zunächst einmal recht herzlich bei Bgm Häupl bedanken – das ist die kleine Wahlnachlese, ich komme gleich zu Park and Ride in Hütteldorf –, und zwar möchte ich mich bei Bgm Häupl dafür bedanken, dass einmal dieses Gespenst, diese Fata Morgana, das BZÖ einfach weg ist. Danke auch dafür, dass man sieht, dass die ÖVP als Regierungspartei in Wien auch nicht so recht vom Fleck kommt, und selbstverständlich danke für die vorgezogene Wahl, womit die Grünen beweisen konnten, dass sie dreimal hintereinander Wahlen verloren haben. Das ist alles nur dank der durch unseren lieben Herrn Bürgermeister vorgezogenen Wahl an den Tag gekommen. Da ist es wirklich recht fein, dass die Grünen in Wien jetzt auch einen veritablen Richtungsstreik haben. Die so genannten bürgerlichen Grünen, die es da angeblich geben soll, streiten sich in aller Öffentlichkeit mit dem marxistischen Kern, und das ist wirklich sehr, sehr peinlich. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wir rülpsen wenigstens bei deiner Rede!)
Aber auch die SPÖ, speziell die SPÖ-Penzing, steht nicht so gut da – jetzt sind wir ja schon beim Park and Ride in Penzing –, denn die SPÖ-Penzing hat dort gerade mal ein Prozent Zuwachs gehabt. Na ja, ist nicht schlecht, ein Prozent ist ein Prozent, wie der Herr Bürgermeister immer sagt, ein Plus ist ein Plus, wie er am Wahltag so vollmundig verkündet hat. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Besser als 6 Prozent minus!) Ein bisschen blass war er dabei. Die SPÖ-Penzing hat also, wie gesagt, ein Prozent dazubekommen, und da frage ich mich schon, bitte schön, Herr Bürgermeister, war es das wirklich wert, nur damit man in einer Weltstadt wie Wien um ein Prozent in Penzing und um zwei Prozent auf Landesebene dazugewinnt. War es diesen ganzen Aufwand wert? (GR Christian Oxonitsch: Für euch sicher nicht!) Also, ich glaube, der Herr Vorsitzende weiß es eh: Er ist parteiintern dermaßen beschädigt, dass sich der Gusi freuen kann, und wir, wir Freiheitlichen in Wien, freuen uns mit dem Gusi.

Zu Park and Ride im Detail: Park and Ride, das sagt schon jeder internationale Fachmann – fragen Sie ein paar und sagen Sie uns, wer dagegen spricht –, macht man vernünftigerweise von außen nach innen. Wien ist da natürlich auch ein bisschen anders und macht Park and Ride von innen nach außen, was sicher für die Füllung der Parkgaragen von Vorteil ist, was sicher für die Kassa von Vorteil ist, nur für die Menschen ist es halt nichts, wenn zuerst einmal die Leute mitten ins Herz von Wien fahren und dort parken und dass man erst dann, wenn es dort gar nicht mehr geht, die Park and Ride-Anlagen sukzessiv an den Stadtrand führt. 

Park and Ride gehört halt anders gemacht. Es war ja auch in dem Projekt Gürtel Süd- und Westeinfahrt in einer großen bunten Broschüre der Wiener Sozialdemokraten dereinst ganz anders beschrieben. Ich habe diesen Prospekt – was heißt Prospekt, es ist ein dickes Buch – "Park and Ride in Wien, Gürtel West- und Südeinfahrt" zu Hause und kann Ihnen das gerne zur Verfügung stellen. Sie können nachlesen, dass Sie vor ein paar Jahren noch ganz anderer Meinung waren. 

Park and Ride in Hütteldorf ist deswegen sehr, sehr schlecht, weil es nach dem Flaschenhals in Hütteldorf gebaut wird. Wer die Situation in Penzing kennt – ich bin sicher, mein Kollege Schieder wird das bestätigen können –, weiß, dass die wenigen Straßen, die es gibt – die eine ist die Wientalstraße, die andere ist die Linzer Straße – den Einpendelverkehr bewältigen müssen. Vie-
le Leute sagen, das sind zwischen 30 000 und 48 000 PKW, die da täglich einpendeln, und erst nach dem Flaschenhals Hütteldorf haben wir diese Park and Ride-Anlage. Die liegt daher völlig falsch, denn der Stau entsteht schon in der Wientalstraße ab E-Werk und in der Linzer Straße ab Wolf in der Au. 

Daher sind wir als Freiheitliche immer der Meinung gewesen – und wir bleiben bei dieser Meinung –, dass die U4 nach Auhof verlängert gehört. Selbstverständlich soll dort der Bund seine 50 Prozent beitragen, aber erst für ein von der Stadt Wien entwickeltes Projekt, denn der Bund zahlt nichts, was Wien nicht vorher vorgestellt und entwickelt hat. Daher nicht immer billig auf den Bund abschieben. Er wird schon seine 50 Prozent zahlen, denn es gibt ja gesetzliche Vereinbarungen, aber es ist schon so, dass zuerst ein Projekt in Wien entwickelt werden muss, dann kann man den Bund durchaus an die Kandare nehmen. 

Wie gesagt, wir sind für Park and Ride im Auhof und einen Busbahnhof ebendort. Wir haben derzeit in Hütteldorf am Busbahnhof 17 Buslinien. Das sind 380 Buskur-
se, die täglich durch die Wientalstraße und die Linzer Straße fahren müssen, also durch diese sich durch den Wienerwald und durch den Wienfluss ergebende natür-
liche Enge. Wir haben 24 000 bis 32 000 Fahrgäste in diesen 380 Buskursen, und da kann man ja wahrlich nicht sagen, Park and Ride im Auhof würde sich nicht auszahlen, denn da wohnt ja keiner. Erstens stimmt das nicht, denn das Industriegebiet Auhof hat inzwischen zwischen 4 000 und 6 000 Beschäftigte. Wir haben dort am Abend ein modernstes Kino. Es wäre ganz gut, wenn auch unsere Jugendlichen nicht mit ihrem PKW in diese Unterhaltungszone in den Auhof fahren würden, sondern durchaus öffentlich. Das wäre sicher auch für unsere Jugendlichen gut. 

Wie gesagt, es staut sich derzeit auf der Linzer Straße und in der Wientallinie, und es ist täglich so, dass die Dienstnehmer, die ja in diesen Bussen sitzen, auch nicht zu ihren Arbeitsplätzen kommen können.

Wie schaut es im Parteienspektrum in Penzing aus? Wer will was? Die SPÖ will Park and Ride in Hütteldorf, also mitten im Herzen von Hütteldorf. Das lehnen wir ab. 

Die Grüne Alternative – wir wollen da wirklich nicht Ihre marxistische Gruppe vergessen, es sind ja nicht nur Grüne da, es sind ja bei Ihnen auch Alternative da – will keine Verlängerung der U4 nach Auhof. Das ist so. Fragen Sie Ihre Bezirksräte, die wollen eben die Verlängerung der U4 nach Auhof nicht haben. 

Die ÖVP hat sich immer für wunderbare Fahrzeuge entschieden gehabt, und zwar hat es da das Projekt "Cable Liner" gegeben, da hat es das Projekt "Seilbahn" gegeben, dann hat es das Projekt "Doppelmayr-Sessel-
lift" gegeben. Also es geht ja wirklich nicht schlimmer, als dass man vom Auhof von einer Park and Ride-Anlage mittels einer Sesselbahn dann über den Wienfluss zur U4 transportiert wird. Im Wahlkampf haben Sie natürlich schon auch unsere Sachen abgeschrieben und sind schlussendlich zur Vernunft gekommen, die da heißt: U4-Verlängerung nach Auhof, Park and Ride ebendort und Verlegung des Busbahnhofes.

Zur UVP-Prüfung möchte ich eines sagen: Natürlich brauchen 1 280 Park and Ride-Plätze eine UVP-Prüfung, speziell wenn man sie mit der Hanappi-Garage zusammenrechnet. Die Frau VBgmin Laska hat die Öffnung der Hanappi-Garage zurückgezogen – wir wissen das alles –, aber natürlich nur bis zu dem Zeitpunkt, zu dem Park and Ride Hütteldorf gebaut sein wird. Dann nützt uns das gar nichts mehr mit der UVP-Prüfung, denn was gebaut wird, kann ja dann vernünftigerweise wirklich nicht mehr, auch nicht auf Grund einer UVP-Prüfung, weggerissen werden.

Wann, wenn nicht jetzt, werden die Auswirkungen auf die Bevölkerung und auf die Menschen dort durch eine UVP-Prüfung festgestellt? Das Park and Ride-Projekt selbst ist 200 m lang, hat sieben Geschoße, aber die UVP-Prüfung – es ist, das muss man schon sagen, eine Schande – wird dort einfach nicht gemacht.

Zum heutigen Aktenstück selbst frage ich wirklich – vielleicht kann es mir ein Herr der Sozialdemokratie er-
klären, vielleicht ist jemand bei diesem Akt ein bisschen kundig oder in diesen Akt ein bisschen eingelesen –: Was wurde da wirklich an der Opposition vorbei geplant? Wir, die FPÖ – Sie können da hinten schon ein bisschen zischen, Sie haben ja dann durchaus die Möglichkeit, eine Aufklärung hier zu machen, Herr Berichterstatter, und wir sind auch dankbar dafür –, wir, die Freiheitlichen, haben bei jeder Präsentation dieses Monsterprojekts Aufklärung verlangt, speziell und prinzipiell darüber, wie es mit der Zufahrt ausschaut. 

Nun stellt sich heraus, dass man, obwohl man die Zufahrt über einen Fluss bewerkstelligen will – denn die Zufahrt soll ja vom Westen her kommend mittels einer neuen Brücke über den Wienfluss vorgenommen werden –, vergessen hat, dort die Hochwassersituation mit zu prüfen und mit zu berücksichtigen. Heute verlangt man, dass die aus diesem Titel entstehenden Mehrkosten in der Höhe von 720 000 EUR abgedeckt werden sollen. Das Aktenstück ist ja ganz klein, aber wenn man bei der Zufahrt über einen Fluss nicht prüft, was mit dieser Zufahrt bei einem Hochwasser passiert, dann frage ich mich, was man dann bei dieser Zufahrt geprüft hat. Der Herr Berichterstatter wird uns das, wie er ja mit seinem Zischen schon kundgetan hat, sicher erklären. (GR Christian Oxonitsch: Er hat gezischt?) Er hat da hinten gezischt. Also ich weiß nicht, was das für eine Äußerung ist. 

Im Antrag können wir nachlesen, was hier wortwörtlich steht: Das Gesamtdarlehen beträgt daher maximal 23 312 644 EUR, die Gesellschaft – und das ist eine herrliche Sache – verpflichtet sich im Gegenzug – gemeint sind diese 720 141 EUR –, sich an die Tarifvorgaben der Stadt Wien zu halten. Also ungeschickter oder patscherter oder von mir aus machtbesessener geht es ja wirklich nicht, denn das ist ja wirklich eine Chuzpe, was da drinnen steht. Die verpflichten sich jetzt, wenn sie mehr Geld kriegen, sich an die Tarifvorgaben der Stadt Wien zu halten. Na, bitte schön, dazu haben sie sich ja bei den 22 592 000 auch schon verpflichtet. Das heißt, eine neue Verpflichtung neben der alten gibt es ja gar nicht, sondern das ist dieselbe Verpflichtung, nur haben sie jetzt 720 000 EUR mehr für die angebliche Berücksichtigung des Hochwassers. 

Ich sage Ihnen, so einfach geht es nicht. Wir lehnen dieses bürgerfeindliche Projekt entschieden ab. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Das war eigentlich Blind pur. Ich war irgendwie der Hoffnung mit vielen anderen, dass diese Wahlbewegung uns da ein bisschen einen Befreiungsschlag geben wird. (GR Kurth-Bodo Blind: Befreiung von wem?) Aber es war leider nicht so, sage ich gleich von vornherein einmal. Es war wieder wie immer. Wir haben wieder alles gehört von der Familie Blind. Vom Enkel bis zum Ururgroßvater, alles, was in Penzing irgendwo steht, fliegt, rennt und tut, haben wir wieder einmal gehört. 

Bei dem Akt geht es eigentlich in Wirklichkeit nicht darum, ob hier eine U-Bahn nach Auhof fährt oder nicht oder ob ein Cable Liner oder eine Seilbahn fährt. Das hat schon was miteinander zu tun, denn Cable und Seil, sa-ge ich Ihnen gleich, das ist dasselbe. (GR Kurth-Bodo Blind: Da müssen Sie die ÖVP fragen! Das war ihr Vorschlag!) Ein Kabel und ein Seil ist nicht das Gleiche? Oh! Im Englischwörterbuch nachschauen! Glauben Sie mir das. Ich gebe Ihnen Nachhilfe. Gratis ausnahmsweise. (Lebhafte Heiterkeit bei den GRÜNEN. – Berichterstatter GR Fritz Strobl: Das zahlt sich nicht aus!) Das zahlt sich nicht aus. Danke. Genau.

Aber jetzt zum Thema selbst zurück. Ich meine, es war ein interessanter Akt, und zwar ist da drinnen gestanden, die P & R-Anlage muss finanziell ein bisschen aufgepeppt werden, denn die braucht eine Brücke, und diese Brücke muss abgesichert werden gegen das tausendjährige Hochwasser. Jetzt weiß ich nicht, ob die meisten der hier Anwesenden wissen, was bei einem tausendjährigen Hochwasser passiert. Beim letzten tau-
sendjährigen Hochwasser, das war im Frühmittelalter (Heiterkeit bei den GRÜNEN), da hat die Donau an einer Seite von Klosterneuburg und Korneuburg vorbeigeführt. Sie hat sich damals zwischen die beiden Städte hindurchgeschoben und seither sind sie auf verschiedenen Ufern der Donau. Das ist einmal das Erste. Das wird nicht passieren. 

Experten sagen, wenn wir ein tausendjähriges Hoch-
wasser haben, dann können wir mit dem Motorboot am Südgürtel fahren. Auch das wird nicht passieren. Da denke ich mir, wenn wir ein tausendjähriges Hochwasser im Wienflussbett haben, dann haben wir das Problem nicht mit der Brücke, denn die wird dort ein Stauverhalten haben, sondern da müssen Sie beten, damit nicht die ganz P & R-Anlage davonschwimmt. In Wirklichkeit werden die Ufer überschwemmt sein und ganz sicher die U‑Bahn. Da können Sie in Prag nachfragen, da war näm-
lich nur ein fünfhundertjähriges Hochwasser der Moldau, und das hat die U‑Bahn für einige Zeit stillgelegt und ruiniert. Das war nur ein fünfhundertjähriges Hochwasser. 

Darum glaube ich selber und viele andere Experten auch, dass es da eigentlich darum gegangen ist, dass der Herr Breiteneder ein bisschen Geld gebraucht hat und deshalb hat man das ein bisschen aufgepeppt. Also diese Geschichte, für ein tausendjähriges Hochwasser absichern zu müssen, ist eine Ausrede. Da bin ich eigentlich dafür, dass wir die U-Bahn zumindest für ein fünfhundertjähriges Hochwasser absichern und da gerne und viel Geld in die U-Bahn hineinstecken, um sie gegen ein fünfhundertjähriges Hochwasser abzusichern. Aber das war eine Chuzpe, was Sie uns da geboten haben. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gerstl. Ich erteile es ihm.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke. – Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Ich darf mir erlauben, da dies nun meine erste Rede unter deinem Vorsitz ist, dir für deine Aufgabe alles, alles Gute zu wünschen, und steige nun in den konkreten Tagesordnungspunkt ein. 

Ich glaube, es ist angeschnitten worden, es geht um das tausendjährige Hochwasser, auf das wir nun Rücksicht nehmen sollen, und da ist es wirklich notwendig, ein bisschen ins Detail zu gehen. Über die Grundsätze, glau-
be ich, können wir danach noch einmal kurz reden, aber im Akt heißt es ganz konkret: Beim tausendjährigen Hochwasser wird der Wasserspiegel 49,16 m betragen, und da wegen der U-Bahn-Brücke die Hadikgasse abgesenkt worden ist, liegt die Hadikgasse auf einer Höhe von 49,08 m. Jetzt stellen wir uns wieder vor, es geht genau um diese 8 cm, die wir in den nächsten tausend Jahre vielleicht überflutet haben werden, und wegen dieser 8 cm bauen wir jetzt um 1 Million EUR zusätzlich einen Hochwasserschutz. 8 cm sind 1 Million EUR Hoch-
wasserschutz wirklich wert. Ich frage Sie, ob dieser Aufwand in einem entsprechenden Verhältnis steht. Ich wage es sehr zu bezweifeln, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 
Meine Damen und Herren! Ansonsten glaube ich, ist zu dieser Park and Ride-Anlage nicht viel Weiteres zu sagen. Es ist nur bezeichnend, dass der Akt für die jetzige Darlehenserhöhung zwei Tage nach der Gemeinderatswahl erfolgte, weil man hier offensichtlich versucht hat, die Diskussionen während des Wahlkampfes hintanzuhalten. Es gab zuletzt eine Bürgerversammlung am 5. Mai. Da hat man noch gesagt, es wird alles mit euch besprochen, es wird ein Verkehrskonzept geben, alles wird gemacht, aber nach der Wahl schaut halt vieles, wie bei Ihnen in anderen Dingen auch, ganz, ganz anders aus. 

Sie haben nach der Wahl sofort den Antrag auf eine Darlehenserhöhung gestellt, nach der Wahl ist der Bürgermeister hier herausgegangen und hat in seiner Regierungserklärung gesagt, im Jahr 2006 erfolgt der Bau, auch wenn es noch nicht einmal ein konkretes Bauansuchen gibt, auch wenn es noch keine Baugenehmigung gibt. Ich frage mich nur, ob das die verantwortungsvolle Position einer Regierungspartei ist, ohne Behördenverfahren von politischer Seite erklären zu können, dass schon gebaut wird. Ich bezweifle, dass das im Sinne eines Rechtsstaates ist. (Beifall bei der ÖVP.) 
Darüber hinaus wird es notwendig sein, dass ein entsprechendes Verkehrsgutachten gemacht wird, um das werden Sie nicht herumkommen. In der Vergangenheit ist es Ihnen mit Hilfe Ihrer Umweltschutzabteilung – also nicht mit Hilfe der Umweltanwaltschaft, sondern mit Hilfe der Umweltschutzabteilung – gelungen, kein UVP-Ver-
fahren durchführen zu müssen, und zwar entgegen der Meinung der Frau Umweltanwältin, die gemeint hat, dass es bei der Errichtung dieser Park and Ride-Anlage in dem schon sehr belasteten Gebiet zu einer häufigeren Überschreitung der Schadstoffgrenzwerte kommen werde und dass dem nur durch eine UVP entgegengewirkt werden kann. Aber Sie schalten in diesem Bereich auch die Bürgerinnen und Bürger von Beginn an aus, und das lehnen wir natürlich auch ab. Das ist nicht Bürgerbeteiligung und Bürgerzugang, wie wir uns das vorstellen. (Beifall bei der ÖVP.)
Noch dazu schwebt noch immer im Raum, dass die Frau VBgmin Laska beabsichtigt, die Parkanlage beim Hanappi-Stadion umzuwandeln in eine Anlage, die auch für Park and Ride-Nutzer zugänglich gemacht wird. Damit überschreiten Sie dann in zweiter Weise wiederum den Grenzwert von 1 500 Stellplätzen, dann sind Sie wieder angewiesen, eine UVP durchzuführen. Aber wahrscheinlich wollen Sie eben zuerst die 1 250 Stell-
plätze zum Preis von 22 000 EUR oder 1 833 EUR pro Quadratmeter durchziehen. Also wenn Sie das vergleichen mit einem Neubau im Wohnbau, dann wissen Sie, was das bedeutet. Sie finanzieren hier Parkplätze im Wienfluss, deren Quadratmeterpreis wahrscheinlich den teuersten Wohnungen entspricht, wobei die Autos aber schon zuvor im Stau stehen und dort nicht ungehindert einfahren können. 

Dieser und viele andere Gründe, die wir als ÖVP schon sehr oft erklärt haben, und vor allem die Tatsache, dass es Ihnen nicht gelungen ist oder dass Sie nicht gewillt sind, die Zufahrt durch Hütteldorf zu verhindern, indem Sie die Deutschordenstraße weiterhin offen halten und damit im dicht verbauten Gebiet die Zufahrt zu dieser Garage ermöglichen, sind die Hauptursache für unsere Ablehnung zu dieser Park and Ride-Garage und vor allem zu diesem Aktenstück. Denn für etwas, was vielleicht in 500 oder 600 Jahren einmal erwartet werden kann, für 8 cm, 1 Million EUR aufzuwenden, steht in keinem Verhältnis. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Schieder. Ich erteile es ihm.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Vielleicht nur kurz, ohne die Debatte über Park and Ride aufzuwärmen. Es geht bei der Errichtung einer Park and Ride-Anlage prinzipiell ja darum, die Überparkung im Großraum Hütteldorf zu beseitigen und das Umsteigen auf höherwertigen, umweltfreundlichen Verkehr, nämlich auf die U-Bahn-Linie, zu fördern und es den Leuten auch möglich zu machen, nicht in die Stadt hineinzufahren, sondern eben die Pendler schon dort abzufangen, wo die U-Bahn beginnt. 

Im Bürgerverfahren wurde immer betont und auch der Wunsch ausgehandelt, die Zufahrt über das Wiental zu erledigen, und zwar ausschließlich über das Wiental, da die Deutschordenstraße zwar offen ist, aber Einbahn in die Richtung weg von der Garage, daher also nicht erreichbar ist. 

Es geht aber heute vor allem um den Hochwasserschutz, nämlich um die Problematik, dass die Hadikgasse seinerzeit unter der U4-Brücke abgesenkt wurde. Jetzt geht es darum, diese Höhe von diesen 49 m Wasser zu erreichen und den Durchfluss zu ermöglichen. Das geht nur dann, wenn man den Querschnitt des Durchflusses erweitert, und die Erweiterung des Durchflussquerschnittes ist nur dann möglich, wenn man die Schräglage des Wienflussbeckens in diesem Bereich auf eine steilere Lage umändert. Und das ist wiederum baulich nur dann möglich, wenn man das auch mit Betonpollern, also mit so Vorpfahlwänden, besorgt, damit nämlich durch den vergrößerten Abflussquerschnitt eben auch ein schnellerer Abfluss erreicht werden kann. 

Ich halte es auch insofern für richtig, dass man diese Maßnahme macht und sich um Hochwasserschutz küm-
mert und es nicht auf die leichte Schulter nimmt, weil wir, auch wenn in einer regenarmen Zeit, wie zum Beispiel jetzt im Herbst, das Wienflussbecken recht mager und lächerlich ausschaut, alle wissen, wie schnell im Frühling oder bei einer Hochwassersituation im Sommer das Wienflussbecken anschwillt und wie schnell auch die Retensionsbecken voll sind und wie wichtig damit dieses Becken letztendlich für den Hochwasserschutz der gesamten Stadt ist. Wir haben ja nicht nur die Erfahrungen der letzten Sommer, in denen es Hochwasser gab, sondern vor allem auch die des heurigen Sommers, wo das drohende Hochwasser uns das ja auch noch einmal vor Augen geführt hat. 

Die Vereinbarung mit der Park and Ride-Errich-
tungsgesellschaft ist ja, dass die Stadt ein Darlehen gibt, das 85 Prozent der Gesamterrichtungskosten abdeckt. Da jetzt durch den notwendig gewordenen Hochwasser-
schutz diese Gesamterrichtungskosten steigen, soll die Stadt heute eben durch ein weiteres Darlehen 85 Pro-
zent auch dieser erhöhten Kosten abdecken. Das ist eben dieser Aufwand von 720 000 EUR, gerundet. 

Gedeckt – und das ist auch wichtig zu betonen – wird das ja alles aus den zweckgebundenen Mitteln der Parkometerabgabe und auch der Ausgleichsabgabe aus dem Garagengesetz, also genau aus diesen beiden zweckgebundenen Finanzmitteln.

Ich möchte noch eine abschließende Bemerkung machen. Man kann, glaube ich, bei dieser Hochwasserfrage in einem politischen Gremium nicht diskutieren, ob es notwendig ist oder nicht, weil Hochwasser letztendlich auch nicht entsteht, wenn wir sagen, ja, wir wollen jetzt ein Hochwasser, oder nein, wir wollen kein Hochwasser. Die Frage, die sich stellt, und die politische Verantwortung, die wir hier wahrzunehmen haben, ist, die Experten die Berechnungen anstellen zu lassen und dann die politischen Entscheidungen zu treffen, damit die Stadt Wien bestmöglichst vor Hochwasser geschützt ist und keine Unfälle, bauliche Schäden und dergleichen passieren. 

Diese Verantwortung nimmt in Wien die Sozialdemokratie seit Jahrzehnten wahr, sonst hätten wir, als das große Hochwasser war, in Wien nicht die Chance gehabt, dass das Hochwasser in Wien keine Schäden verursacht hat – im Gegensatz zu Prag zum Beispiel –, weil wir eben in Wien, auch gegen den Widerstand der ÖVP, die Donauinsel errichtet haben, womit ja auch his-
torisch hinreichend belegt ist, dass die ÖVP-Wien in Hochwasserfragen sicherlich keine Autorität ist, weil sie immer auf den falschen Dampfer setzt. 

Daher ist auch in dieser Frage festzustellen: Wenn wir das mit dem Hochwasser ernst nehmen, was unsere politische Verantwortung ist, dann sind diese Maßnahmen erforderlich und heute auch die dafür notwendigen Beschlüsse zu treffen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer tatsächlichen Berichtung hat sich Herr GR Blind gemeldet. Bitte schön. Ich weise darauf hin, dass die maximale Redezeit drei Minuten beträgt.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Herr GR Schieder hat gerade ausgeführt, dass die Deutschordenstraße eine Einbahn sei. Das ist leider nicht so. Wir wissen ganz genau... (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Na, Sie lachen. Ich meine, was soll das Gelache? Die Deutschordenstraße ist zwar von der Keißlergasse Richtung Norden eine Einbahn, aber wir als Penzinger Mandatare wissen ja ganz genau, dass die Zulaufstrecke, die die Bürger fürchten, über Bergmillergasse, Keißlergasse entlang des Rapid-Stadions sein wird. Dort, südlich der Keißlergasse, ist die Deutschordenstraße in beide Richtungen befahrbar, sodass sich daher der Verkehr von der Linzer Straße sowohl über die Bergmillergasse als auch über die Bahnhofstraße Richtung Keißlergasse ergeben wird. 

Ich weiß, Herr Kollege Oxonitsch, Sie kennen vielleicht nicht jedes Gasserl in Penzing, aber wir haben ja derzeit schon den Verkehr in der Bahnhofstraße Richtung Autobahn. Die Bahnhofstraße ist sehr, sehr klein, und dann kommt noch der Zulaufverkehr in die Bahnhofstraße Richtung Keißlergasse und dann über die Deutschordenstraße in das Park and Ride-Haus dazu. 

Ich betone hier nochmals: Der Herr GR Schieder hat hier nicht die Wahrheit gesagt. Die Deutschordenstraße ist keine Einbahn, sondern in diesem Bereich ist sie mit gegenläufigem Verkehr. (GR Christian Oxonitsch: Aber zum Teil ist sie doch eine Einbahn!) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ebenfalls zu einer tatsächlichen Berichtigung zu Wort gemeldet ist der Klubobmann der ÖVP, Herr GR Dr Tschirf. – Bitte schön. (GR Christian Oxonitsch: Er berichtigt, dass sie doch eine Einbahn ist!)
GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Der Kollege Schieder hat jetzt behauptet, dass die ÖVP gegen den Hochwasserschutz gewesen ist. Das ist natürlich unrichtig, das ist vor allem für jene, die sich historisch mit der Aufarbeitung dieser Protokolle befassen. Es hat unterschiedliche Meinungen über die Ausgestaltung der Donauinsel gegeben, aber nicht über die Frage des Hochwasserschutzes. (Beifall bei der ÖVP. – Ironische Heiterkeit und Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist nunmehr Frau GRin Puller. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es ist Zeit für einen Themenwechsel, deshalb möchte ich hier meine ersten zwei Anträge in Form einer Resolution einbringen. Wie meistens fehlt es an Geld, sonst wären diese Anträge wohl schon realisiert worden. 

Einer sieht in formeller Hinsicht die Zuweisung an die Gemeinderatsausschüsse für Stadtentwicklung und Ver-
kehr und für Finanzen und Wirtschaftspolitik vor, bei dem anderen beantrage ich in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung. Es ist nicht so, dass ich mir jetzt meine erste Abfuhr einheimsen möchte, aber da ich aus Infor-
mationsquellen weiß, dass zurzeit über eine Fahrplan-
änderung für die Schnellbahnverbindungen im Großraum Wien diskutiert wird, halte ich es für sinnvoll, es sofort abstimmen zu lassen. 

Beide Anträge gehen vom Verkehrsdienstevertrag 2004 aus, in dem wunderbare Zielvorstellungen formuliert sind, und zwar ausgehend von dem Masterplan Ver-
kehr Wien 2003, der von einem klaren Bekenntnis ge-
prägt ist, dass die oberste Priorität der Ausbau und die Attraktivierung des öffentlichen Verkehrs sei. Tatsache ist jedoch ein Schnellbahnchaos und lange Intervalle. Wo kein Angebot ist, fehlen auch Fahrgäste. Genau dort beißt sich die Katze in den Schwanz. Lange Intervalle sind der Grund dafür, dass viele öffentliche Verkehrsmittel gemieden werden. Lange Wartezeiten, geringes Fahr-
gastaufkommen, das öffentliche Verkehrsmittel rentiert sich nicht mehr und wird eingespart. Mit so einer Politik für den öffentlichen Verkehr wird man nie eine Verän-
derung der Verkehrsmittelwahl zwischen dem öffen-
tlichen Verkehr und dem motorisierten Individualverkehr erzielen können. 

Ich bitte Sie, meine Damen und Herren, diesem Antrag zuzustimmen und damit auch ein Wahlversprechen einzulösen, das gerade von den Sozialdemokraten als Hauptthema verwendet wurde und das heißt Lebensqualität. Kürzere Intervalle der S45 bedeuten Lebensqualität für die Wiener Bevölkerung, auch wenn für die Jahre 2004 bis 2007 eine jährliche Ausgleichszahlung in der Höhe von 4,3 Millionen EUR, wohlgemerkt inklusive Bun-
desförderung, gewährt wurde. Es reicht nicht, denn wie wir aus den Zeitungen wissen, sind die ÖBB ein Sanierungsfall. 

Noch ein paar kurze Worte, ich bin noch nicht fertig. Ich möchte keine Horoskope vorlesen, keine Angst, aber ich möchte meine Verwunderung zur FPÖ ausdrücken, die jetzt auf der sozialen Schiene betreffend Heizkostenzuschuss fährt. Wie lässt sich das vereinbaren mit der unsozialen Wahlwerbung, die Sie vor der Wahl gehandhabt und beinhart durchgezogen haben?

Ich will jetzt auch niemandem das Leben erklären. Wie jeder weiß, gibt es mehrere Sichtweisen im Leben, aus denen heraus dann individuelle Standpunkte vertreten werden können. Diese Sichtweisen kennt man am besten, wenn man sie auch lebt. 

Die erste Sichtweise, die ich bis vor drei Wochen durchlebt habe, ist die der Fahrerin. Ich kam quasi vom Fahrerplatz in den Gemeinderat. Ich war 40 Stunden als Fahrerin am Bahnhof Favoriten tätig und fahre in den weiteren Monaten auch als Gemeinderätin regelmäßig zweimal im Monat, um eben den Blickwinkel einer Arbeitnehmerin nicht zu verlieren, was gerade in einem Dienstleistungsbetrieb sehr wichtig ist – auch für die Politik.

Hinter den Kulissen schaut es so aus, dass auf Grund der neuen Dienst- und Betriebsvorschriften, denen auch die Gewerkschaften zugestimmt haben und die im Gemeinderat vor eineinhalb Jahren hier beschlossen wurden, zu massiven Verschlechterungen bezüglich der Arbeitsbedingungen im Fahrdienst gekommen ist. Die Fahrzeiten sind bis zum Limit zusammengeschnitten. Daraus ergeben sich ein hohes Fahrgastaufkommen und in den Spitzenzeiten Verspätungen, die wieder zu Lasten der Fahrgäste gehen. Das Personal in den Revisionswerkstätten kommt mit den Reparaturarbeiten nicht mehr nach, auch weil es an Ersatzteilen fehlt. Durch die Kostenrechnung mittels SAP ist es einfach nicht mehr möglich, irgendwelche Ersatzteile herbeizuschaffen oder es dauert irrsinnig lange. Fakt ist, die Züge fahren am Limit und fahren auch am Sicherheitslimit. 

Ich weiß vom Bahnhof Favoriten, dass die Hälfte der Niederflurwagen in der Hauptwerkstätte in Simmering zur Reparatur stehen, weil die Firma Siemens nur zwei Jahre Garantie für die Züge gewährt. Da ist es genauso, wie wenn man eine Waschmaschine kauft: Die Garantie ist ausgelaufen, das Ding geht kaputt, und jeder, der sich ein bisserl auskennt, weiß, dass die Niederflurwagen durch ihre Elektronik sehr anfällig sind. 

Mein zweiter Blickwinkel ist der als Fahrgast und als Teil der Bevölkerung. Da kann ich hier und jetzt sagen, die WiLi funktionieren, aber nicht in den Stoßzeiten beziehungsweise Spitzenzeiten. Ich bin als Fahrgast ziemlich angefressen. Es gibt kein Limit. Die siebeneinhalb Minutengrenze kann man erwarten, aber seit 18.11., seit ich täglich hier ins Rathaus fahre, habe ich immer wieder Störungen und lange Wartezeiten erlebt, oder es war so, dass ich einfach nicht hineingekommen bin in überfüllte U-Bahn-Züge. 

Das dritte Sichtfeld: Jetzt als eine der hundert GemeinderätInnen und Landtagsabgeordneten sehe ich, es fehlt das Geld. Es geht immer ums Geld, wie in Familien, wie überall. Die WiLi haben kein Geld, die Stadt Wien hat kein Geld, der Bund hat kein Geld. Man schiebt es hin und her. Drucken kann man das Geld nicht. Was machen wir? Ich finde, es darf nicht immer nur bei kleinsten Dingen gespart werden, es muss eine finanzielle Lösung gefunden werden, damit wir den öffentlichen Verkehr und insbesondere auch den öffentlichen Oberflächenverkehr aufrechterhalten und damit Lebensqualität gewährleisten können.

Eine der Lösungen wäre vielleicht, ein bisschen weniger Werbung in eigener Sache von Seiten der Stadt Wien zu betreiben, ein bisschen weniger Events, die die Stadt Wien auch mitfinanziert, ein bisschen weniger Feuerwerk, das wir in die Luft verpulvern. Da würde schon einiges zusammen kommen, um diesen öffentlichen Verkehr und insbesondere auch den öffentlichen Oberflächenverkehr aufrechtzuerhalten.

Ich bin auch schon am Ende der Rede. Ich hoffe, ich habe Sie nicht gelangweilt. Ich möchte mich noch mit einem Slogan verabschieden, den man sicher verwirklichen kann. Den Slogan haben die Wiener Linien erfunden: Bemühen wir uns, dann kann die Zukunft kommen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Ich wollte eigentlich auf mein Schlusswort verzichten. Aber ich möchte doch zwei Bemerkungen machen. 

Da der Herr GR Blind zu einer tatsächlichen Berichtigung des Herrn GR Schieder herausgekommen ist und über die Einbahnregelung gesprochen hat, bemerke ich nur, dass in Hütteldorf nicht das Rapid-Stadion steht, sondern das Gerhard-Hanappi-Stadion. Das wäre auch eine Berichtigung in etwa in der gleichen Richtung, wie die Ihre war. (Beifall bei der SPÖ.)
Der zweite Punkt, den ich anmerken möchte: Ich möchte noch einmal in Erinnerung rufen, worum es bei diesem Geschäftsstück tatsächlich geht. Es geht nämlich um die Aufstockung des zinsenfreien Darlehens um 720 141 EUR. Dafür bitte ich um Ihre Zustimmung. 
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Sehr geehrte Damen und Herren, wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der SPÖ mehrheitlich angenommen.

Mir liegen zwei Beschluss- und Resolutionsanträge der GRÜNEN vor. Der erste betrifft die Attraktivierung der S45 Vorortelinie gemäß Masterplan Verkehr 2003. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung des Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr und an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke begehrt.

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist einstimmig angenommen.

Wir kommen nun zum Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN betreffend Verkürzung der Intervalle auf der S45 Vorortelinie. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag findet nicht die Mehrheit, er ist nur mit den Stimmen der ÖVP, der FPÖ und der GRÜNEN unterstützt.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 90 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die 6. Gemeinderatssubventionsliste 2005. 

Zu Wort ist niemand gemeldet.

Wir kommen zu einer Abstimmung, die eine getrennte Abstimmung ist.

Ich lasse zunächst abstimmen über die Subvention an das Lois Weinberger-Institut für christlich-soziale Poli-
tik in Wien.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der FPÖ und der GRÜNEN, angenommen.

Ich lasse nun abstimmen über den Verein zur Förderung von Wohnraumbeschaffung – WOBES. 

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist gegen die Stimmen der FPÖ mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zum Pensionistenverband Österreichs – Landesorganisation Wien. 

Wer der Förderung zustimmen möchte, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Wir kommen nun zum Wiener Seniorenbund.

Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Wir kommen jetzt zum Verein zur Förderung der internationalen Solidarität und Entwicklungszusammenarbeit. 

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich, die Hand zu heben. – Das ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der FPÖ, angenommen.

Es verbleibt nur noch die Abstimmung über die restlichen Posten der Subventionsliste. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig der Fall und damit angenommen.

Ich schlage nun vor, die Berichterstattung und die Verhandlungen über die Geschäftsstücke 11 und 12 der Tagesordnung – sie betreffen Subventionen an den Verein Wiener Alternativschulen – Freie Schulen Wien sowie an den Landesverband Wien der Elternvereine an den öffentlichen Pflichtschulen – zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen.

Wird dagegen ein Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall.

Ich bitte nun die Berichterstatterin, Frau GRin Novak, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Barbara Novak: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bitte um Unterstützung für die Elternarbeit an Wiens Schulen.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich eröffne die Debatte. 

Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. Ich erteile es ihr.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Da mich und sicher auch Sie immer wieder viele Eltern anrufen, um darauf hinzuweisen, was sich an den Pflichtschulen Wiens derzeit abspielt, möchte ich gerne diese zwei Geschäftsstücke dazu nutzen, das kurz auch zusammenfassend darzustellen. Es wird keine lange Rede, sondern eher eine Auflistung dessen sein, wovon ich glaube, da werden so viele Probleme erzeugt, die man irgendwann einmal wieder lösen muss. 

Ich habe heute schon mit dem Herrn Bürgermeister ein Gespräch zu diesem Thema geführt. Ich weiß, ich tue das oft, aber das muss auch so sein, weil ja alle Gemeinderätinnen und Gemeinderäte diese Probleme kennen sollen und nicht nur jene, die sich ausschließlich oder im Speziellen mit Bildung beschäftigen. 

Ich rekapituliere daher: Die Wiener Landesregierung hat im Juni 2005 festgehalten, dass in Wien 792 Plan-
stellen fehlen. Das ist also nicht meine Erfindung, son-
dern das ist das, was der Stadtschulrat errechnet hat, was die Landesregierung aufgegriffen hat und was der Bürgermeister seither sagt. 

Ich halte fest: Es geht um 70 Planstellen, die man meint zu brauchen, weil ja nicht alle Schülerinnen und Schüler mit dem 1. September bei Schulbeginn da sind, sondern erst im Laufe der Zeit dazukommen und mehr werden. Es geht um 493 Planstellen für den sozialpädagogischen Förderbedarf, also für Kinder mit Behinderungen oder weil sie in irgendeiner Art auffällig, verhaltensauffällig oder sonst was sind. Es geht um 229 Plan-
stellen, die man braucht, um das ganztägige Angebot abzudecken. 

Bitte, alles nicht meine Erfindung. Weder der Bedarf, der aufgezeigt wird, noch die Zahlen, die da genannt werden. Das ist das, was der Bürgermeister sagt, und das ist das, was Sie sagen und was der Stadtschulrat da zur Kenntnis bringt. Das sind 792 Planstellen. Das ist einmal das eine. Da sind wir bei den Kindern mit nichtdeutscher Muttersprache noch nicht einmal angelangt. 

Wenn man dann noch die 168 dazu nimmt, die der Bürgermeister nennt, die man für die Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache braucht – wobei ich der Meinung bin, man braucht viel mehr, aber gut, sagen wir einmal 168 –, dann sind wir bei insgesamt 960 Lehrerinnen und Lehrern, die zusätzlich gebraucht werden. Und da habe ich die muttersprachlichen Lehrer nicht dabei, da habe ich noch nicht bedacht, dass die unverbindlichen Übungen auch wieder alle angeboten werden sollen, dass es auch einen individuellen Förderbedarf gibt und so weiter und so fort. 

Meine Damen und Herren! Vielleicht können sich einige von Ihnen erinnern, wie viele Planstellen 1999 und dann im Verlauf der vier Jahre weggekürzt wurden. Es waren rund 1 400. Und jetzt wird im Grunde genommen ein ähnlich hoher Bedarf erneut festgestellt. Da fragt man sich dann aber schon, wie Wien dazukommt, einen Finanzausgleich zu unterschreiben, der zuerst die 1 400 wegkürzt und wo man dann zwei Jahre oder drei Jahre später draufkommt, zumindest 1 000 werden wir wieder brauchen. 

Mein Appell an die Stadt: Derartige Finanzausgleiche dürfen nicht unterschrieben werden. Und mein weiterer Appell an die Stadt ist, sich darum zu kümmern, dass dieses Problem gelöst wird und die Planstellen wieder herkommen. 

Ich habe versprochen, dass ich es kurz halten werde. Deswegen streife ich die anderen Probleme im Grunde nur. Problem unverbindliche Übungen und die Tatsache, dass diese unverbindlichen Übungen gestrichen wurden. Ich bin mir nicht sicher, ob Ihnen allen klar ist, was es bedeutet, dass ungefähr die Hälfte der unverbindlichen Übungen seit 1999 weggestrichen wurde, wenn man den Aussagen des Stadtschulrates und der Fachleute glaubt. Ich nehme das einmal an, dass das ungefähr die Hälfte ist. Die einzelnen Schulstandorte bestätigen auch, es handelt sich in etwa um die Hälfte. Einige von Ihnen wis-
sen es wahrscheinlich, was die Folgen sind. Es gibt jetzt an vielen Schulen neben den unentgeltlichen Angeboten eben auch entgeltliche Freizeitangebote, und ich weiß es und Sie wissen es, dass sich die entgeltlichen Angebote nicht alle leisten können. 

Das heißt, wir haben mittlerweile im Nachmittagsbetrieb der Schulen ein Zweiklassensystem eingeführt, ohne dass sich im Augenblick jemand darum kümmert. Ich sehe niemanden, der in der Position ist – und das ist nun einmal die SPÖ – und der sagt, das können wir nicht zulassen, da muss es Reformen geben, da müssen Mittel eingesetzt werden, damit die Schülerinnen und Schüler wieder gleich behandelt werden. 

Ich führe ein letztes Problem ebenfalls an dieser Stelle an, weil mich da besonders viele Elternanrufe erreichen, und ich nehme an, zumindest den Herrn GR Vettermann auch, das ist die KMS, die kooperative Mittelschule, die so was von sagenhaft nicht funktioniert und wo bei einer Sache, wo man meinte, Gutes zu tun, ein derartiger Unsinn herausgekommen ist, dass man jetzt damit konfrontiert ist, sagen zu müssen, auch da müssen Reformansätze kommen und auch da muss sich etwas ändern. 

Ich will es dabei belassen, denn ich denke mir, der Mangel an LehrerInnen, die Kürzungen bei den unverbindlichen Übungen und die kooperative Mittelschule, allein das wären schon drei Probleme, die uns so ausführlich, so ausgiebig beschäftigen könnten, wollte man sich damit beschäftigen, dass das reicht für eine Rede. 

Ich mache darauf aufmerksam – und ich mache das seit dem Jahr 2000 –: Wir schlittern da sehenden Auges in ein Debakel hinein, das sich in wenigen Jahren für alle sichtbar manifestieren wird. Alle in Wien werden sehen können, dass hier mutwillig ein Problem erzeugt wurde, mutwillig auf dem Rücken der Kinder gespart wurde, mutwillig auf dem Rücken der Eltern gespart wurde und dass derartige Sparprogramme im Grunde genommen nichts anderes tun, als Folgekosten zu verursachen und Folgeprobleme zu verursachen, denen man sich besser heute widmen sollte als in einigen Jahren. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Vettermann. Ich erteile ihm das Wort.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

In aller Kürze: Wir brauchen mehr Stütz- und FörderlehrerInnen. Das wurde heute ja sowieso auch schon besprochen. Eine erste gute Maßnahme auch aus meiner Sicht, die heute noch nicht so genannt wurde, ist die Aufhebung der Deckelung für den sonderpädagogischen Förderbedarf. Wir haben 2,7 Prozent vorgeschrieben, wir haben aber real in Wien 4,2 Prozent. Das wären alleine schon um die 600 Lehrer – 580, 620, je nachdem, wie man es rechnet –, und damit würde man ja nur der gesetzlichen Verpflichtung nachkommen, dass man Integration auch tatsächlich durchführen kann. Das heißt, für mich wäre das ein erster und richtiger Schritt.

Das mit dem Finanzausgleich habe ich schon sehr, sehr oft kommentiert, sodass ich es jetzt nicht mehr tue, denn wie das zustande gekommen ist, dass wir das im Nachhinein dann sehr wohl gefordert und auch darum gekämpft haben, dass wir jetzt wieder darum kämpfen und dass wir mit dem Bund in Dauerverhandlungen waren, ist ja auch unbestritten, dass wir zwischendurch aber auch zu Ergebnissen kommen mussten, ebenso. 

Natürlich stimmt es, dass die Eltern kommen, natürlich stimmt es, dass es durch diese Kürzungen mehr Nachmittagsangebote gibt, für die zu zahlen ist. Wir in Wien setzen uns dafür ein und führen es gemeinsam mit den Volkshochschulen durch, dass einerseits diejenigen Träger sind, die die Qualität überprüfen, zum anderen versuchen wir, Vereine zu nehmen oder zu schauen, dass die, die das anbieten, nicht gewinnorientiert im eigentlichen Wortsinn arbeiten, sondern nur das bekommen, was man in der Volkshochschule als Vortragender bekommt, wo man nicht wirklich reich wird, wenn man es freiberuflich macht. Trotzdem kostet das etwas. Das ist aber unsere Antwort darauf, dass wir gemeinsam mit den Volkshochschulen hier ein Programm laufen haben. Wir wollten das nicht haben. 

Ich glaube, die KMS ist von der Idee her sehr wohl ein Schritt nach vorne, sie wurde aber vor den Kürzungen konzipiert und konnte daher jetzt nicht in der gemeinsam beschlossenen Art und Weise ins Laufen kommen. In diesem Sinn muss man es nachkonzipieren und daraus, wie es im Moment läuft, einfach die Schlüsse ziehen, weil wir es zu besseren Zeiten beschlossen haben. Auch da zahlen übrigens viele Elternvereine, damit es zu dieser sozialen Kluft nicht kommt, sehr viel. 

Jetzt bin ich schon bei den Eltern. Was fördern wir hier, wenn wir die Elternvereine in ihrer wichtigen Arbeit fördern? Ich habe mir das einfach zusammengeschrieben. Das ist ein ziemlich langer Akt, aber ich kann es Ihnen nicht ersparen. Unter dem Motto "Elternvereinsarbeit leicht gemacht" gibt es 8 Seminare, 2 Klubabende mit den KlassenelternvertreterInnen – das sind im Gesamten 8 000 Personen, die hier eingeladen werden –, 8 regionale Klubabende, 200 einzelne Gruppenbera-
tungen, 1 Informationsabend "Gesunde Ernährung", 10 Rundschreiben an 400 Elternvereine, 220 Informa-
tionsmappen für neue Elternvereinsvorsitzende wurden ausgegeben, 1 500 Folder für Klassenelternvertreter, 5 Ausgaben der Zeitschrift "klasse das Elternmagazin", die an die 8 000 KlassenelternvertreterInnen gehen. 

Diese ganze Arbeit wird ja ehrenamtlich gemacht. Die bekommen nichts bezahlt, wir bezahlen nur das Büro. Ich glaube, das ist gut und richtig. Es ist gut für Wien, es ist gut für Wiens Kinder, dass diese Arbeit geleistet wird, und daher ist die heutige Zustimmung auch im Sinne der Bildung und im Sinne Wiens. – Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen nun zur Abstimmung, die wir getrennt vornehmen.

Ich bitte jene Damen und Herren, die der Postnummer 11 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der FPÖ, angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 12.

Ich bitte jene Damen und Herren, die der Postnummer 12 die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 19 der Tagesordnung nicht zur Verhandlung, sondern nur zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 19 zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Mehrstimmig, ohne FPÖ.

Postnummer 22. 

Wer der Postnummer 22 zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne ÖVP.

Postnummer 23. 

Wer der Postnummer 23 zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Mehrstimmigkeit, ohne FPÖ, fest.

Postnummer 24 kommt zur Verhandlung. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Klicka, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf. – Bitte.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Zufall der Tagesordnung will es, dass ich zu einem Thema, das Konsens bedeutet, meine erste Rede in diesem Hohen Haus halte. Meine Fraktion unterstützt die Wiener Festwochen, sie legt ein Bekenntnis zu den Wiener Festwochen ab. Sie sind ein Aushängeschild der Wiener Kultur, sie sind international anerkannt, und ich bin nicht provinziell genug zu sagen, sie haben Weltruf, weil die Welt mehr als die Kultur, die die Wiener Festwochen bieten, zu bieten hat. 

Die Wiener Festwochen sind uns in der Tat lieb und teuer, im wahrsten Sinn des Wortes lieb und teuer, und daher werden wir auch zustimmen, dass 200 000 EUR zur teilweisen Abdeckung der zusätzlichen Mietkosten im Theater an der Wien für die Wiener Festwochen Ges-
mbH bezahlt werden.

Wir unterstützen diesen Antrag, obwohl sich einige Fragen stellen: Ist es möglich, dass nachträglich zusätzliche Mietkosten bezahlt werden müssen? Wie funktioniert die Verwaltung, dass die Mietkosten, die offenbar wesentlich höher sind, mit 200 000 EUR teilweise abgedeckt werden? 

Es ist dies Ausdruck mangelnder Transparenz und mangelnder Information der Öffentlichkeit. Die Information der Öffentlichkeit, Herr Stadtrat, ist eine Bringschuld von Ihnen und nicht eine Holschuld von uns. (Beifall bei der ÖVP.) Sie müssen die Öffentlichkeit über die Verwendung der Mittel informieren. Und damit keine Missverständnisse auftauchen: Wenn wir Kontrolle verlangen, dann wollen wir nicht die künstlerischen Inhalte kontrollieren, sondern wir wollen wissen, ob mit den Subventionen korrekt, sparsam und richtig umgegangen wird. Das ist unser Anliegen. (Beifall bei der ÖVP.) Wir wollen einfach wissen und die Öffentlichkeit hat ein Recht darauf, das zu wissen, wie wer welche Mittel verwendet.

Daher erlauben sich die beiden GRe Ing Mag Bernhard Dworak und ich gemäß § 27 Abs 4 der Geschäftsordnung des Gemeinderates der Stadt Wien folgenden Beschlussantrag einzubringen:

„Der amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge sich dafür einsetzen, dass das von ihm angekündigte Treffen von Aufsichtsrat der Wiener Festwochen und Kulturausschuss noch im ersten Quartal 2006 stattfindet.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Eines, Herr Stadtrat, möchte ich noch dazu sagen: Dass das Versprechen, dass wenigstens ein Gespräch zwischen den politisch zuständigen Mitgliedern des Ausschusses mit dem zuständigen Aufsichtsrat der Wiener Festwochen stattfindet, nicht eingehalten wird und dass man einen Antrag stellen muss, um das zu ermöglichen, den Sie hoffentlich unterstützen werden, zeigt das Verständnis von Transparenz und das Verständnis, das die Mehrheitspartei gegenüber dem Kontrollauftrag der Opposition hat. – Ich danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Ja, dieser vorliegende Akt ist einer, der uns bekannt ist, weil er jährlich wiederkehrt. Es ist eine Vereinbarung getroffen worden, dass über die Periode des Herrn Festwochenintendanten Luc Bondy die Subvention im gleichen Maße zugesichert wird. 

Auf Grund dieses Rechnungshofbeschlusses im Jahr 2000 hat es sich ergeben, dass wir gesagt haben, es muss mehr Kostentransparenz möglich sein, und somit müssen diese Mietkosten, die die Festwochen auf Grund der Einmietung in die Vereinigten Bühnen, ins Theater an der Wien, haben, ausgewiesen und auch be-
glichen werden. 

So wie der Herr Stadtrat die Zusagen an den Herrn Intendanten natürlich aufrechterhält und denen entspricht, so entspricht er auch den Zusagen, die er den Mitgliedern im Kulturausschuss gegeben hat. Das heißt, es gab und gibt eine mündliche Zusage, dass es ein Gespräch geben wird. Dass dieses Gespräch nicht innerhalb von 14 Tagen festgesetzt werden und stattfinden kann, ist auf Grund der verschiedenen Termine, die schon vorher natürlich auch bei den Vorstandsmitgliedern eingebucht sind, nicht immer möglich. Daher bin ich sicher, dass wir diesem Antrag auch zustimmen können und es diese Gesprächssituation geben wird. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke sehr. – Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag der Frau Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist mehrstimmig, ge-
gen die Stimmen der FPÖ, angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP.

Wer dem zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig.

Zur Post 25 liegen mir keine Wortmeldungen mehr vor. Wir kommen daher sofort zur Abstimmung.

Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, die der Post 25 zustimmen können, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne GRÜNE und ohne FPÖ, angenommen.

Zu Postnummer 32 liegt mir auch keine Wortmeldung mehr vor. Wir kommen gleich zur Abstimmung.

Wer der Post 32 die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne FPÖ, angenommen.

Auch bei Post 35 kommen wir gleich zur Abstimmung.

Wer stimmt der Post 35 zu? – Mehrstimmig, ohne FPÖ, angenommen.

Wir kommen nun zur Post 26 der Tagesordnung.

Ich bitte den Herrn Berichterstatter, die Verhandlungen einzuleiten. Bitte, Herr Kollege LUDWIG.

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr Mag Schieder. – Bitte.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren!

Erlauben Sie mir, dass ich zum Geschäftsstück selbst nichts sage, sondern nur die Gelegenheit benütze, einen Antrag einzubringen, unterzeichnet von Mitgliedern des Gemeinderates aller vier Parteien auf Einsetzung der Europakommission. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort? – Okay.

Wir kommen nun zur Abstimmung.

Wer der Post 26 zustimmen kann, den bitte ich jetzt um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Wir kommen nun zum Beschluss- und Resolutionsantrag der GRe Mag Schieder, Mag Gerstl, Mag Korun und Johann Herzog.

Wer dem zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest. (GR Godwin Schuster: Sagenhaft!)

Wir kommen nun zur Postnummer 41 der Tagesordnung.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Deutsch, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. 

Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl Ing Gretner. – Bitte sehr.

GRin Dipl Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der vorliegende Flächenwidmungsplan ist aus unserer Sicht grundsätzlich positiv zu bewerten, denn es geht darum, dass das Ergebnis eines städtebaulichen Wettbewerbs für einen Platz – es kommt ohnehin in den seltensten Fällen vor, dass man Wettbewerbe zur Gestaltung des öffentlichen Raums macht – umgesetzt werden soll. Wir sehen das sehr positiv, denn es geht eben um öffentlichen Raum, der in unseren Augen ohnedies zu sehr vernachlässigt wird. 

Eigenartigerweise ist heute Früh der Absetzungsantrag der ÖVP eingetrudelt. Die ÖVP vertritt in dieser Frauge die Ansicht, das Einzelinteresse des Sportvereins UNION höher zu bewerten als das allgemeine Interesse, obwohl dem Sportverein einige hundert Meter weiter und sogar näher zur U-Bahn-Station eine Ersatzfläche angeboten wurde. Also gab es nicht nur im Bezirk eine ablehnende Haltung, sondern sogar im Gemeinderat steckt man den Kopf in den Sand à la Vogel Strauß und will dieses Geschäftsstück anscheinend nicht einmal verhandeln. 

Es ist allerdings auch StR Schicker und der Wiener Stadtplanung ein Vorwurf zu machen, denn als schon der Gründruck dieses Flächenwidmungsplanes in Umlauf war, wurde gleichzeitig der Umbau des Vorplatzes genehmigt, diesen Sommer auch realisiert und im November fertig gestellt. Und dieser Umbau widerspricht diesem Flächenwidmungsplan. Das heißt, anscheinend glaubt nicht einmal der Stadtrat selbst daran, dass er eines Tages dieses gute Projekt umsetzen kann. Anstatt mit der schwierigen UNION in Verhandlungen zu treten und vielleicht auch mit der Schönbrunn Gesellschaft, die sich durchaus bereit erklärt hat, etwas dazu beizutragen, um das Projekt umzusetzen, zeichnet man einen Plan und wartet ab. 

Ich meine, das zeigt ein prinzipielles Problem der Wiener Stadtplanung, dass man sich nicht darum kümmert, Stadtentwicklungsprozesse zu managen, sondern sich vielmehr darauf zurückzieht, Baulinien zu zeichnen und abzuwarten. – Dies zum Tagesordnungspunkt. 

Erlauben Sie mir bitte auch, weil ich das erste Mal im Gemeinderat spreche, eine allgemeine Bemerkung zu machen. Ich habe beobachtet, seit elf Uhr Vormittag sitzt ein Zuhörer auf der Galerie. Es ist zwar jetzt ein anderer als vorher, und ich vermute sogar, dass es jemand von der Rathauswache in Zivil ist. Ich arbeite seit fünf Jahren hier im Rathaus und es hat mich immer schon gewundert, warum es überhaupt niemandem aufzufallen scheint und auch gar niemanden stört, dass eigentlich außer uns niemand unseren Sitzungen folgen will. (GR Harry Kopietz: Es ist alles im Internet!)

Besonders auffällig war es auch bei der Buchwoche. Ich weiß nicht, ob es Ihnen aufgefallen ist, es waren Tausende Besucher im Rathaus, sie sind sogar hier am Saal vorbeigeströmt, doch es gab keinen Hinweis, es gab keine Einladung, es gab gar nichts, um die Leute einzuladen, unserer Debatte zu folgen oder auch nur Promi schauen zu gehen. Man hätte ja den Bürgermeister live erleben und sich so die eher mäßig leidenschaftliche Regierungserklärung anhören können. Ich habe mir da erwartet, dass irgendjemand schreit, so irgendwie wie im Märchen "Des Kaisers neue Kleider", wo einer schreit, der ist ja nackt, also so quasi auf die Art "He, hallo, es hört uns ja gar niemand zu!", aber es hat niemand geschrien. Deswegen möchte ich das jetzt tun, bevor ich mich daran gewöhnt habe, dass kaum jemand da ist. (Beifall bei den Grünen.)

Ich denke, wir sollten uns ernsthaft überlegen, wie wir die Menschen dieser Stadt dafür interessieren könnten, an unseren Sitzungen teilzunehmen, vielleicht letztlich sogar dafür begeistern könnten, auch wieder wählen zu gehen. Ich habe mir die Wahlbeteiligung seit 1945 ausgedruckt. Da gab es eine rasante Abwärtsentwicklung. Das ist eine Kurve von damals 90 Prozent bis zu dieser Wahl jetzt auf 60 Prozent. Das sollte uns zu denken geben. Als Architektin muss ich sagen, vielleicht trägt auch der Saal und die eigenartige Beleuchtung dazu bei, aber jedenfalls sollten wir etwas unternehmen, um das zu ändern. 

Soweit mein erster Beitrag. Ich habe mir, auch für die nächsten fünf Jahre, vorgenommen, ich möchte Sie nicht mit überlangen Reden quälen, weil ich davon überzeugt bin, dass gute Reden nicht durch die Quantität der Worte ausgezeichnet sind. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Als nächster Redner gelangt Herr GR Ing Mag Dworak zu Wort. – Bitte sehr.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Ich danke ganz besonders, dass Sie auch Zeit gefunden haben, zu uns zu kommen. Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen des Gemeinderates! 

Das vorliegende Plandokument 7682, kurz als Schönbrunner Vorfeld bezeichnet, setzt im Großen und Ganzen den Siegerentwurf der Architekten Schindler und Szedenik und der Landschaftsplaner Auböck & Karas aus dem von der Stadt Wien 2001 geladenen Wettbewerb über die Vorfeldgestaltung des Weltkulturerbes Schönbrunn um. 

Das Plandokument 7682 wurde sehr an dieses Wettbewerbsergebnis angepasst. Die Umsetzung soll in drei Phasen – erstes Modul: Neugestaltung des Vorfelds, zweites Modul: Entlastung des Vorplatzes vom Verkehr und drittes Modul: Verlagerung der B1, Bau einer Tiefgarage und eines Besucherzentrums – erfolgen. 

Als großer Erfolg wurde die Umsetzung beziehungsweise der Abschluss der Bauarbeiten der ersten Bauphase über die Medien vergangene Woche angekündigt. Wie schaut jedoch das Ergebnis aus? Die Fläche ist zwar jetzt autofrei, die Fahrzeuglenker, die dort einen Parkplatz genutzt haben, suchen jetzt großteils zusätzlich in den angrenzenden Gegenden Parkplätze, aber der Platz hat außer der Funktion einer Autobushaltestelle für Schönbrunn-Besucher keine wesentlichen anderen Funktionen. Vielleicht hat man jetzt für Touristen einen besseren Blick mit Fotographiermöglichkeit geschaffen, aber dafür ist der von der Stadt Wien investierte Betrag von rund 7 Millionen EUR ein zu hoher Betrag. Der Platz hat praktisch keine Funktion, außer dass noch ein Radweg im Norden der Fläche geführt wird. Man wird von nirgendwo nach nirgendwo gehen können, und eine Autobushaltestelle für Schönbrunn-Besucher ist errichtet worden. 

Mit einiger Kreativität könnte der Platz, der eine Steinwüste geworden ist, auch eine Funktion erhalten, die er sich im Angesicht des Weltkulturerbes Schloss Schönbrunn auch verdient. Ich möchte persönlich keinen zweiten Schwarzenbergplatz erleben. 

Übrigens hat die groß angelegte schnelle Fertigstellung des ersten Moduls einen einfachen Grund. Das Tragwerk der U4 über der Schlossbrücke musste dringend saniert werden, es war fast Gefahr in Verzug. 

Ursprünglich war das Verkehrskonzept auch ein anderes. Die Entflechtung des Verkehrs nach Norden in Richtung Schloßallee und Johnstraße hätte vor dem Schloss erfolgen sollen, der Spurwechsel hätte nördlich der Kreuzung Hadikgasse, Linke Wienzeile ampelgeregelt erfolgen sollen. Übrig geblieben ist die Führung der Buslinie 10A gegen die Einbahn auf der Schlossbrücke der nach Norden führenden Fahrbahn auf der östlichen Seite der Schlossbrücke, wenn man von der Schönbrunner Schloßstraße kommt. Gefährlich ist diese Busführung zusätzlich, da durch das Schneiden der Kurve, kommend von der Schönbrunner Schloßstraße, leicht eine Kollisionssituation mit den dort haltenden Bussen entstehen könnte.

Dies war nur die Vorgeschichte über die Probleme bei der Umsetzung des Moduls eins "Neugestaltung des Vorfeldes". 

Die Stadt Wien und die Schloss Schönbrunn Kultur und Betriebsgesellschaft mbH, kurz SSKB genannt, haben im Jahr 2003 die Umsetzung des Siegerprojekts für das Vorfeld Schloss Schönbrunn vereinbart. Die Gesamtinvestitionssumme wurde mit 43 Millionen EUR veranschlagt, und der gesamte Bereich sollte in drei Modulen bis – und das muss man sich schon auf der Zunge zergehen lassen – 2007, 2008 attraktiver gestaltet werden. 

Aus den oben angeführten Punkten hat sich aber herausgestellt, dass durch die Detailplanung die Umsetzung des Wettbewerbsentwurfs, wie bereits meine Vorrednerin gesagt hat, nicht entsprechend den Präsentationen zeitgerecht erfolgen konnte. Da diese Umsetzung des Moduls eins nur den kleinsten Teil der Kosten mit 7,8 Millionen EUR – eine Endabrechnung liegt mir derzeit nicht vor – des Gesamtprojekts ausmacht und kein weiterer realistischer Zeitplan für die Umsetzung der weiteren Module besteht, ist größte Vorsicht bei dem vorgelegten Flächenwidmungsplan 7682 angebracht.

Der im Sommer des letzten Jahres von der SSKB angeführte durchschnittliche Busstellplatzbedarf von 50 Bussen mit einem Spitzenbedarf von 65 Bussen legt die Vermutung nahe, dass am Bedarf vorbeigeplant wurde. Die im Modul drei vorgesehene und im Plandokument festgelegte Garage für 36 Busstellplätze und 350 PKW-Stellplätze ist in dieser Form anscheinend nicht umsetzbar. Es ist auch auf Grund der zugesagten Förderungen seitens der Stadt Wien von nur 20 Prozent für die Garagenstellplätze derzeit keine Möglichkeit, die Busgarage zu realisieren. Dies wäre jedoch für das Weltkulturerbe eine Voraussetzung, den Verkehr in der Umgebung des Kulturjuwels und Tourismusmagnets Nummer eins von Wien mit seinen rund 8 Millionen Besuchern erträglich zu gestalten. (Beifall bei der ÖVP.) 
In der Stellungnahme der MA 21B zum Plandokument wird dies ebenfalls, auch im Sinne des Bundesdenkmalamtes, als zeitgemäße und architektonisch qua-
litätsvolle Gestaltung angesehen, dass die Busgarage nur unterirdisch angeordnet werden kann. Die willkürliche Beibehaltung der heutigen unerträglichen Situation, wo die Busse in der Umgebung auf Abruf warten müssen, kann nicht als Verbesserung, die durch den Wettbewerb angestrebt wurde, angesehen werden. 

Auch die Absiedlung des Union-Sportplatzes, der einen Großteil der zu widmenden Fläche ausmacht, scheint derzeit in weite Ferne gerückt. Aus den bekannten, sich schon lange hinziehenden Gesprächen ist die Widmung Esp BB4 sowie Spk BB1 an der Grünbergstraße neu zu überdenken. Eine in dieser Gegend gelegene deutlich verkleinerte Sportanlage entspricht nicht dem Bedarf und ist aus Gesundheitsüberlegungen bedenklich, denn der Sportplatz und insbesondere die Freiflächen wären praktisch im Ausfahrtsbereich der Garage gelegen beziehungsweise liegen sie natürlich an der Grünbergstraße. Als bekannt darf ich auch voraussetzen, dass in den Kreuzungsbereichen und Anfahrbereichen deutlich mehr Schadstoffe ausgeschieden werden, als dies bei rollendem Verkehr der Fall wäre. 

Aus all den oben genannten Punkten scheint die Widmung entsprechend der Umsetzung des Wettbewerbes für das Vorfeld von Schloss Schönbrunn noch nicht vollinhaltlich geklärt zu sein. Unsere Fraktion wird diesem Plandokument in der eingebrachten Form daher nicht zustimmen. Im Sinne einer optimalen Vorbereitung aller Planungsunterlagen appelliere ich an die Mehrheitsfraktion, das Plandokument zurückzuziehen und nach Klärung aller Fakten nochmals vorzulegen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Ich stelle hiermit den Antrag auf Absetzung des Geschäftsstückes Post 41 von der Tagesordnung der heutigen Sitzung gemäß § 17 Abs 6 der Geschäftsordnung der Stadt Wien. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Laut § 17 Abs 6 ist der Berichterstatter anzuhören, bevor wir über die Absetzung abstimmen. Ich ersuche daher den Herrn Berichterstatter um sein Schlusswort.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zum Antrag auf Absetzung, den Herr Kollege Dworak eingebracht hat, möchte ich Sie ersuchen, diesem Antrag nicht Ihre Zustimmung zu geben, weil eine Notwendigkeit auf Absetzung aus meiner Sicht auch nicht gegeben ist. Der Akt wurde im Ausschuss mit überwältigender Mehrheit, ohne die Stimmen der ÖVP, beschlossen. 

Zum Plandokument selbst möchte ich festhalten, dass es um die Festsetzung des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes im 13. Bezirk für das Gebiet zwischen der Schönbrunner Brücke, der Grünbergstraße, der Be-
zirksgrenze zum 12., 14. und 15. Bezirk geht sowie um die Festsetzung einer Schutzzone. Bereits im Stadtent-
wicklungsplan ist das gegenständliche Plangebiet im längerfristigen Leitbild als Grün- und Erholungsgebiet vorgesehen, aber eine Neuordnung der Verkehrsströme, auch zur besseren fußläufigen Erreichbarkeit, inklusive der Neugestaltung des Vorplatzes vor dem Schloss Schönbrunn, auf die auch meine Vorredner eingegangen sind, ist bereits ein Ziel im Masterplan Verkehr, der im Gemeinderat beschlossen wurde. Auch im Klimaschutzprogramm 1999 ist vorgesehen, dass die Attraktivität für Fußgänger und Radfahrer zu erhöhen ist. 

Für die Neugestaltung der Randbereiche des Schlosses Schönbrunn fand 2001 ein international ausgeschrie-
bener Wettbewerb statt, in einer zweiten Stufe dann 2002 der Wettbewerb Vorfeld Schönbrunn. Dieses Pro-
jekt soll eben mit dieser Flächenwidmungsänderung in dem neuen Flächenwidmungs- und Bebauungsplan be-
rücksichtigt werden.

Im Akt sind auch die einzelnen Ziele, die mit der Bearbeitung des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes umgesetzt werden sollen, im Detail angeführt. Dabei ist auch Vorsorge für der Öffentlichkeit dienende Einrichtungen zu treffen wie etwa im Kultur- und Sportbereich. Das heißt, diese Sporthalle war von Anfang an vorgesehen und eine Verlagerung der Sporthalle ist ja auch im Siegerprojekt berücksichtigt worden.

Betreffend die Schaffung von Parkplätzen hat es von Seiten der Schlossgesellschaft den Vorschlag gegeben, die Stellplätze für die Busse generell an der Oberfläche zu belassen. Sie hat in ihrer Vorstellung sogar mit einer Erweiterung auf bis zu 100 Plätze spekuliert. Die Parkmöglichkeiten für Busse – darauf ist die MA 21B in ihrer Stellungnahme auch eingegangen – kann aber im Sinne des Bundesdenkmalamtes und einer zeitgemäßen, architektonisch qualitätsvollen Gestaltung des Vorfeldes – und darum geht es ja auch in diesem Wettbewerb – nur unterirdisch erfolgen. Es wird aber gleichzeitig auch darauf hingewiesen, dass die Lage und Größe dieser Garage in einem Detailprojekt, das aber nicht unmittelbar Bestandteil der Widmung ist, auch noch verändert werden kann. 

Durch die Verlegung der Schönbrunner Schloßstraße entsteht eben eine autofreie Zone entlang des Schlosses, wodurch auch ein attraktiver Zugang ermöglicht werden kann. Das Siegerprojekt sieht weiters ein Besucherzentrum, die erwähnte Busgarage, eine Garage für PKW wie auch die Sporthalle vor. Die Freiflächen können damit attraktiv gestaltet werden. Für all das werden die widmungsmäßigen Vorbereitungen und Vorkehrungen getroffen. 

Ich ersuche Sie nochmals um Ihre Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Wir kommen nun zuerst zur Abstimmung über den Antrag der ÖVP auf Absetzung dieses Geschäftsstückes. 

Wer dem seine Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist leider nur eine Minderheit. (GR Volkmar Harwanegg: Warum leider?)
Dann komme ich zur Abstimmung über das Geschäftsstück Nummer 41. 

Wer dafür ist, dem Antrag des Berichterstatters Folge zu leisten, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der ÖVP und der FPÖ, angenommen. 

Die Postnummer 42 liegt nunmehr zur Abstimmung vor. Sie betrifft das Plandokument 7680 im 13. Bezirk. 

Wer dieser Post die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne FPÖ, ohne Grüne, so angenommen. 

Postnummer 46 betrifft die Erhöhung des Sachkredits für das Vorhaben Schutzzonenmodell Wien. Wir kommen gleich zur Abstimmung. 

Wer kann der Post 46 die Zustimmung erteilen? – Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Die nächste Post ist die Nummer 47. Sie betrifft das Plandokument 7705 im 16. Bezirk. Wir kommen gleich zur Abstimmung. 

Wer kann der Postnummer 47 die Zustimmung erteilen? – Das ist mehrstimmig, ohne Stimmen der FPÖ, angenommen.

Als Nächstes kommt die Postnummer 48 zur Abstimmung. Das ist das Plandokument 7635 im 22. Bezirk. 

Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Mehrstimmig, ohne Stimmen der FPÖ, angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 49 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Äußerung des Gemeinderates der Stadt Wien an den Verfassungsgerichtshof betreffend den Antrag der Volksanwaltschaft auf Prüfung der Gesetzmäßigkeit des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes, Plandokument 7527, in Wien 22, durch den Verfassungsgerichtshof.

Ich bitte den Berichterstatter, Herr GR Reiter, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Günther Reiter: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Walter. –  Bitte sehr.

GR Norbert WALTER, MAS (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Selber aus der Landwirtschaft kommend und aufgewachsen auf einem Bauernhof, kann man so einem Dokument natürlich in keiner Weise zustimmen, denn Eigentum, das ein Bauer hat, ist als Eigentum zur Bewirtschaftung da und nicht dazu da, um es zu enteignen und den Wert zu vermindern. (Beifall bei der ÖVP.) 

An sich schmückt sich die SPÖ ja immer ganz gerne mit der Landwirtschaft. Am 26. August hat StRin Sima gesagt: „Wir sind stolz auf die bäuerliche Leistung in der Stadt Wien. Wien könnte sich täglich selbst mit frischem Gemüse versorgen, ohne importieren zu müssen. Dies ist wohl einzigartig für eine Millionenstadt." 

Weiters hieß es am 19. September: „Die Wiener Landwirte sorgen zudem für den Erhalt der Erholungsflächen für die Stadtbevölkerung. Die Landwirtschaft bringt Farbe und Vielfalt in die städtische Landschaft." 

Das sind leider nur schöne Worte der SPÖ, und für die Betroffenen, um die es hier geht, müssen diese Worte wohl wie Hohn und Spott sein, denn der Einspruch der Familie gegen die Umwidmung von L, landwirtschaftliches Gebiet oder ländliches Gebiet, auf SwwL, Schutzzone Wald- und Wiesengürtel, landwirtschaftliche Nutzung, wird seitens der Stadtregierung abgelehnt. Das bedeutet nämlich für die Betroffenen, also für Landwirte und Gärtner, dass die Errichtung von Nutzgebäuden wie Scheunen oder Glashäuser nicht mehr möglich ist. (Ruf bei der SPÖ: Das stimmt ja nicht!) Der landwirtschaftliche Besitz verliert an Wert. Das wissen Sie und Sie wissen genauso, dass es heute für Kreditnehmerinnen und -nehmer nicht einfach ist. Vor allem, wenn da keine Gebäude mehr stehen, ist die Entwertung der Grundstücke, ist die Wertminderung eine sehr große. 

Zusätzlich passiert eines: Die Bewirtschaftung der Flächen wird à la longue unmöglich gemacht, und wenn man sich das ansieht, dann hat die Volksanwaltschaft das ja auch treffend festgestellt, denn sie sagt: Die Volksanwaltschaft erachtet die für das fragliche Gebiet festgelegte Widmung wegen des Fehlens einer ausreichenden Grundlagenforschung und mangels Vorliegens der für eine Abänderung notwendigen wichtigen Rücksichten für gesetzwidrig sowie für sachlich nicht gerechtfertigt und damit gleichheitswidrig. Die Widmung SwwL stütze sich lediglich auf nicht rechtsverbindliche Unterlagen, den Stadtentwicklungsplan, das Leitprogramm für den Stadtentwicklungsbereich Stadlau und so weiter und es wurden diese Programme als die wichtigen Rücksichten gemäß § 1 Abs 4 Bauordnung dargestellt. 

Das heißt ganz konkret, dass die Umwidmungen nicht notwendig, gleichheitswidrig und nicht gesetzeskonform sind.

Die Umwidmungen zeigen aber auch, wie eigentums- und eigentümerfeindlich die SPÖ-Wien agiert, wenngleich der Herr GR Stürzenbecher heute betreffend den U-Bahn-Ausbau bei der U2 das Eigentum, wo es um die zwei Enteignungshäuser gegangen ist, sehr stark verteidigt hat, wenn ich mich da richtig erinnere. (Beifall bei der ÖVP. – GR Dr Kurt Stürzenbecher: Man muss das immer aus dem richtigen Blickwinkel sehen!) Ja eben, genau. Deswegen wäre es auch ganz gut, wenn man das einhalten würde. 

Anstatt die Bauern permanent mit Events zuzuschütten, sollte man ihnen faire Rahmenbedingungen dafür geben, dass sie ihrer wichtigen Aufgabe der Landschaftspflege nachkommen können. Dazu sind zweierlei Maßnahmen möglich. Erstens ökonomische Aufwertung und zweitens eine Steigerung der Wertschätzung ihrer Arbeit. Dass dazu ein ganzes Maßnahmenbündel erforderlich ist, ist klar. Ökologischer Landbau, Auswertung und Aufwertung, Direktvermarktung, Öffnung der Naherholung und damit einen Imagetransfer und viele andere Möglichkeiten gäbe es dazu.

Wenn die SPÖ diese eigentümerfeindliche Politik fortsetzt, sehe ich schwarz für Wiens Gärtner, Bäuerinnen, Bauern und Weinhauer. Denn wer Enteignung sät, wird Brache ernten. (Beifall bei der ÖVP.)
Sehr geehrter Herr Bürgermeister und oberster Ökonomierat der Stadt Wien! Sehr geehrte Damen und Herren der SPÖ-Wien! Haben Sie nicht nur ein Herz für Ziesel am Laaerberg, sondern haben Sie auch ein Herz für die Wiener Gärtnerinnen, Gärtner, Weinhauer und Landwirte. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dampier.

GR Karl Dampier (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Herr Berichterstatter!

Ich sehe das etwas anders als mein Vorredner. No na, kann man dazu sagen. Das klingt ja in der Einleitung recht spektakulär, was wir hier heute zu behandeln haben, ich will aber nicht die ganze Vorgeschichte aufrollen, die in Wahrheit von der Bearbeitung des Flächenwidmungsplanes 2002 bis zur Beschlussfassung 2003 im Bezirk und hier in diesem Haus reicht, wobei das im Bezirk übrigens mit Zweidrittelmehrheit beschlossen wurde. Ich möchte auf diese Details gar nicht eingehen. Ich möchte im Unterschied zu meinem Vorredner nicht einzelne Interessen hier ausbreiten, sondern eigentlich das festhalten, was mit dieser Widmung tatsächlich passiert ist. 

Sie sind ja zum Teil auf Dinge eingegangen, die hier in diesem Haus und im Bezirk teilweise einstimmig, teilweise mit großer Mehrheit beschlossen worden sind. Ich werde das dann noch einmal kurz wiederholen, weil ich glaube, dass diese Umwidmung auf SwwL in Wahrheit dem Wohle der meisten Bürger der Donaustadt und Wiens dient. Herr Kollege, so lange Wien rot ist, brauchen Sie und niemand in der Stadt für die Landwirte schwarz zu sehen. Ich glaube, das wissen die Wiener Landwirte auch. (Beifall bei der SPÖ.)
Worum geht es da eigentlich ganz genau? Es geht um ein Gebiet, das sich eigentlich ganz nahe am Wiener Stadtrand befindet. Es liegt neben einem Ort, der ein ehemaliges Marchfeld-Dorf war, wo sogar noch eine Schutzzone übrig geblieben ist, und da kann man ja wohl von L auf SwwL widmen. Und ich sage es noch einmal: Das ist zum Wohl der Bürger. 

Interessant ist – ich höre ja, dass die FPÖ sich zwar nicht zu Wort meldet, aber auch dagegen stimmt –, dass zwei Parteien voraussichtlich dagegen stimmen werden, die in der Donaustadt ununterbrochen gegen die weitere Stadtentwicklung sind oder sogar polemisierende Worte äußern. In dieser Beschwerde, die einige Betroffene bei der Volksanwaltschaft eingereicht haben, da klingen Töne an, dass es L eigentlich auch nicht bleiben soll und SwwL soll es schon gar nicht werden, es soll Eklw werden. Interessant! Also doch Bauland, also genau das, wogegen Sie normalerweise eigentlich sind: Die Verhüttelung rund um Ortskerne. Ich habe diese Worte von Ihrem Kollegen aus der Bezirksvertretung noch so gut im Ohr.

Ich möchte ganz kurz auf die Punkte eingehen, warum ich glaube, dass es richtig war, das damals so zu beschließen und heute die Stellungnahme eigentlich wieder in die Richtung des damaligen Beschlusses abzugeben. 

Es entspricht dem Stadtentwicklungsplan 1994. Damals bei der Beschlussfassung war der ja noch gültig. Da haben natürlich nicht alle in diesem Haus zugestimmt, das weiß ich schon. Der Kollege hat selbst vorher das Leitprogramm 1994 bezüglich der Stadtentwicklung in diesem Raum genannt. Auch da ist das eindeutig drinnen. Es gibt vor allen Dingen, meine Kollegen und auch die Kollegen von der Landwirtschaft oder jene, die die Landwirtschaft vertreten in den beiden Parteien, die dagegen stimmen werden, den so genannten 1 000-Hektar-Plan für den Nordosten Wiens. Der ist meines Wissens hier in diesem Haus und in den beiden Bezirken 21 und 22 einstimmig – ich betone: einstimmig – beschlossen worden. So habe ich es zumindest mitbekommen, mitbeschlossen zum Teil und auch nachgelesen. 

Man muss nämlich eines auch noch dazusagen, und ich glaube, das sind auch die guten Argumente dafür. Normal kann man ja sagen, okay, wenn eine Widmung L besteht, dann darf man eigentlich nicht viel darauf bauen außer Wohngebäude für Landwirte und Gebäude für landwirtschaftliche Einrichtungen und so weiter. Aber wir alle wissen natürlich, dass besonders am Stadtrand in solchen Gebieten, wenn nur L gewidmet ist, der Druck zum Bauland enorm wird. Das spiegelt sich auch bei den Beschwerdeführern wider. In Wahrheit wollen sie auf Sicht gar nicht L, sondern sie wollen Eklw. Das heißt, sie wollen das tatsächlich auf Bauland umgewidmet haben, und das wollen wir nicht, denn das entspricht eben nicht dem, was von den Gremien im Bezirk und auch hier in der Stadt beschlossen wurde.

Wenn hier einfach behauptet wird – es hat ohnehin einen Zwischenruf gegeben, der richtig war –, dass bei SwwL die Zulässigkeit von Baulichkeiten nicht gegeben ist, dann stimmt das so einfach nicht. Jawohl, es kann und soll und darf nicht über Gebühr gebaut werden, aber es gibt auch bei diesem Flächenwidmungsplan Teilbereiche – zugegebenermaßen nur Teilbereiche, und das soll auch so sein –, nämlich entlang der Straße, die dort führt, also entlang des Rautenweges, wo sehr wohl betriebsbedingte Nutzbauten im notwendigen Ausmaß möglich sind. So sagt es die Gesetzeslage. 

Daher ist das dort keine Enteignung, das ist es überhaupt schon gar nicht, das ist keine wirkliche Wertminderung für den Grund, das ist eine Sicherstellung, dass das für das übermäßige Bauen eine Tabuzone ist, und das ist gut so, sage ich. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich meine, auch die Volksanwälte müssen nicht unbedingt immer Recht haben, das muss man auch sagen, bei allem Respekt. (Zwischenruf von GR Mag Alexander Neuhuber.) Das ist schon richtig, aber es ist keine Schlechtersetzung. (GR Mag Alexander Neuhuber: Oh ja!) Nein, nein! Es ist keine Schlechtersetzung, weil dort seit Jahren eben auch L war und nichts anderes. Wenn in der Beschwerdeführung als Begründung, warum es doch eine Schlechterstellung ist – ich habe mir das nämlich ziemlich genau angeschaut und ich bin mit vielen Landwirten, auch mit denen, die da teilweise Beschwerde geführt haben, seit Jahren in gutem Kontakt und gut bekannt –, der Bauzonenplan von – Sie hören richtig, meine Damen und Herren –1934 der damaligen niederösterreichischen Gemeinde Breitenlee angeführt wird, also wenn man die Dinge so weit herbeiholt, um es sich sozusagen heute richten zu können, dass man sein Grundstück gewinnbringend anbringen kann, damit es verbaut wird, dann muss man nicht mitspielen; bei aller Freundschaft zu manchen Leuten, die ich dort, wie gesagt, auch persönlich kenne. 

Abgesehen davon muss man ja, würde man der vorgeschlagenen Eklw-Widmung für dieses total am Stadtrand gelegene Gebiet tatsächlich zustimmen – da geht es immerhin um eine Fläche von über 3,5 km² –, dazusagen, wie viel zigtausend Euro die Aufschließung dort kosten würde, die Infrastruktur dort kosten würde. Das würde kein Mensch verstehen. Daher wundert es mich, wie gesagt, dass diese Argumente von Vertretern von Parteien kommen – von zumindest einer auch in Form einer Wortmeldung –, die sonst immer, fast generell, gegen jede Stadtentwicklung zum Beispiel im 22. Bezirk oder auch anderswo sind. 

Ich glaube daher, abschließend sagen zu können: Wenn wir über solche Dinge, also über Widmungen oder über Geschäftsstücke danach wie in diesem Fall, zu entscheiden haben, haben wir abzuwägen, ob wir Einzelinteressen Recht geben wollen oder ob wir dem Interesse der gesamten Stadt, in dem Fall mit einem schönen grünen Ring im Nordosten von Wien, die Zustimmung geben. Ich bin für Zweiteres. Daher ersuche ich auch Sie alle, auch wenn das angefochten wurde, zunächst einmal diesem Geschäftsstück, dieser Stellungnahme die Zustimmung zu geben. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön.

Es ist niemand mehr zu Wort gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat auf sein Schlusswort verzichtet.

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für das Geschäftsstück in der vorliegenden Fassung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen und die ÖVP, so angenommen.

Postnummer 52, Plandokument 7693, KatG Rothneu-
siedl und Oberlaa Land. 

Herr GR Dr Troch.

Berichterstatter GR Dr Harald Troch: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Plandokument.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Herr GR Hoch, bitte schön.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es ist für mich von besonderer Bedeutung, dass sich meine erste Rede gleich mit einem Thema des 10. Bezirkes beschäftigt. Gerade bei der Stadtplanung zeigt sich sehr genau, wie wirtschafts- und arbeitnehmerfeindlich die Stadtregierung bei der Flächenwidmung agiert. 

Aktuell geht es um den Flächenwidmungs- und Bebauungsplan Nummer 7693, wo einem Landwirtschafts- und Gasthausbetreiber willkürlich mitten durch sein Grundstück und durch seinen Gastgarten eine g-Wid-mung vor die Nase gesetzt wird. Wie soll dieser Land- und Gastwirt auf neue Trends, zum Beispiel in der Gastronomie, reagieren können? Durch solche Maßnahmen kann die Politik Kleinunternehmer – und ein Gastwirt ist ein Kleinunternehmer – mit Sicherheit nicht zu Investitionen ermuntern. (Beifall bei der ÖVP.)
Wir alle wissen, und gerade Sie, sehr verehrten Damen und Herren aus der Gewerkschaft und aus der Arbeiterkammer: Nur Betriebe, die innovativ sind und investieren können, werden auch in Zukunft ihre Mitarbeiter beschäftigen und für sichere Arbeitsplätze sorgen können. Es ist die Aufgabe der Stadt Wien sicherzustellen, dass die Unternehmer, vor allem Kleinunternehmer, unterstützt und nicht behindert werden. 

Das Ausmaß der Umwidmung, die die Familie Wildenauer – so heißt der Besitzer des Grundstücks – betrifft, muss man sich klar verdeutlichen. Dem Gastronomiebetrieb werden 2 000 m², das entspricht einem Drittel des Grundstücks, durch diese g-Widmung entwertet. Solche großen Flächen mit Widmung g sind weder entlang der Himberger Straße, wo sich das Grundstück befindet, noch bei der großen Reihenhaussiedlung zwischen Liesingbachstraße und Rosiwalgasse festgelegt. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Sie werden mir sicherlich zustimmen, dass diese Flächenwidmung exemplarisch aufzeigt, wie verantwortungslos in Wien mit dem Eigentum, im Speziellen wie in diesem Fall mit der Erwerbsgrundlage vieler Wienerinnen und Wiener umgegangen wird. 

Auch Gewerbebetriebe leiden unter der derzeitigen Handhabung der Flächenwidmung, wie ein Beispiel aus Margareten zeigt. Die gewerbliche Nutzbarkeit des Hofes einer florierenden Autowerkstatt wurde per Flächenwidmung reduziert. Ich brauche Ihnen nicht zu sagen, welche Auswirkungen diese Vorgangsweise auf diese Werkstatt hatte. Die Bereitschaft der Wiener Wirtschaft, ihre Standorte und damit die dringend benötigten Arbeitsplätze in Wien zu belassen, wird durch diese Politik nicht gerade gefördert. 

Sogar der Mariahilfer Straße wird ihre Geschäftsstraßenfunktion per Flächenwidmung mehr und mehr aberkannt. Das ist besonders grotesk, wenn man auf der anderen Seite den Abfluss der Kaufkraft in die SCS oder nach Parndorf beklagt. Eine Flächenwidmungspolitik, wie sie derzeit praktiziert wird, kann weder die Finanzkraft noch die Arbeitsplätze in Wien halten. (Beifall bei der ÖVP.)
Was Wien braucht, ist eine bedarfsorientierte Widmungspolitik, die sich an den Bedürfnissen unserer Bürger und Bürgerinnen orientiert. Unsere aller Aufgabe ist es – und da geben Sie mir sicherlich Recht –, Arbeitsplätze zu sichern und auszubauen und damit die Lebensqualität in unserer Stadt zu erhalten. Zu oft hat man aber den Eindruck, es handelt sich bei den derzeit umgesetzten Flächenwidmungsgutachten um Gefälligkeitsgutachten. Beispiele Wien-weit sind dafür der Flächenwidmungsplan für das geplante Einkaufszentrum beim Prater-Stadion beziehungsweise die Diskussion um Wien-Mitte. 

Wien betreibt trotz der eminenten Bedeutung der Flächenwidmungspläne einen Zick-Zack-Kurs, der für die Entwicklung dieser Stadt nicht gut ist und der sich auch negativ auf die Entwicklung des 10. Bezirkes auswirkt. 

Meine Damen und Herren! Es ist höchste Zeit, den 10. Bezirk und den gesamten Süden Wiens so zu planen, dass es zu einer Aufwertung der betroffenen Grundstücke kommt. Ich empfehle, den Rechnungshofbericht 2004, den Sie alle sehr gut kennen, heranzuziehen und die darin enthaltenen Vorgaben schnellstens umzusetzen. Als Mandatar des 10. Bezirkes appelliere ich daher an den Planungsstadtrat, die Flächenwidmungen so abzuwickeln, dass sie das Wohl des Bezirkes und der Bewohner im Auge behalten. Einen zweiten Fall Wien-Mitte mit allen Verzögerungsfehlern darf es in Wien nicht geben. Der Bezirk braucht Stadtentwicklungsprojekte wie das derzeit in Diskussion stehende in Rothneusiedl dringend, um seine Kaufkraft, die Arbeitsplätze und somit die soziale Balance zu wahren. 

Ich bitte den Stadtrat daher, sich an den augenscheinlichen Notwendigkeiten zu orientieren. Aus diesem Grund – und da appelliere ich an sein politisches Gespür – macht es nicht nur Sinn, sondern ist es notwendig, über die Flächenwidmung 7693 in der SPÖ-Fraktion noch einmal zu diskutieren. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Es ist niemand mehr zu Wort gemeldet. – Herr Berichterstatter?

Berichterstatter GR Dr Harald Troch: Favoriten ist tatsächlich ein Bezirk, wo eine rasante und dynamische Entwicklung stattfindet. Der klassische Süden Wiens ist wirtschaftlich dynamisch und auch kulturell dynamisch. Das spiegelt sich vielfach auch in der Flächenwidmung des Bezirkes wider. Aber ich muss sagen, im Unterschied dazu gibt es im vorliegenden Plandokument über-
haupt keine dramatischen Änderungen. Es ist aber not-
wendig, denn der bestehende Flächenwidmungs- und Bebauungsplan wird 2006 seine Gültigkeit verlieren, daher gibt es diesen Neubeschluss. Es geht hier langfristig darum, diese Zone als Wohn- und Mischgebiet zu sichern, und gerade das ist auch, so meine ich, im Interesse der Favoritner Gewerbetreibenden. 

In diesem Sinne ersuche ich um Ihre Zustimmung. – Danke.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wer für das Geschäftsstück in der vorliegenden Fassung ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der ÖVP und der Freiheitlichen, angenommen.

Postnummer 54, Plandokument 7585, KatG Inzers-

dorf Stadt und Favoriten. 

Es liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN, so angenommen.

Postnummer 55, Plandokument 7619, 20. Bezirk , KatG Brigittenau, Floridsdorf, Nußdorf, Schwarze Lackenau. 

Keine Wortmeldung. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN und Freiheitlichen, angenommen.

Postnummer 56, Plandokument 7729, KatG Landstraße. 

Ebenfalls keine Wortmeldung.

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN, so angenommen. 

Postnummer 57, Plandokument 7728 im 3. und 4. Bezirk, KatG Landstraße und Wieden. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN und Freiheitlichen, so angenommen.

Somit ist die öffentliche Sitzung beendet. 

Ich darf ersuchen, die Galerie zu verlassen. 

(Schluss der Sitzung um 16 Uhr.)
